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Vorwort 
Die vorliegende kumulative Habilitationsschrift basiert auf mehreren Forschungsunterfangen, die ich am 

Seminar für Wissenschaftliche Politik der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau in den Jahren 

2014 bis 2022 bearbeitet habe. Vielfach handelt es sich dabei um Forschung, die ich nicht allein, sondern 

die ich gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen aus Freiburg und von anderen Universitäten durchge-

führt habe. Ihnen allen gilt zuvorderst mein Dank für die intensive Zusammenarbeit, ohne die die Veröf-

fentlichung vieler, der in dieser Arbeit enthaltenen Artikel, nicht möglich gewesen wäre. Einer dieser Ko-

Autoren ist mein Doktorvater Uwe Wagschal, an dessen Lehrstuhl ich als Assistent stets die nötigen Frei-

heiten für meine Forschung vorgefunden habe und der darüber hinaus als akademischer Mentor für Fra-

gen jeglicher Art immer zur Verfügung stand. Ihm gebührt mein besonderer Dank. 

 

Freiburg, im Juni 2023                Sebastian Jäckle 
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1. Einleitung – inhaltliche und methodische Klammer der Arbeit 
Dieser kumulativen Habilitationsschrift liegt sowohl eine inhaltliche als auch eine methodische Klammer 

zugrunde. Inhaltlich lassen sich die 18 enthaltenen Artikel dem Bereich der Politischen Soziologie zuordnen 

– sofern man diesen Teilbereich der Sozialwissenschaften, wie das an dieser Stelle auch geschehen soll, 

vergleichsweise breit als Schnittmenge der beiden Disziplinen Soziologie und Politikwissenschaft auffasst. 

Elementar für diese Einsortierung ist, dass die Artikel, wenn auch aus sehr unterschiedlichen Perspektiven, 

so doch alle das Verhältnis zwischen gesellschaftlicher und politischer Ebene in den Blick nehmen. Dabei 

fokussieren sie sowohl auf die „gesellschaftlichen Bedingungen der Politik […] [als auch die] Wirkungen der 

Politik auf die Gesellschaft“ (Schiller 1997, S. 413). Beide Kausalrichtungen spielen in den Artikeln eine 

Rolle. So zeigen die Artikel 12, 13 und 14 von Jäckle und König (2017, 2018, 2019) unter anderem, wie sich 

die vorherrschende politische Situation, etwa gemessen über Wahlergebnisse, auf die Wahrscheinlichkeit 

von Anschlägen auf Geflüchtete und damit auf die gesellschaftliche Ebene auswirkt. Andererseits untersu-

chen Hildebrandt, Trüdinger und Jäckle (2017) in Artikel 7 wie sich gesellschaftliche Einstellungsmuster 

zum Thema Homosexualität gekoppelt mit religiösen Vorstellungen auf die Politik, genauer die Gesetzge-

bung im Bereich gleichgeschlechtlicher Partnerschaft bzw. Heirat auswirken. In diesen beiden Fällen ist eine 

explizite Verbindung zwischen politischer und gesellschaftlicher Sphäre gegeben. Doch auch wenn dies 

nicht so ist, wie beispielsweise in den Artikeln 16, 17 und 18 zum Thema Carbon Footprint wissenschaftlicher 

Konferenzen (Jäckle 2019, 2021, 2022a), steht hinter diesen Arbeiten, die in diesem Fall primär eine ökolo-

gische und gesellschaftliche Problemstellung adressieren, ebenfalls eine im Kern politische Frage. Nämlich 

wie die Politik, als Regelungsinstanz solche in der Gesellschaft auftauchenden Probleme angehen kann, bzw. 

inwiefern sie dies überhaupt sollte, oder nicht eher eine Selbstregulierung durch gesellschaftliche Gruppen 

oder den Markt zielführend sein könnte.  

Inhaltlich bearbeitet die Politische Soziologie gemäß diesem grundlegenden, konzeptionellen Verständnis 

eine Vielzahl an Themen, von der politischen Kulturforschung, über die Forschung zu Ideologien, Einstel-

lungen und v.a. dem Wertewandel, die Wahlforschung und die Verbändeforschung, bis hin zur politischen 

Elitenforschung. Entsprechend dieser verschiedenen Themenbereiche haben sich auch das konzeptionelle 

und das methodische Instrumentarium der Disziplin immer weiter ausdifferenziert, wobei weiterhin beha-

vioristische aber auch institutionelle Ansätze stark vertreten sind (Kaina und Römmele 2009, S. 13). Zudem 

„Die Sozialwissenschaft, die wir treiben wollen, ist eine Wirklichkeitswissenschaft. 
Wir wollen die uns umgebende Wirklichkeit des Lebens, in welches wir hineingestellt 
sind, in ihrer Eigenart verstehen – den Zusammenhang und die Kulturbedeutung ih-
rer einzelnen Erscheinungen in ihrer heutigen Gestaltung einerseits, die Gründe ihres 
geschichtlichen So-und-nicht-anders-Gewordenseins andererseits.“  
(Weber 1922, S. 170–171) 
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gilt, obgleich qualitative Analyseverfahren und methodenverbindende Forschungsdesigns mittlerweile keine 

Ausnahme mehr sind (Eith und Mielke 2009, S. 295; Pötschke 2009, S. 447), dass quantitativ-statistische 

Methoden für die Politische Soziologie heute das „dominierende […] Handwerkszeug für ihren wissen-

schaftlichen Zugang zur Wirklichkeit“ (Kaina und Römmele 2009, S. 11) darstellen. Die Politische Soziolo-

gie arbeitet dabei in aller Regel komparativ (Ebbinghaus 2009, S. 481–482), wobei die Vergleiche auf Mikro-

, Meso- und Makroebene erfolgen können. Wenngleich die in dieser Schrift enthaltenen wissenschaftlichen 

Zeitschriftenartikel nicht alle der hier angesprochenen, konstituierenden Elemente politisch soziologischer 

Arbeiten aufweisen, bzw. inhaltlich und in ihrem Anwendungsbezug unterschiedliche Schwerpunkte setzen, 

stellt der, die politische und soziale Ebene verbindende Fokus der Politischen Soziologie doch eindeutig das 

thematische Verbindungsglied der Artikel dar. Zudem beschäftigen sich alle Artikel entweder direkt, oder 

zumindest implizit mit bestimmten gesellschaftlichen Konflikten oder mit Themen, bei denen deutliche 

Differenzen in den Werteinstellungen der Bürger vorhanden sind. Sie untersuchen damit die Basis dessen, 

was nach Gerhard Lehmbruch die Politik ausmacht, als „gesellschaftliches Handeln, […] welches darauf 

gerichtet ist, gesellschaftliche Konflikte über Werte verbindlich zu regeln“ (Lehmbruch 1968, S. 153).   

Der vergleichsweise breite inhaltliche Fokus dieser Habilitationsschrift korrespondiert dabei auch mit mei-

nem persönlichen Verständnis davon, wie ich die Arbeit als Politikwissenschaftler auffasse, nämlich nicht 

in engen Disziplingrenzen denkend, sondern als generalistische Wissenschaft des Sozialen und Politischen, 

bei der auch Theorien und Ansätze aus der Psychologie, der Soziologie und anderen Nachbardisziplinen 

miteinfließen. Daher arbeite ich auch gezielt zu mehreren unterschiedlichen Themen aus diesem breit ver-

standenen Schnittmengenbereich der Politischen Soziologie. Die für diese Habilitationsschrift ausgewählten 

Artikel stehen exemplarisch für diese Sichtweise. Sie dokumentieren die letzten Jahre meines wissenschaft-

lichen Arbeitens und zeigen dabei in ihrer Gesamtheit, welche fruchtbaren Erkenntnisse der Blick über den 

disziplinären Tellerrand hinaus bieten kann.                  

Die methodische Klammer dieser Arbeit indes besteht darin, dass in allen Artikeln auf einen quantitativ-

statistischen Werkzeugkasten zurückgegriffen wird und stets die empirische Analyse sozialer und politischer 

Sachverhalte im Vordergrund der Untersuchungen steht. Normative Aspekte sind bei dieser Form des wis-

senschaftlichen Arbeitens nicht im Fokus. Vielmehr orientieren sich die einzelnen Studien von ihrer nor-

mativen Grundposition an Max Weber, nach dem „eine empirische Wissenschaft […] niemanden zu lehren 

[vermag], was er soll, sondern nur, was er kann und – unter Umständen – was er will“ (Weber 1904, S. 27). 

Generell sei es „niemals Aufgabe einer Erfahrungswissenschaft […], bindende Normen und Ideale zu er-

mitteln, um daraus für die Praxis Rezepte ableiten zu können“ (Weber 1922, S. 149). Auch wenn die auf 

Basis von empirischen Analysen gewonnenen Erkenntnisse vielfach auch für die Praxis von Interesse sein 

können und ein konkreter Anwendungsbezug vielfach gegeben ist (dazu genauer weiter unten), ist das Ziel 

der sozialwissenschaftlichen Forschung, wie sie in dieser Arbeit verstanden wird, somit doch deutlich von 

Politikberatung zu unterscheiden. Die letzten drei Artikel dieser Habilitationsschrift zum Thema Carbon 

Footprint wissenschaftlicher Konferenzen, stellen dabei eine gewisse Ausnahme dar, enthalten sie doch auf 

empirischen Analysen fußende, konkrete Handlungsempfehlungen.  
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Unterscheiden muss man an dieser Stelle ebenfalls zwischen den Vorstellungen einer werturteilsfreien und 

einer wertfreien Forschung. Letztere stellt auch nach Max Weber keine sinnvolle und auch gar keine real 

mögliche Option dar, empirisch-sozialwissenschaftliche Forschung zu betreiben. So gehen er und in seiner 

Folge ebenso Hans Albert erstens davon aus, dass allein die Entscheidung sich wissenschaftlich zu betätigen, 

nur auf dem Fundament einer bestimmten „Wertbasis“ (Albert 1972, S. 55) geschehen könne. Zweitens 

determinieren Werte und subjektive Positionen der Forschenden zu einem großen Teil die Auswahl der 

Forschungsgegenstände – das eine Untersuchung begründende Erkenntnisinteresse kann damit niemals als 

frei von normativen Ansichten angesehen werden (Schmid 2020, S. 193; Weber 1922, S. 161). Zudem gilt, 

dass drittens Werte und Normen selbst Untersuchungsgegenstand empirischer Forschung sein können, wie 

dies exemplarisch in der (politischen) Einstellungsforschung geschieht. Dabei sind gerade gesellschaftlich 

umstrittene Themen, denen man evtl. zunächst nur eine untergeordnete politische Relevanz zuordnen 

würde, bei denen jedoch normative und ideologische Grundeinstellungen aufeinanderprallen, vielfach be-

sonders spannend zu untersuchen. Gerade in den letzten Jahren hat sich gezeigt, wie solche normativ auf-

geladenen, die eigene Identität definierenden Themen immer stärker die politische Debatte zu prägen be-

gannen. Diese werden gezielt genutzt, insbesondere von populistischen politischen Gruppierungen, primär 

um die eigene Basis zu mobilisieren und den Graben zum politischen Gegner, zumindest in der Wahrneh-

mung der eigenen Anhängerschaft, zu vergrößern (Fukuyama 2018). Seien es die Debatten um Abtreibung 

und Waffenbesitz in den USA, dort, wie auch in vielen anderen Ländern Fragen der Diskriminierung von 

Minderheiten (Black Lives Matter, LGBTQ) oder, insbesondere in Deutschland die Diskussion über die 

angemessene sprachliche Repräsentation von Frauen und nicht-binären Personen, das sogenannte Gendern 

– alle diese Themen nehmen mittlerweile einen sehr großen Teil der politischen Diskussion ein. Sie verdrän-

gen damit zunehmend die von Lipset und Rokkan (1967) identifizierten klassischen Konfliktlinien, wie Ar-

beit vs. Kapital oder Zentrum vs. Peripherie. Aber auch neuere Konzept der politischen Positionsbestim-

mung, wie die Anfang der 2000er als Ergänzung zur links-rechts-Skala von Hooghe, Marks und Wilson 

(2002) eingeführte GAL-TAN-Skala, sind nur begrenzt in der Lage, die neuen, auf diesen stark normativ 

besetzten Themen basierenden, gesellschaftlichen Spaltungslinien zu erfassen. Zum Teil bilden sich hier 

auch ideologische Schnittmengen aus, die noch vor wenigen Jahren entsprechend klassischer politischer 

Spektren undenkbar waren. So haben die Proteste im Zuge der Corona-Pandemie in Deutschland Gegner 

der Schutzmaßnahmen und der Impfung aus gänzlich unterschiedlichen Lebenswelten gemeinsam auf die 

Straße gebracht. Geeint in der Ablehnung der Corona-Politik demonstrierten hier esoterisch und anthropo-

sophisch eingestellte Personen gemeinsam mit Rechtsradikalen (Pisoiu 2021; Weidmann 2022). Neben den 

Werten und Normen selbst als mögliche Untersuchungsgegenstände, können auch die „Herkunftsumstände 

und […] faktischen Folgen zweck- und wertorientierten Handelns“ (Schmid 2020, S. 194) in sozialwissen-

schaftlichen Analysen betrachtet werden. Zusammenfassend kann damit festgehalten werden, dass eine 

wertfreie Forschung in den Sozialwissenschaften damit weder erstrebenswert noch möglich ist.  

Anders ist dies bei der Vorstellung möglichst werturteilsfrei Forschung zu betreiben. Dieses von Weber als 

Werturteilsfreiheitspostulat formulierte Ziel wird in dieser Arbeit als weiterhin erstrebenswert angesehen. 
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Basierend auf der klaren Trennung von Tatsachenbeschreibungen sozialer Sachverhalte und wertenden Aus-

sagen, wie sie Weber bereits 1895 in seiner Freiburger Antrittsvorlesung mit dem Titel „Der Nationalstaat 

und die Volkswirtschaftspolitik“ vertritt1, sollte das Postulat der Werturteilsfreiheit allerdings nicht so ver-

standen werden, dass Wissenschaftler sich gänzlich jeglicher Werturteile enthalten sollten, sondern vielmehr, 

dass sie „die Feststellung empirischer Tatsachen und [ihre] praktisch wertende, diese Tatsachen als erfreulich 

oder unerfreulich beurteilende, Stellungnahme auseinanderhalten“ (Keuth 1989, S. 7). Auch wenn ein Ab-

koppeln der Wissenschaft von der sozialen Realität und damit ein Forschen quasi im werte- und normen-

freien Raum als unmöglich anzusehen ist, sollten Forschende doch versuchen sich ihrer jeweiligen Brillen, 

mit denen sie ihre Untersuchungsgegenstände betrachten, bewusst zu werden und v.a. möglichst keine ein-

seitigen normativen Grundpositionen vertreten, die eine unvoreingenommene, distanzierte Betrachtung un-

terminieren. Insbesondere bei ideologisch umstrittenen Themen, wie beispielsweise den identitätspolitisch 

aufgeladenen Debatten um das Gendern (vgl. Jäckle 2022b), ist eine solche möglichst neutrale Selbstpositi-

onierung der Forschenden zentral, denn nur so ist es möglich die realen sozialen Verhältnisse mit den 

Fremdbeschreibungen verschiedener Gruppen zu kontrastieren (Kieserling 2000, S. 77). 

In den in dieser Habilitationsschrift enthaltenen Artikeln nehmen methodische Fragen, beispielsweise be-

zogen auf die Übertragbarkeit von Ansätzen, Analyseverfahren oder graphischen Darstellungsmethoden 

aus anderen Wissenschaftsbereichen, die in der Politikwissenschaft noch vergleichsweise selten genutzt wer-

den, vielfach eine wichtige Position ein. Dies liegt in meiner Überzeugung begründet, dass viele dieser Her-

angehensweisen das Potenzial haben auch über die konkrete Anwendung in den hier präsentierten Artikeln 

                                                           
1 Weber beschreibt, basierend auf Statistiken, in dieser Antrittsvorlesung zunächst die Situation in Westpreußen im 
Hinblick auf die Güte des Ackerbodens, die soziale Schichtung der bäuerlichen Bevölkerung sowie deren Nationalitä-
ten. Er zeigt beispielsweise, dass mit „abnehmender Güte des Bodens“ (Weber 1895, S. 2) dieser vermehrt vom pol-
nischen Bevölkerungsteil bestellt wird, gleichzeitig „die Polen […] die Tendenz [hätten] sich in der ökonomisch und 
sozial niedrigsten Schicht der Bevölkerung anzusammeln“ (Weber 1895, S. 4) und es „vornehmlich deutsche Tagelöh-
ner [seien], die aus Gegenden mit hoher Kultur abziehen“ (Weber 1895, S. 8). Aufbauend auf dieser Beschreibung 
sozialer Tatsachen versucht sich Weber an einer Erklärung dieser Sachverhalte. Diese enthält eindeutig rassistische und 
sozialdarwinistische Argumentationsmuster. Deutlich wird dies beispielsweise, wenn er den von ihm diagnostizierten 
Siegeszug des polnischen Kleinbauern gegenüber seinem deutschen Pendent in Westpreußen damit begründet, dass 
ersterer „an Boden gewinnt, weil er gewissermaßen das Gras vom Boden frißt, nicht trotz, sondern wegen seiner 
tiefstehenden physischen und geistigen Lebensgewohnheiten“ (Weber 1895, S. 10–11). Es handle sich um einen „Aus-
leseprozess [bei dem diejenige Nationalität] […] siegt, welche die größere Anpassungsfähigkeit an die gegebenen öko-
nomischen und sozialen Lebensbedingungen besitzt“ (Weber 1895, S. 11). Im Anschluss stellt Weber auch klare For-
derungen auf – in denen er ebenfalls nationalistisch-deutschtümelnde sowie sozialdarwinistische Positionen bezieht. 
So fordert er die Schließung der Ost-Grenzen um die „slavische Flut“ (Weber 1895, S. 14) zu hemmen sowie Bodenan-
kauf von Seiten des Staates um eine „systematische Kolonisation deutscher Bauern auf geeigneten Böden“ (Weber 
1895, S. 13) voranzutreiben. Unabhängig von den, zumindest aus heutiger Sicht, extrem problematischen Positionen, 
die Weber hier vertritt, zeigt sich an seinem Vorgehen aber wie er Werturteilsfreiheit verstanden wissen will. Zwei 
Aspekte sind hierfür elementar: erstens trennt Weber klar zwischen den Tatsachenbeschreibungen (sowie möglichen 
Erklärungen für diese) einerseits und den von ihm aufgestellten Forderungen andererseits. So ist es durchaus möglich 
Webers empirischen Befunden zu folgen und diese als korrekt zu akzeptieren und gleichzeitig seine Forderungen ab-
zulehnen (Keuth 1989, S. 9). Zweitens benennt er konkret die Prämisse, die seinen Forderungen zugrunde liegt, näm-
lich „daß wir das Deutschtum des Ostens als solches für etwas halten, das geschützt werden und für dessen Schutz 
auch die Wirtschaftspolitik des Staates in die Schranken treten soll“ (Weber 1895, S. 15). Damit macht er seine eigene 
ideologische Perspektive auf das Thema deutlich. Weber zeigt in seiner Antrittsvorlesung also bereits, dass es ihm nicht 
darum geht als Wissenschaftler, grundsätzliche keine subjektiv, wertenden Aussagen bzw. Forderungen zu treffen. 
Vielmehr sei es wichtig, diese Wertungen deutlich von Beschreibungen und Erklärungsansätzen der sozialen Wirklich-
keit abzugrenzen. Ferner sei es nicht Aufgabe von Forschern ihre eigenen Wertungen als vermeintlich wissenschaftlich 
belegte Tatsachen vom Katheder aus zu predigen (vgl. Schmid 2020, S. 193).  
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hinaus die politikwissenschaftliche Forschung zu bereichern – vgl. hierzu das Buch „Neue Trends in den 

Sozialwissenschaften“ (Jäckle 2017), welches ebenfalls Verfahren vorstellt, die den klassischen Methodenka-

non der Politikwissenschaft inhaltlich erweitern und bereichern. Darunter befinden sich Kapitel zu Metho-

den wie der Sequenzanalyse, Agent-Based Modeling, QCA, oder der Multidimensionalen Skalierung, die in 

den Artikeln dieser Arbeit keine Rolle spielen, aber auch Kapitel zu experimentellen Ansätzen, Mehrebe-

nenregression oder der Arbeit mit georeferenzierten Daten (GIS), die zum Teil auch in den vorliegenden 

Artikeln zum Einsatz kommen.  

2. Die vier thematischen Blöcke 
Die vorliegende Arbeit gliedert sich in vier thematische Blöcke. Im Folgenden werden diese Blöcke be-

schrieben, sowie die darin enthaltenen Artikel in ihren Zusammenhang mit der Forschungsliteratur gesetzt. 

Dabei wird auch der weitere Kontext der Arbeiten für die Politische Soziologie wie auch die quantitativ 

arbeitende Methodik dargelegt.    

2.1. Block 1: Covid-19 
Es ist sicherlich nicht übertrieben zu sagen, dass kaum eine Krise der vergangenen Jahrzehnte weltweit so 

weitreichende und langandauernde Konsequenzen in ökonomischer, gesellschaftlicher und politischer Hin-

sicht nach sich gezogen hat, wie die Covid-19-Pandemie. Die Johns-Hopkins-Universität listete seit dem 

22.01.2020 in ihrem Covid-19 Dashboard täglich die gemeldeten Infizierten- und Todesfälle, bis sie diese 

Zählung zum 10.03.2023 einstellte. Insgesamt verzeichnete die Liste in den gut drei Jahren der Pandemie 

weltweit über 676 Mio. Infektionen und fast 6,9 Mio. Todesfälle. Allein in Deutschland listet diese Quelle 

über 38 Mio. Fälle und fast 169.000 Tote (Johns Hopkins University 2023). Ohne an dieser Stelle in die 

komplizierte Debatte der Datenqualität bei Infektionen und Todesfällen einzusteigen (Dong et al. 2022), 

zeigen diese Werte bereits das Ausmaß in dem die Corona-Pandemie eine medizinische Herausforderung 

dargestellt hat. Den internationalen Gesundheitsnotstand, den sie am 30. Januar 2020 ausgerufen hatte, hat 

die WHO erst Anfang Mai 2023 aufgehoben. Es handelt sich damit um die zweitlängste Phase eines solchen 

internationalen Gesundheitsnotstandes nach dem für Poliomyelitis (seit 2014 andauernd). Die WHO spricht 

von geschätzt mindestens 20 Mio. Menschenleben, die das Virus insgesamt gekostet hat (Zeit Online 

2023b). Dass es sich bei der Corona-Pandemie jedoch nicht nur um eine medizinische Problemlage handelte 

wurde bereits in den ersten Monaten sehr schnell offensichtlich. Mit mehr als drei Jahren zeitlichem Abstand 

zum Ausbruch in Wuhan lassen sich eine ganze Reihe an negativen Auswirkungen der Pandemie als gesi-

chert ansehen.  

2.1.1. Auswirkungen von Covid-19 in ökonomischer, sozialer, politischer und psychologischer 
Hinsicht 
Covid-19 leitete eine globale Wirtschaftskrise ein, die sich in Form eines Rückgangs des Wirtschaftswachs-

tums und des internationalen Handels zeigte (Hayakawa und Mukunoki 2021; Vidya und Prabheesh 2020) 

Aber auch die ausländischen Direktinvestitionen, von denen viele Entwicklungs- und Schwellenländer ab-

hängen, gingen stark zurück (Camino-Mogro und Armijos 2022; Hayakawa et al. 2022; Hysa et al. 2022). 

Zumindest vorübergehend war auch der Personen- und Warentransport durch Grenzschließungen, und die 
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Einstellung von internationalen Flugbewegungen extrem eingeschränkt mit offensichtlichen Konsequenzen 

für Lieferketten, Tourismus und, beispielsweise innerhalb des Schengen-Raums, auch der Verfügbarkeit von 

Arbeitskräften (Khan et al. 2021). Die Arbeitslosenquoten stiegen während der Corona-Pandemie ebenfalls 

deutlich an (Kong und Prinz 2020). In vielen Teilen der Welt führten die Pandemie und die getroffenen 

Schutzmaßnahmen zu einem Anstieg der Armutsquoten (Buheji et al. 2020). Die Pandemie wirkte dabei oft 

als Katalysator bereits bestehender Ungleichheitsprozesse: Gerade diejenigen, die schon zuvor von Armut 

bedroht waren, sahen sich nun noch größeren Problemen gegenüber. So hatten beispielsweise die zur Ein-

dämmung der Pandemie vielfach beschlossenen Lockdowns in Ländern des globalen Südens auf Tagelöhner 

sehr viel größere Auswirkungen, als beispielsweise auf Angehörige der Mittel- und Oberschicht in den west-

lichen Gesellschaften. Letztere hatten vielfach die Option auf digitales Arbeiten und Home Office auszu-

weichen. Personen, die während dieser Zeit hingegen darauf angewiesen waren, von Tag zu Tag ihren Le-

bensunterhalt mit ihrer eigenen Hände Arbeit zu bestreiten, hatten vielfach gar nicht die Möglichkeit sich 

durch Absonderung adäquat vor dem Virus zu schützen. Entsprechend verwundert es nicht, dass viele Stu-

dien zeigen konnten, dass das Risiko (schwer) an Covid-19 zu erkranken und auch zu sterben unter Men-

schen, die in Armut leben, deutlich höher war, als unter wohlhabenderen Personen (Bargain und Aminjonov 

2021). Weitere Studien wiesen zudem nach, dass die sozioökonomischen Lebensumstände weitaus relevan-

ter für das Risiko einer Erkrankung sind, als beispielsweise der ethnische Hintergrund einer Person (Ia-

cobucci 2020).  

Neben den wirtschaftlichen Konsequenzen hatte die Pandemie auch weitere Auswirkungen auf die Gesell-

schaft und die mentale Gesundheit der Menschen. So stieg insbesondere zu Beginn der Pandemie die Anzahl 

psychischer Probleme, Depressionen, Angstzustände und Suizidgedanken an, was Brülhart et al. (2021) an-

hand von Daten zu Telefon-Hotlines mit Hilfsangeboten zeigen konnten. Für Deutschland konnte in einem 

ähnlich gelagerten Studiendesign nachgewiesen werden, dass die Anrufe bei solchen Hilfs-Hotlines nach 

Verhängung von Lockdowns um etwa 20 Prozent angestiegen sind. Dies war insbesondere in denjenigen 

Bundesländern der Fall, die striktere Maßnahmenpakete beschlossen hatten (Armbruster und Klotzbücher 

2020). Eine groß angelegte Reviewstudie konnte indes zeigen, dass psychischer Stress zwar insbesondere 

unter jungen Frauen, und Eltern von kleinen Kindern in den ersten Monaten der Pandemie deutlich zuge-

nommen hat, dieser aber bis Mitte 2020 wieder in etwa auf das Niveau vor der Pandemie zurückgegangen 

war. Zudem ist kein signifikanter Anstieg in den Selbstmordraten und in den meisten Ländern auch keine 

reduzierte Lebenszufriedenheit feststellbar gewesen (Aknin et al. 2022).  

Insbesondere für Kinder und Jugendliche gestaltete sich die Pandemiezeit allerdings in vielen Ländern doch 

sehr schwierig. Schulschließungen führten trotz des zum Teil ersatzweise angebotenen Online-Unterrichts 

zu Lerndefiziten. Erneut zeigte sich, dass dabei vor allem Kinder aus sozioökonomisch schwächeren Haus-

halten und mit einem bildungsferneren Hintergrund sehr viel stärker betroffen waren, als Kinder aus höhe-

ren sozialen Schichten. Anhand eines natürlichen Experiments konnte beispielsweise nachgewiesen werden, 

dass Grundschüler während des, im internationalen Vergleich relativ kurzen, 8-wöchigen Lockdowns in den 

Niederlanden so gut wie gar keinen Fortschritt im Lernstoff gemacht haben (Engzell et al. 2021). Und das 
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obwohl die Niederlande als eines der Länder gelten kann, in denen die Verfügbarkeit von Breitbandinternet, 

wie es für Online-Unterricht von Nöten ist, sehr hoch ist. Zudem zeigen die Autoren, dass der Bildungs-

hintergrund der Eltern einen großen Unterscheid ausmacht. Während Kinder aus Akademikerfamilien 

„nur“ etwa drei Perzentilpunkte in den nationalen Tests in Lesen, Schreiben und Mathematik im Vergleich 

zu den Jahren zuvor einbüßten, waren es bei Kindern, deren Eltern nur eine niedrige formale Schulbildung 

besitzen, über fünf Perzentilpunkte (Engzell et al. 2021, S. 3). Für Deutschland kamen Grewenig et al. (2021) 

zu einem ähnlichen Befund. Ihrer Analyse zu Folge reduzierte sich zwar bei allen Schülern durch die Schul-

schließungen die Lernzeit, aber besonders ausgeprägt war dies bei denjenigen, die bereits zuvor eher schwä-

chere schulische Leistungen erbracht hatten. Auch im Bereich der Bildung wiederholt sich damit das Muster, 

dass die Covid-19 Pandemie die ärmeren, und bildungsferneren Schichten deutlich stärker betrifft, als besser 

situierte Bevölkerungsschichten. Eine weitere negative Auswirkung der Pandemie war die Zunahme an 

häuslicher Gewalt gegen Kinder und Frauen (Ebert und Steinert 2021; Yakubovich et al. 2018). 

Die hier genannten Beispiele illustrieren welche enormen Herausforderungen die Pandemie und deren Ein-

dämmung für die Politik bedeutete. Zumeist mussten Entscheidungen, beispielsweise über Lockdowns oder 

Schulschließungen, unter großem Zeitdruck und vor dem Hintergrund einer unsicheren Datenlage gefällt 

werden. Es ging bei diesen Fragen in erster Linie um die Wahl des geringeren Übels, da allen Beteiligten 

bewusst war, dass sämtliche zur Verfügung stehenden Optionen auch negative Auswirkungen in der einen 

oder anderen Hinsicht haben würden. Vor diesem Hintergrund beschlossen fast alle Länder weltweit in 

Ermangelung medizinischer Optionen (Medikamente, Impfungen) zunächst Nicht-Pharmazeutische Inter-

ventionen (NPIs) zur Eindämmung der Corona-Pandemie. Darunter fielen das Tragen von Schutzmasken, 

Versammlungsbeschränkungen und Verbote, die Schließung von Arbeitsplätzen und Schulen, die Unter-

bindung des Reiseverkehrs durch das Schließen von Grenzen bis hin zu generellen Ausgangssperren.  

2.1.2. Covid-19 als Thema in der sozial- und politikwissenschaftlichen Forschung 
Während sich bei diesen Maßnahmen aus epidemiologischer Sicht v.a. die Frage gestellt hat, wie gut sie 

wirken, d.h. in der Lage sind die Ausbreitung des Virus einzudämmen2, stellten sich aus sozialwissenschaft-

licher Perspektive sehr bald weitere Fragen: Wie lassen sich diese freiheitseinschränkenden Maßnahmen 

legitimieren? Wie erklärt sich die vorgefundene Varianz und unterschiedliche Strenge an Maßnahmen? Wel-

che Auswirkungen haben die Maßnahmen auf das Verhältnis der Bevölkerung zur Politik? Wie lässt sich die 

                                                           
2 Systematische Reviews konnten zeigen, dass eine Reihe der getroffenen NPIs in der Tat signifikant zur Eindämmung 
des Virus beigetragen haben. Insbesondere Schulschließungen, das Schließen von Arbeitsplätzen und Geschäften so-
wie das Verbot öffentlicher Veranstaltungen wurden als hilfreiche Instrumente identifiziert. Daneben zeigten sich auch 
andere Maßnahmen, die weniger stark in Freiheitsrechte eingreifen als effektiv. So beispielsweise das Tragen von 
Schutzmasken oder öffentliche Informationskampagnen. Andere Maßnahmen, wie die Schließung des öffentlichen 
Nahverkehrs, Test- und Kontaktnachverfolgungsstrategien oder Quarantäne- und Isolationsregelungen erwiesen sich 
laut der in diesem Systematic Review untersuchten Studien als wenig effektiv (Mendez-Brito et al. 2021).  Gleichzeitig 
wird aber auch diskutiert, wie überhaupt Effektivität in diesem Kontext gemessen werden sollte: a) anhand epidemio-
logischer Aggregatmaße, die die gesamte Bevölkerung beschreiben, wie Infektionszahlen, Todes- oder Hospitalisie-
rungsraten, b) anhand von Individualdaten einzelner Erkrankter (beispielsweise um Infektionsketten nachzuverfolgen), 
oder c) anhand von Verhaltensdaten, die sowohl als Makrodaten z.B. anhand von Mobilitätsdaten, gemessen über 
Handybewegungen, oder auf der Mikroebene beispielsweise über Verhaltenssurveys gemessen werden können (Ban-
holzer et al. 2022). Hier zeigt sich, dass je nach verwendeter Operationalisierung von Effektivität auch unterschiedliche 
NPIs sich als effektiv erweisen.    
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Zustimmung zu und die Einhaltung der Maßnahmen in der Bevölkerung erhöhen? Aufgrund der Relevanz 

dieser Fragen hat sich auch die Politikwissenschaft bereits frühzeitig mit dem Thema Covid-19 beschäftigt. 

So finden sich Special Issues zu Covid-19 in vielen wichtigen politikwissenschaftlichen Zeitschriften: beispiels-

weise in The ANNALS of the American Academy of Political and Social Science (Graham und Grinstein-Weiss 

2021), International Political Science Review (Stockemer und Reidy 2021), Journal of European Public Policy 

(McConnell und Stark 2021), Political Psychology (Muldoon et al. 2021), West European Politics (Goetz und Mar-

tinsen 2021) sowie für den deutschen Sprachraum in Swiss Political Science Review (Maggetti et al. 2021), German 

Politics (Wurster et al. 2022) oder dms - der moderne staat (Blum et al. 2021).  

Abbildung 1: Politikwissenschaftliche Zeitschriftenartikel mit Covid-19 Bezug nach behandeltem 
Themengebiet 

 
Anmerkung: eigene Datenerhebung und händische Kodierung auf Basis der Titel, Keywords und Abstracts der Artikel. 
Ein Artikel kann in mehrere Kategorien kodiert werden. 

Ohne die gesamte politikwissenschaftliche Forschung zum Thema Covid-19 an dieser Stelle rekapitulieren 

zu können, zeigt eine Ende März 2022 in der Web of Science Kategorie „Political Science“ durchgeführte 

Literatursuche nach den Stichwörtern „Covid“, „Covid-19“ und „Coronavirus“ doch deutliche Muster, zu 

welchen Themen politikwissenschaftlich geforscht wurde.3 Von den insgesamt 442 gefundenen Artikeln 

beschäftigt sich die große Mehrzahl mit Policy-Maßnahmen und Strategien der Politik, um der Krise entge-

genzutreten (vgl. Abbildung 1). Am zweithäufigsten finden sich Artikel, die auf der individuellen Ebene die 

Reaktionen der Bevölkerung auf die Pandemie und die von der Politik getroffenen Maßnahmen betrachten. 

Hierbei handelt es sich zumeist um polit-soziologische Arbeiten, die vielfach aufbauend auf Umfragedaten 

                                                           
3 Genauer zu dieser Metaanalyse siehe Wurster et al. (2022). 
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Veränderungen in den Einstellungs- und Verhaltensmustern der Bevölkerung, sowie das Vertrauen in In-

formationsquellen zum Thema Covid-19 oder politische Entscheidungsträger analysieren. Andere Themen, 

wie die Auswirkungen der Pandemie auf Wahlen, sowie auf spezifische Policies, die auf bestimmte, von den 

Corona-Maßnahmen besonders stark betroffen gesellschaftliche Gruppen fokussieren (wie etwa Frauen o-

der Kinder4), finden sich hingegen relativ selten unter den gefundenen politikwissenschaftlichen Artikeln.     

Abbildung 2: Politikwissenschaftliche Zeitschriftenartikel mit Covid-19 Bezug nach Art der Studie 
und geographischem Fokus 

Anmerkung: eigene Datenerhebung und händische Kodierung auf Basis der Titel, Keywords und Abstracts der Artikel. 

Daneben ist interessant zu sehen, dass die weitaus meisten politikwissenschaftlichen Arbeiten zu Covid-19 

sich mit der Situation in Europa und Amerika beschäftigt haben. Afrika, der Mittlere Osten sowie Australien 

                                                           
4 Maßnahmen wie Schul- und Kindergartenschließungen führten zu einem erhöhten Betreuungsaufwand. Dieser 
wurde, wie Studien zeigen, zum größten Teil von Frauen geschultert (Illing et al. 2022). Die zusätzliche Arbeit durch 
Home Schooling belastete insbesondere alleinerziehende Mütter aus bildungsferneren Schichten deutlich (Zinn und 
Bayer 2021). Kinder wiederum waren in Schule und Kindergarten, zumindest in vielen deutschen Bundesländern, 
oftmals härteren und länger andauernden Corona-Schutzmaßnahmen unterworfen, als Personen im Arbeitsleben. Dies 
führte nicht nur zu den bereits angesprochenen Bildungsrückständen, deren Ausmaß erneut stark vom sozialen und 
ökonomischen Hintergrund der Schüler abhing (Bremm und Racherbäumer 2020), sondern auch zu physischen (we-
niger körperliche Aktivität) und psychischen Problemen (mehr Einsamkeit, depressive Symptome). Bei den psychi-
schen Auswirkungen der Pandemie auf die Jugendlichen zeigt sich zudem, dass Schülerinnen deutlich häufiger betrof-
fen sind – sie haben ein etwa dreimal so hohes Risiko wie männliche Schüler. Für Jugendliche mit Migrationshinter-
grund gilt dies in ähnlichem Maße. Ihr Risiko depressive Symptome im Zuge der Corona-Pandemie zu entwickeln, lag 
doppelt so hoch wie für Kinder ohne Migrationshintergrund (Bujard et al. 2021, S. 28–29). Daneben kamen fast alle 
Studien, die sich mit der Thematik beschäftigt haben, zu dem Schluss, dass Gewalt gegenüber Frauen und Kindern 
während der Pandemie zugenommen hat. Von den 15 in der Reviewstudie von Bourgault et al. (2021) aufgelisteten 
wissenschaftlichen Arbeiten sind es beispielsweise zwölf, die einen klaren Anstieg an Gewalt gegenüber Frauen und/o-
der Kindern feststellen konnten.  
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und Ozeanien spielen in der Forschung nur eine untergeordnete Rolle (vgl. Abbildung 2). Unterteilt man 

die Arbeiten weiter danach, ob es sich um Einzelfallstudien, ländervergleichende Arbeiten, Umfragestudien 

(in einem Land oder ländervergleichend) oder rein theoretisch-konzeptionelle Studien handelt, fällt auf, dass 

in Amerika Einzelfallstudien (ob auf Basis von Umfragen oder nicht) deutlich dominieren. In Europa finden 

sich sehr viel häufiger ländervergleichende Arbeiten. Betrachtet man die rechte Seite von Abbildung 2, in 

der die beiden Kategorien Einzelfallstudie und Ländervergleichsstudie getrennt nach Land abgetragen sind 

(dabei wurden alle Länder, aus denen empirisches Datenmaterial für eine Studie herangezogen wurde, ent-

sprechend kodiert), zeigt sich dieses Muster ebenfalls deutlich. Während in den USA und Kanada (aber auch 

in China und dem Vereinigten Königreich) Einzelfallstudien dominieren, werden die meisten europäischen 

Länder im Vergleich zu anderen Staaten analysiert.  

Neben der Größe eines Landes (und der damit verbundenen Anzahl der Forschenden), die unzweifelhaft 

die Gesamtzahl der Arbeiten genauso determiniert wie die Beschränkung auf englischsprachige Artikel, zeigt 

sich aber auch, dass bestimmte Charakteristika ein Land interessanter für die Forschung machen können, 

als andere Länder. Die relativ betrachtet vielen Arbeiten zu Schweden und der hohe Anteil an Länderver-

gleichsstudien unter diesen könnte dafür sprechen, dass der Sonderweg, den das skandinavische Land in der 

Pandemiebekämpfung gegangen ist, bzw. der ihm zumindest in den Medien vieler anderer Länder zuge-

schrieben wurde – Stichwort Othering (Hagström et al. 2022) – eine interessante, komparative Forschungs-

perspektive geboten hat. Als Land mit den viertmeisten gefundenen Artikeln sticht auch China heraus. Dies 

lässt sich zum einen dadurch erklären, dass Covid-19 in China seinen Ursprung nahm. Insbesondere dürfte 

hierfür aber auch die im internationalen Vergleich sehr strikte, und für die Bevölkerung mit erheblichen 

Freiheitseinschränkungen verbundene, Null-Covid-Strategie Chinas eine Rolle spielen, an der das Land fast 

drei Jahre lang festgehalten hat, bevor es nach zum Teil gewalttätigen Straßenprotesten im Dezember 2022 

eine abrupte Kehrtwende hin zu einer Öffnung vollzog.     

Tabelle 1 gliedert die gefundenen Arbeiten zu Covid-19 zusätzlich nach Untersuchungsobjekt und Analy-

seebene auf. Mehr als die Hälfte aller Arbeiten greift ausschließlich auf die nationale Ebene zurück. Dabei 

stehen von der Politik Betroffenen (Bürger/Wähler) wie auch die politischen Entscheidungsträger selbst 

(Regierung/Eliten/Parteien) im Fokus der Analyse. Andere Untersuchungsebenen und –objekte finden sich 

deutlich seltener.  
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Tabelle 1: Politikwissenschaftliche Zeitschriftenartikel mit Covid-19 Bezug nach Untersuchungs-
objekt und Untersuchungsebene 

Untersuchungsobjekt Lokal Regional /  
Subnational 

Natio-
nal 

Trans- 
national 

Inter- 
natio-

nal 

Supra- 
national 

Kombination  
mehrerer Ebe-

nen 

Keine Ebene  
oder unklar Summe 

Bürger 3 2 84 7 12  2 19 129 
Wähler 1  13      14 
Regierung 5 16 70  16 9 12 2 132 
Regierung & Bürger  1 14    3 1 17 
Institutionen   8 1 2 1   12 
Opposition   1      1 
Parlament  1 3   1   5 
Parteien  1 10 2     13 
Politische Entschei-
dungsträger & Eliten 1 2 21  9 4 5 9 51 

Privater Sektor 1  1  1    3 
Flüchtlinge     1   1 2 
Trans- Inter-, & Sup-
ranationale Organisa-
tionen 

  3  16 4 1 2 26 

Anderes oder unklar 1  6  8 1 1 20 37 
Summe 12 23 234 10 65 20 24 54 442 

Anmerkung: eigene Datenerhebung und händische Kodierung auf Basis der Titel, Keywords und Abstracts der Artikel. 

Die in dieser Arbeit enthaltenen vier Artikel, welche die Covid-19 Pandemie zum Ausgangspunkt nehmen, 

lassen sich entsprechend Tabelle 1 in die Kategorie derjenigen Arbeiten einsortieren, die Bürger innerhalb 

eines Landes untersuchen. Inhaltlich lassen sie sich dem Bereich der (politischen) Einstellungsforschung 

zuordnen und sie basieren dabei durchweg auf Umfragedaten aus Deutschland. Die Artikel 1 (Jäckle und 

Ettensperger 2021) und 2 (Jäckle und Waldvogel 2022) zeigen den Zusammenhang zwischen dem Wissen 

über die Pandemie und der Einschätzung der Corona-Schutzmaßnahmen auf. Dabei steht in beiden Arbei-

ten der sogenannte Exponential Growth Bias im Fokus der Analyse und mit ihm die Frage, ob Menschen, 

wenn ihnen die exponentielle Ausbreitungsgeschwindigkeit des Virus besser vermittelt wird, zu einer ande-

ren Einschätzung der Lage und damit der Angemessenheit bestimmter NPIs gelangen. Artikel 3 (Jäckle et 

al. 2022) untersucht wie das Vertrauen in die Politik damit zusammenhängt, ob die Befragten die Corona-

Politik als übertrieben, oder als angemessen betrachten. Dabei wird Vertrauen einerseits in einer generali-

sierten Version als soziales Vertrauen in die Mitmenschen und andererseits als konkretes Vertrauen in die 

relevanten, handelnden Entscheidungsträger während der Pandemie begriffen. In Artikel 4 (Jäckle und 

Timmis 2023) wird analysiert, inwieweit politisch-ideologische Positionen Auswirkungen auf die Einstellung 

gegenüber der Covid-19-Impfung haben. Obgleich die grobe Stoßrichtung in Bezug darauf, dass in allen 

vier Artikeln mit Einstellungen im Kontext der Covid-19 Pandemie ähnliche abhängige Variablen betrachtet 

werden und die Arbeiten auf selbsterhobenen Befragungsdaten basieren, eine ähnliche ist, unterscheiden sie 

sich doch in ihren grundlegenden, konzeptionellen und methodischen Ansätzen.  

2.1.3. Exponential Growth Bias als Hürde in der Corona-Kommunikation (Art. 1 & 2) 
Zu Beginn der Pandemie, als noch keine Impfung und auch keine, die Symptome zielgerichtet bekämpfen-

den medikamentöse Therapien verfügbar waren, stellten NPIs wie Ausgangssperren, Begrenzungen von 
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Teilnehmerzahlen bei Veranstaltungen oder die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung (Masken-

pflicht) den einzig gangbaren Weg dar, die Verbreitung des Virus einzudämmen.5 Im internationalen Ver-

gleich zeigte sich eine deutliche Varianz in Bezug auf die Geschwindigkeit mit der von staatlicher Ebene 

freiheitseinschränkende Schutzmaßnahmen beschlossen wurden, aber insbesondere auch auf deren Ausmaß 

und Striktheit (Cheng et al. 2020; Hale et al. 2021). Neben der reinen Einführung solcher Maßnahmen durch 

Gesetze und Verordnungen ist für die Wirksamkeit derselben vor allem die Einstellung der Bevölkerung zu 

diesen Schutzmaßnahmen und die damit verbundene Compliance relevant. Hierfür ist es wichtig, dass die 

betroffenen Bürger die Sinnhaftigkeit der Maßnahmen nachvollziehen können und sie diese auch als ange-

messene Reaktion auf die pandemische Situation beurteilen. An dieser Stelle zeigt sich die Bedeutung einer 

geeigneten Krisenkommunikation durch Politik, Wissenschaft und Medien.  

In Deutschland wurde zu Beginn der Pandemie von vielen politischen Akteuren, beispielsweise dem dama-

ligen Gesundheitsminister Jens Spahn, auf die Gefahr der „exponentiellen Ausbreitung“ verwiesen, bzw. 

darauf, dass es „die exponentielle Welle“ zu brechen gelte. Da aus vielen anderen Lebensbereichen bereits 

bekannt ist, dass exponentielles Wachstum und dessen Konsequenzen für Menschen nur schwer vorstellbar 

sind (Cordes et al. 2019; Foltice und Langer 2018; Levy und Tasoff 2017) und das obgleich diese Form des 

Wachstums in der Realität vielfach vorkommt (z.B. konstantes Wirtschaftswachstum, das Mooressche Ge-

setz der Steigerung der Rechenkapazität von Computern, oder die Verbreitung viraler Inhalte in sozialen 

Medien) liegt es nahe, bei einer sich exponentiell ausbreitenden Pandemie einen solchen exponentiellen 

Wachstumsbias (Exponential Growth Bias EGB) zu vermuten. Mit Hilfe von Online-Experimenten konnte 

folglich auch gezeigt werden, dass Teilnehmende die exponentielle Ausbreitung des Virus in der Tat falsch 

einschätzen, ein EGB also vorliegt und dieser auch Auswirkungen auf die Wahrnehmung von Schutzmaß-

nahmen, der zukünftigen Wirtschaftsentwicklung sowie die Risikobereitschaft bei Geldanlagen zeitigt 

(Banerjee et al. 2021; Banerjee und Majumdar 2020).  

                                                           
5 Die alternative Idee einer gezielten, kontrollierten Durchseuchung der jüngeren Bevölkerung zum Aufbau einer Her-
denimmunität bei gleichzeitiger Isolation der älteren Menschen und Risikopatienten, wie sie zu Beginn der Pandemie 
teilweise zirkulierte, wurde letztlich in allen Ländern weltweit aufgegeben. In Großbritannien wurde eine solche Stra-
tegie anfangs zwar unter Premierminister Boris Johnson verfolgt, als sich jedoch Überlastungen im Gesundheitswesen 
und sehr viele schwere Covid-19 Verläufe zeigten, auch relativ bald durch Einführung strikterer Maßnahmen abgelöst. 
Ein parlamentarisches Untersuchungskomitee kam im Oktober 2021 zu der Erkenntnis, dass dieser anfangs verfolgte 
Ansatz die Ausbreitung des Virus nicht einzudämmen, sondern vielmehr insbesondere in den weniger gefährdeten 
Gruppen eine Ansteckung hinzunehmen, ein gravierender Fehler gewesen sei (House of Commons Health and Social 
Care and Science and Technology Committees 2021). Einzig Schweden verfolgte zu einem gewissen Grad diesen An-
satz mit Verweis auf die Eigenverantwortung der Bürger über einen längeren Zeitraum, wobei der Befund von Baldwin 
(2022) zutrifft, dass dieser Ansatz inkohärent gewesen ist. Denn letztlich bauten die Verantwortlichen in Schweden 
darauf, dass die Bevölkerung eben nicht in der Lage sei eigenverantwortlich Ansteckungen zu vermeiden, sondern es 
vielmehr zu einer Durchseuchung kommen würde, wodurch die angestrebte Herdenimmunität erreicht werden sollte. 
Auch diese unehrliche Kommunikation mit der Bevölkerung zum Thema Covid-19 wird entsprechend kritisiert (Bald-
win 2022, S. 7). Letztlich steht Schweden mit seinem Ansatz im Vergleich zu seinen skandinavischen Nachbarländern, 
welche härtere Maßnahmen erlassen hatten, ansonsten aber ähnliche Bedingungen aufweisen, in Bezug auf die Covid-
19 Toten pro 100.000 Einwohner schlecht da (Schweden: 204; Norwegen: 83; Finnland: 138; Dänemark: 129; Island: 
59; Daten vom 14.12.2022 Johns-Hopkins-Universität, Coronavirus Ressource Center: https://coronavi-
rus.jhu.edu/region/sweden). Der Schwedische Sonderweg wurde daher im Nachhinein auch von vielen Wissenschaft-
lern intensiv kritisiert: „There was more emphasis on the protection of the ``Swedish image´´ than on saving and 
protecting lives or on an evidence-based approach“ (Brusselaers et al. 2022, S. 13), vgl. hierzu auch die Beiträge im 
Sammelband „Sweden’s Pandemic Experiment“ (Bergmann und Lindström 2022). 

https://coronavirus.jhu.edu/region/sweden
https://coronavirus.jhu.edu/region/sweden
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Eine Studie von Lammers, Crusius und Gast (2020) ist an dieser Stelle besonders erwähnenswert. Während 

der ersten Pandemiewelle, Mitte März 2020, führten die Autoren drei Online-Experimente zum EGB in 

den USA über Amazon MTurk durch. Den Teilnehmern wurden Informationen über die Anzahl der infi-

zierten Personen zu einem bestimmten Zeitpunkt sowie die Verdopplungszeit gegeben. In drei verschiede-

nen Teilstudien wurden die Teilnehmer dann gebeten abzuschätzen, wie sich die Infiziertenzahl in den Ta-

gen zuvor verändert hatte und vorherzusagen, wie sie sich in den folgenden 15 Tagen entwickeln würde. In 

der ersten Teilstudie finden die Autoren deutliche Beweise für die Existenz eines EGB, wenn es um die 

Ausbreitung von SARS-Cov-2 geht. Die Teilnehmer „nehmen fälschlicherweise das exponentielle Wachs-

tum des Virus als weitgehend linear wahr“ (Lammers et al. 2020, S. 16266 eigene Übersetzung). In den 

beiden anderen Teilstudien konnten die Autoren nicht nur zeigen, dass vergleichsweise einfache Aufklä-

rungsmaßnahmen geeignet waren den EGB zu minimieren, sondern auch, dass Teilnehmer, die diese zu-

sätzliche Hilfe erhielten, im Vergleich zu den Personen in der Kontrollgruppe, eine größere Zustimmung 

zu sozialen Distanzierungsmaßnahmen zeigten. Die unterstützende Intervention in ihrer Studie erfolgte in 

Form von Hinweisen auf zusätzliche Rechenschritte, die eine leichtere, schrittweise Schätzung der endgül-

tigen Anzahl der infizierten Personen ermöglichten.  

Diese Versuchsanordnung nimmt Artikel 1 (Jäckle und Ettensperger 2021) zum Ausgangspunkt. In ihm 

wird das Vorgehen von Lammers et al. in einer Situation repliziert, in der das Auftreten eines EGBs deutlich 

unwahrscheinlicher sein sollte. Die folgenden Punkte machen die Analyse zu einem least likely design:  

a) Im Gegensatz zur Amazon MTurk Stichprobe aus der allgemeinen US-Bevölkerung bei Lammers 

et al. greifen Jäckle und Ettensperger ausschließlich auf Studierende in Erstsemesterveranstaltungen 

zurück. Deren generelles Bildungslevel sollte höher sein, als das der Teilnehmenden in der Ver-

gleichsstudie. 

b) Dadurch, dass die teilnehmenden Studierenden alle bis vor Kurzem noch in der Schule Mathema-

tikunterricht hatten, dieser in Deutschland auch exponentielle Funktionen beinhaltet, kann davon 

ausgegangen werden, dass sie besser auf dieses Wissen zurückgreifen können und die mathemati-

schen Zusammenhänge hinter Exponentialfunktionen für sie viel präsenter sein dürften, als für die 

MTurk Probanden bei Lammers et al.  

c) Im Gegensatz zu Lammers et al. führten Jäckle und Ettensperger ihre Untersuchung nicht bereits 

im März, sondern erst im November 2020 durch. Politiker, Behörden wie das Robert-Koch-Institut 

und die Medien hatten seit März wiederholt vor der Gefahr eines exponentiellen Anstiegs der In-

fektionszahlen gewarnt. Diese Begrifflichkeit war also allgegenwärtig, und jeder, der ein Minimum 

an Medien konsumierte, war zwangsläufig bereits damit in Berührung gekommen. 

Aus diesen drei Gründen wäre an sich ein schwächerer EGB zu erwarten gewesen als bei Lammers et al. 

Das Experiment zeigte jedoch, dass die Teilnehmenden in ähnlichem Maße nicht in der Lage waren die 

Infiziertenzahlen korrekt vorherzusagen wie die amerikanischen MTurk Probanden. Gleichzeitig bestätigte 

sich der zweite Befund aus Lammers et al., dass einfache edukative Hilfestellungen (nudges) bereits ausrei-

chen, um den Teilnehmenden eine bessere Vorhersage der Infiziertenzahlen zu ermöglichen.  
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Aus politikwissenschaftlicher Perspektive interessant ist dann aber v.a. der weitere Befund, dass diejenige 

Gruppe, die diese kleine Hilfe bekommen hat, und damit zu einer besseren Einschätzung der Lage gekom-

men ist, Kontakteinschränkungen signifikant positiver bewertet hat, als die Kontrollgruppe. Ein besseres 

Verständnis exponentieller Wachstumsprozesse kann somit auch bei der Bekämpfung der Pandemie helfen. 

Dies wiederum ist für die Praxis der Krisenkommunikation von Relevanz.  

Ein schrittweises „Vorrechnen“ der Entwicklung der Infiziertenzahlen bei einer exponentiellen Ausbrei-

tung, ähnlich der im Experiment gegebenen Hilfestellung, könnte etwa helfen, dass die Bürger ein realisti-

scheres Bild der Lage entwickeln. Die Politik hat zumindest in Deutschland eine solche Kommunikations-

strategie allerdings nicht systematisch verfolgt. Eine Analyse von Politikerzitaten im Zeitraum März bis De-

zember 2020, in denen das Wort „exponentiell“ vorkam, offenbarte, dass nur in einem einzigen von 55 

Fällen versucht wurde den exponentiellen Prozess anschaulich zu machen (Jäckle und Ettensperger 2021, 

Supplementary Material Table A3)6, in allen anderen Fällen wurde zwar das Schlagwort „exponentielles 

Wachstum“ geradezu inflationär genutzt, in Anbetracht der Ergebnisse von Jäckle und Ettensperger kann 

allerdings davon ausgegangen werden, dass dies nur wenig dazu beigetragen hat, dass die Bevölkerung zu 

einem realistischeren Bild der Situation gelangt. Zu ähnlichen Befunden in Bezug auf den EGB gelangen 

auch Fansher und Kollegen (2022). Sie zeigen, dass die Art und Weise, wie Infektionsdaten präsentiert wer-

den, Auswirkungen darauf hat, wie gut Befragte Vorhersagen der Infiziertenzahlen gelingen. Interessanter-

weise ist es ihrer Forschung zufolge so, dass Befragte ihren eigenen Prognosen mehr Vertrauen schenken, 

wenn sie zuvor Liniendiagramme der Infiziertenzahlen gesehen hatten. Die besseren Prognosen gaben hin-

gegen diejenigen Befragten ab, die dieselben Daten in Tabellenform präsentiert bekommen hatten (auch 

wenn diese Personengruppe ihren eigenen Schätzungen weniger vertrauten). Auch der Befund, dass das 

exponentielle Wachstum besser in Form von Verdopplungszeiten als über Wachstumsraten präsentiert wer-

den sollte, da es so besser nachvollzogen werden könne (Schonger und Sele 2020, S. 11), weist auf die 

Relevanz einer adäquaten Kommunikationsstrategie hin. Es stellt sich allerdings die Frage, ob mit Andauern 

der Pandemie ein gewisser Lerneffekt eintritt. Also, ob die Bürger über die Zeit zu einem besseren Ver-

ständnis der exponentiellen Ausbreitung des Virus gelangt sind und dadurch auch die Schutzmaßnahmen 

stärker befürworten. Ebenso wäre allerdings auch ein Gewöhnungseffekt denkbar. Durch die ständige Be-

tonung der Krisenhaftigkeit und immer neue Meldungen von Höchstständen der Infizierten- und Todes-

zahlen sind die Bürger möglicherweise abgestumpft, wodurch sie Covid-19 als weniger gefährlich und die 

Schutzmaßnahmen als übertrieben auffassen könnten. Unter anderem dieser Frage widmet sich Artikel 2 

(Jäckle und Waldvogel 2022). 

Basierend auf einer Online-Umfrage unter 563 Schülerinnen und Schülern von Gymnasium, Realschule und 

Berufsschule, die zwischen dem 31. Januar und dem 11. Februar 2022 – und damit etwa zwei Jahre nach 

Ausbruch der Pandemie – durchgeführt wurde, wird in dem Artikel in einer ersten Teilstudie analysiert, 

                                                           
6 Hierbei handelte es sich um eine Pressekonferenz der Bundeskanzlerin Angela Merkel Ende September, in der sie 
schrittweise vorrechnete, wie sie unter Annahme einer monatlichen Verdopplung zu einer Schätzung von mehr als 
19.000 Fällen an Weihnachten 2020 kommt (Fried 2020). 
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inwiefern ein EGB in Bezug auf die Covid-19-Infiziertenzahlen weiterhin vorhanden ist und falls dies der 

Fall ist, inwieweit diese verzerrte Wahrnehmung weiterhin Auswirkungen auf die Bewertung von Schutz-

maßnahmen hat. Im Vergleich zu dem Studierendensample aus Jäckle/Ettensperger (2021) kann von einem 

noch ausgeprägteren least likely design ausgegangen werden, da erstens den befragten Schülern die mathema-

tischen Grundlagen exponentieller Verteilungen noch präsenter sein dürften als Studierenden. Zweitens hat 

die Corona-Pandemie zu diesem Zeitpunkt die Politik und Nachrichten bereits so lange geprägt, dass die 

große Mehrheit der Schüler ein zumindest grundlegendes Verständnis der bei Covid-19 vorherrschenden 

exponentiellen Verbreitung haben sollte. Die Ergebnisse zeigen, dass der EGB auch nach zwei Jahren wei-

terhin in etwa demselben Ausmaß vorherrscht, wie in den beiden Vergleichsstudien (Jäckle und Ettensper-

ger 2021; Lammers et al. 2020). Festhalten lässt sich aber auch, dass die Gruppe, die zusätzlich einfache 

edukative Hilfestellungen erhalten hat, erneut zu einer weniger verzerrten Einschätzung des Verlaufs der 

Infiziertenzahlen gekommen ist. Dieser nudging-Effekt fällt allerdings etwas schwächer aus als in den Ver-

gleichsstudien. In dem Artikel wurde zudem getestet, inwiefern die edukativen nudges Auswirkungen zeigen 

auf:  

a) Einstellungen gegenüber Corona-Schutzmaßnahmen, welche im Schulkontext von besonderer 

Relevanz waren: 1) generelle Kontaktbeschränkungen, 2) Maskenpflicht in Schulen, 3) ver-

pflichtende Covid-19 Tests an Schulen, 4) Wechsel zwischen Online- und Präsenzunterricht sowie 

5) eine generelle Impfpflicht gegen Covid-19) und  

b) Angaben zu (zukünftigem) Verhalten der Befragten in Bezug auf Covid-19: 6) sich selbst über 

aktuelle Entwicklungen bei Covid-19 informiert halten, 7) Covid-19 Tests auch in den Schulferien 

durchführen, 8) sich gegen die Omikron-Variante impfen lassen, 9) in der Schule stets Maske tragen 

sowie 10) private Kontakte zu reduzieren.  

Zwischen der Kontrollgruppe und derjenigen Gruppe, welche die edukativen Hilfestellungen erhalten hatte, 

zeigten sich nur bei einem dieser zehn Faktoren signifikante Unterschiede: Schüler in der Experimental-

gruppe befürworteten etwas häufiger den Wechsel zwischen Online- und Präsenzunterricht. Für die Ein-

stellungen zu allen anderen Corona-Schutzmaßnahmen und auch bei den Angaben zum eigenen Verhalten 

in Bezug auf die Pandemie finden sich hingegen keine statistischen Unterschiede zwischen den beiden 

Gruppen. Insgesamt muss damit konstatiert werden, dass bei Schülern, die sich im dritten Jahr der Pandemie 

befinden, ein solcher einfacher edukativer nudging-Ansatz nicht ausreicht, um die Zustimmung zu Covid-19 

Schutzmaßnahmen zu erhöhen oder die Absicht sich selbst an solche zu halten.  

In dieser Hinsicht bestätigt das Ergebnis des Artikels frühere Studien, die ebenfalls weiterreichende Aus-

wirkungen von pädagogischen nudges selbst auf das beabsichtigte Verhalten – ganz zu schweigen vom tat-

sächlichen Verhalten – als sehr gering einschätzten. In diesem Zusammenhang spricht Yu von zwei Lücken, 

die es zu überwinden gelte: einer „Wissens-Intentions-Lücke“ und einer „Intentions-Verhaltens-Lücke“ (Yu 

2022, S. 5). Auch wenn die edukativen Hilfestellungen helfen das Wissen über die Ausbreitung des Virus zu 
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erhöhen, oder zumindest dieses kurzfristig nochmals ins Gedächtnis zu rufen, so sind konkrete Auswirkun-

gen auf das Handeln der Individuen nach zwei Jahren Pandemie nicht mehr feststellbar. Das bedeutet, dass 

einerseits kurzfristige Bildungsansätze zu diesem Zeitpunkt offensichtlich nicht mehr ausreichen, um die 

Akzeptanz von freiheitseinschränkenden Anti-Coronavirus Maßnahmen unter Schülern zu erhöhen. Ande-

rerseits zeigt der zweite Teil der Analyse, dass das allgemeine Wissen über die Pandemie immer noch signi-

fikant positiv mit der Akzeptanz von Schutzmaßnahmen korreliert. Daraus folgt, dass Bildungsansätze, die 

ein besseres langfristiges Verständnis für die Gefahren von Infektionskrankheiten wie COVID-19 unter 

Schülern erreichen, dabei helfen könnten, eine angemessenere Reaktion auf eine pandemische Gefahrenlage 

zu erzielen. Aber nicht nur diejenigen, die wirklich ein hohes Wissen über die Pandemie haben, sehen die 

meisten der Schutzmaßnahmen positiver, dasselbe gilt laut den Studienergebnissen auch für Personen, die 

zumindest der Meinung sind, dass sie selbst ein gutes Wissen über Covid-19 besitzen (Jäckle und Waldvogel 

2022).  

2.1.4. Der Faktor Vertrauen im Zusammenhang mit Covid-19 (Art. 3) 
Nicht nur das eigene Wissen über diese Krankheit und mögliche auf einem EGB basierende Falscheinschät-

zungen der Ausbreitungsgeschwindigkeit spielen eine Rolle dafür, wie die deutschen Bürgerinnen und Bür-

ger die Corona-Politik der Bundes- und Landesregierungen im Allgemeinen und die getroffenen, vielfach 

Freiheitsrechte einschränkenden, Schutzmaßnahmen im Konkreten wahrgenommen haben. Auch der Fak-

tor Vertrauen hat einen großen Einfluss. Einige Arbeiten beschäftigen sich dabei aus soziologischer (Kye 

und Hwang 2020), psychologischer (Thoresen et al. 2021) und auch verwaltungs- bzw. politikwissenschaft-

licher Perspektive (Bargain und Aminjonov 2020; Goldfinch et al. 2021) mit Vertrauen als abhängiger Va-

riable im Kontext der Corona-Pandemie.  

Jäckle und Wagschal (2022) konnten beispielsweise anhand von Paneldaten, die zwischen Mai 2020 und 

Februar 2021 erhoben wurden, für Deutschland zeigen, dass das Vertrauen der Bevölkerung in die Politik 

vergleichsweise hoch und v.a. stabil war. Entsprechend zeigte auch die Corona-Pandemie, wie andere Krisen 

zuvor das bekannte Muster eines Rally-round-the-Flag-Effekts, bei dem sich die Bevölkerung hinter der 

Regierung versammelt. Dabei nimmt das spezifische Politikvertrauen, welches das Vertrauen in die konkret 

handelnden Politiker bemisst, zwar leicht im Laufe des Untersuchungszeitraums ab, aber zentraler als diese 

geringe zeitliche Varianz sind hier strukturelle Unterschiede. So gibt es deutliche Niveauunterschiede im 

spezifischen Politikvertrauen, je nachdem welcher Partei die Befragten nahestehen: Personen mit Wahlab-

sicht CDU/CSU, Grüne oder SPD weisen das höchste, diejenigen mit Wahlpräferenz für die AfD und die 

neu gegründeten Corona-Protestparteien (dieBasis, WiR2020) das niedrigste Politikvertrauen auf. Linken- 

und FDP-Anhänger liegen dazwischen, wobei auffällt, dass das spezifische Politikvertrauen der FDP-An-

hänger im Laufe der Zeit deutlich nachlässt, wohingegen das der Linken-Anhänger gerade in der dritten 

Befragungswelle im Februar 2021 sogar eher zunimmt (Jäckle und Wagschal 2022, S. 17). Im Vergleich dazu 

verändert sich das generalisierte Politikvertrauen, welches als Grundstock für den gesellschaftspolitischen 

Zusammenhalt gelten kann und konkret über das Vertrauen in weitere gesellschaftspolitische Akteure und 

Institutionen gemessen wurde, über die betrachteten zehn Monate kaum. Dies kann als Hinweis darauf 
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gedeutet werden, dass „selbst eine Jahrhundertpandemie und ein – vorsichtig ausgedrückt – nicht immer 

optimales Krisenmanagement immer noch nicht zu einem eklatanten Vertrauensverlust in das politische 

Gemeinwesen führen [und] [… d]as politische System in Deutschland […] somit aktuell als vergleichsweise 

stabil betrachtet werden“ (Jäckle und Wagschal 2022, S. 20) kann. Dieses Ergebnis reiht sich in eine Reihe 

an Studien ein, die allesamt zumindest für die erste, durch Lockdowns und große Unsicherheit innerhalb 

der Bevölkerungen geprägte Phase der Pandemie, ein hohes Niveau an Vertrauen in die Politik, bzw. die 

handelnden Kernexekutiven aufzeigen (Bol et al. 2021; De Vries et al. 2021; Schraff 2020). Zum Teil zeigen 

die Ergebnisse jedoch auch, wie im Fall von Schweden, dass es einigen Regierungen nicht gelang, die posi-

tiven Bewertungen der ersten Pandemiephase dauerhaft aufrecht zu halten (Johansson et al. 2021).    

Vertrauen stellt dabei aber auch eine Ressource dar, die zentral für die Bekämpfung der Pandemie ist. Drei 

Arten von Vertrauen können hier potenziell von Interesse sein: 1) Politikvertrauen, 2) Vertrauen in Infor-

mationsquellen und 3) soziales Vertrauen. Ohne Vertrauen in die handelnden Politiker wird die Bevölkerung 

die von der Politik getroffenen Maßnahmen zur Eindämmung des Virus – seien es Lockdowns, die Pflicht 

zum Tragen von Mund-Nasen-Masken oder auch Impfkampagnen – nicht für notwendig erachten, oder 

sogar grundsätzlich ablehnen. Dies zeigen auch Han et al. (2021) in einer 23 Länder umfassenden Ver-

gleichsstudie, nach der die Gefolgschaft bei Gesundheitsschutzmaßnehmen wie Social Distancing oder Selbst-

isolation umso stärker ausgeprägt ist, je stärker die Befragten ihrer jeweiligen Regierung vertrauen. Für 

Deutschland konnte gezeigt werden, dass ein hohes Vertrauen in die Regierung mit einer stärkeren Nutzung 

der Corona-Warn-App korreliert (Horstmann et al. 2021).  

Neben dem Vertrauen in die Politik spielt, wenn es um die Bekämpfung der Pandemie geht, potenziell auch 

eine gewichtige Rolle welchen Informationsquellen die Bürger im Hinblick auf die Corona-Pandemie Ver-

trauen schenken. Sind es eher die Verlautbarungen offizieller Stellen, wie in Deutschland des Robert Koch 

Instituts (RKI) oder der Ständigen Impfkommission (STIKO), die offiziell unabhängig von der Politik doch 

vielfach von Kritikern der Corona-Politik als Sprachrohr der Regierung dargestellt wurden? Vertrauen die 

Bürger den Medien, und wenn ja, eher den öffentlich-rechtlichen oder den privaten, den klassischen Print-

medien oder neueren Online-Medien, Internet-Blogs oder YouTube-Kanälen?  
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Abbildung 3: Vertrauen der Bevölkerung in verschiedene Informationsquellen zur Corona-Pande-
mie nach Wahlpräferenz 

 

Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten aus drei Wellen des Politikpanel Deutschland (Wagschal et al. 2020a, 
2020b, 2021). 

Die Frage, für wie vertrauenswürdig die Bürger unterschiedliche Informationsquellen in Bezug auf Covid-

19 einschätzen, wurden zwischen Mai 2020 und Februar 2021 in drei Wellen des Politikpanel Deutschland 

gestellt. Abbildung 3 zeigt das Vertrauensniveau aufgegliedert nach Befragungswelle und Sonntagsfrage. In 

Bezug auf die Corona-Berichterstattung vertrauen die Anhänger der Union, der SPD und der Grünen be-

sonders offiziellen Webseiten sowie den etablierten, öffentlich-rechtlichen Medien und Zeitungen. Die An-

hänger der Linken und insbesondere der FDP weisen hier durchweg ein geringeres Vertrauen auf. AfD-

Anhänger und die Anhänger der im Zuge der Pandemie neu gegründeten Protestbewegungen (dieBa-

sis/WiR2020) weichen deutlich vom Rest der Bevölkerung ab. Sie halten so gut wie alle Informationsquellen 

im Durchschnitt für eher nicht vertrauenswürdig, insbesondere das öffentlich-rechtliche Fernsehen schnei-

det bei ihnen schlecht ab. Die beiden Informationsquellen, denen von AfD/dieBasis/WiR2020-Anhängern 

noch am ehesten vertraut wird (Internet-Blogs und Youtube sowie Soziale Netzwerke) sind dabei gerade 

diejenigen, denen die restliche Bevölkerung am wenigsten Vertrauen entgegenbringt. Daneben fällt eine sehr 

große Konstanz über die Zeit auf – große Veränderungen im Vertrauensniveau lassen sich nicht ausmachen. 
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Als dritte zentrale Vertrauensressource, welche im Kontext der Covid-19 Pandemie von Relevanz ist, kann 

das soziale Vertrauen gelten. Dieses lässt sich in eine personalisierte und in eine generalisierte Variante un-

terscheiden. Während das personalisierte Vertrauen bemisst, wie stark man Personen aus dem eigenen Um-

feld vertraut, zeigt das generalisierte, soziale Vertrauen an, wie stark man generell Menschen Vertrauen ent-

gegenbringt, auch wenn einem diese unbekannt sind (Uslaner 2002). Vielfach wird generalisiertes, soziales 

Vertrauen als Möglichkeit gesehen, die Probleme anzugehen, die kollektivem Handeln entgegenstehen. Ex-

perimentelle Analysen zeigen, dass Menschen, die anderen Menschen ein höheres Maß an sozialem Ver-

trauen entgegenbringen, in Dilemma-Situationen mit vielen Beteiligten eher mit anderen kooperieren, da sie 

erwarten, dass die anderen sich ebenfalls kooperativ zeigen werden (Mannemar Sønderskov 2009). Diese 

Erkenntnis ist in vielerlei Hinsicht im sozialen Kontext relevant: sei es um eine stabile und gut funktionie-

rende Demokratie aufzubauen (Zmerli und Newton 2008), oder im Kontext von Public Health, wobei sozi-

ales Vertrauen, bzw. das Leben in einem vertrauensvolleren Umfeld, mit besseren Gesundheitsoutcomes in 

Verbindung gebracht wird (Ehsan et al. 2019; Kawachi 2017).  

Im Zusammenhang mit Covid-19 zeigt sich die Relevanz sozialen Vertrauens besonders deutlich. Viele der 

von der Politik getroffenen Eindämmungsmaßnahmen erforderten ein Mitmachen der Bevölkerung. Seien 

es NPIs wie das Maskentragen, die verschieden stark ausgeprägten Formen der Lockdowns und Ausgangs-

sperren, die Test-, Isolations- und Quarantänevorschriften oder die Impfkampagnen. Bei all diesen Maß-

nahmen wurden Freiheitsrechte aktiv eingeschränkt, oder es wurden der Bevölkerung Maßnahmen emp-

fohlen, die zumindest potenziell Freiheitsrechte einschränkten. Sofern ein Staat nicht, wie dies in China der 

Fall war, mit extremer Härte die getroffenen Maßnahmen durchsetzt, sondern stärker auf das Verständnis 

und das Mitmachen der Bevölkerung baut, wie dies eher für Deutschland und andere westliche Länder 

zutraf, stellt sich das klassische Dilemma des Kollektiven Handelns (Olson 1971): auch wenn es global 

betrachtet für jeden Einzelnen besser wäre, wenn sich alle an die Maßgaben halten würden, stellen diese 

doch für jedes Individuum unangenehme Einschränkungen dar. Aus individuell-rationaler Perspektive 

könnte es sich, je nach Kosten-Nutzen-Bewertung, bei einzelnen Personen, daher anbieten, sich als Tritt-

brettfahrer selbst nicht an die Regeln oder Vorschläge zu halten und trotzdem davon zu profitieren, dass 

die anderen Mitglieder der Gesellschaft kooperieren. Entsprechend dieser Logik zeigen Goldstein und Wie-

demann (2022) dass Personen mit einem höheren sozialen Vertrauen sich eher an Ausgangssperren halten, 

wobei dieser Effekt den beiden Autoren zufolge auch mit der Parteineigung der betreffenden Personen 

interagiert. Entsprechend könnte angenommen werden, dass soziales Vertrauen sich generell positiv auf die 

Bereitschaft zur Umsetzung der Corona-Schutzmaßnahmen und damit auf die Pandemiebekämpfung aus-

wirken sollte.  

Andererseits gibt es jedoch auch Studien, die einen entgegengesetzten Effekt in Bezug auf Covid-19 Out-

comes feststellen. So zeigen Elgar et al. (2020) in einer Aggregatanalyse auf Länderebene, dass soziales Ver-

trauen mit einer höheren Covid-19 Todesrate einhergeht. Sie argumentieren, dass dies daran liegen könnte, 

dass innerhalb von Gruppen, in denen enge soziale Bindungen und damit ein hohes soziales Kapital vor-
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herrscht, ein Behavioral Contagion Effekt (Villalonga-Olives und Kawachi 2017) einsetzen könnte, der risiko-

reicheres Verhalten im Hinblick auf die Ansteckungsgefahr verstärken würde. In eine ähnliche Richtung 

weisen die Ergebnisse einer anderen Studie, die basierend auf Daten des World Value Survey nachweist, dass 

sich Covid-19 in Ländern, in denen ein höheres Niveau an sozialem Vertrauen vorherrscht, schneller aus-

gebreitet hat, aber diese Länder auch früher als andere den Höhepunkt der Corona-Wellen erreichten (Min 

2020). Diese Studie zeichnet damit ein ambivalentes Bild des Effekts von sozialem Vertrauen. Einerseits 

würde in Gesellschaften mit viel sozialem Vertrauen schneller und konsequenter zusammengearbeitet um 

das gemeinsame Ziel einer Eindämmung des Virus zu erreichen, andererseits würde die in diesen Gesell-

schaften vorherrschende geringere Risikowahrnehmung sowie die zahlreicheren und engeren persönlichen 

Verbindungen zwischen den Menschen dort eine schnellere Ausbreitung des Virus begünstigen (Min 2020, 

S. 15). Der Befund, dass zwischenmenschliches Vertrauen generell mit engerem Kontakt einhergeht und 

damit Bemühungen unterminiere, Übertragungsketten durch physische Distanz zu unterbrechen, ist dabei 

nicht neu (Dezecache et al. 2020; Drury 2018). Obgleich dieses Verhalten aus epidemiologischer Perspektive 

irrational ist, lässt es sich evolutionsbiologisch so begründen, dass Menschen in Stress- und Bedrohungssi-

tuationen zusammenkommen, um in der Gemeinschaft Schutz zu suchen. Das Suchen nach physischem 

Kontakt als Reaktion auf eine äußere Bedrohungssituation, wie es die Covid-19 Pandemie darstellte, ist 

dabei nicht auf rationale Abwägungsprozesse zurückzuführen, sondern sie sei „durch einen affiliativen Neu-

rokreislauf untermauert, der auf Oxytocin und endogenen Opioidpeptiden zu beruhen scheint“ (Taylor 

2012, S. 32) – und damit in der Biologie des Menschen begründet.  

Insgesamt lässt sich damit nicht eindeutig sagen, inwiefern generalisiertes, soziales Vertrauen einen positiven 

oder negativen Einfluss auf die Bekämpfung der Covid-19 Pandemie hat. Unter anderem dieser Fragestel-

lung widmet sich Artikel 3 (Jäckle et al. 2022). Er untersucht dabei basierend auf Daten aus zwei Umfrage-

wellen des Politikpanel Deutschland aus dem Mai und November 2020 (Wagschal et al. 2020a, 2020b) wie 

sich politisches und soziales Vertrauen auf die Akzeptanz der Corona-Politik in Deutschland auswirken. 

Der Artikel geht damit einerseits kleinteiliger vor als viele der bestehenden Studien, die Vertrauen direkt mit 

der Einhaltung der Vorschriften (Compliance) oder Gesundheits-Outcomes (Infiziertenzahlen, Krankenhaus-

belegungen, Todeszahlen) zusammenbringen und damit ein wichtiges Element in der Kausalkette, nämlich 

die Einstellungen der Bevölkerung, überspringen. Andererseits versucht er in Bezug auf die Vertrauensef-

fekte ein vollständigeres Bild zu zeichnen, indem er systematisch sowohl soziales als auch politisches Ver-

trauen in multiplen Mehrebenenregressionen als erklärende Faktoren für die Akzeptanz der von der deut-

schen Politik getroffenen Anti-Corona-Maßnahmen testet und dabei auch untersucht, inwiefern der Effekt 

des politischen Vertrauens bei allen Personen gleichermaßen anzutreffen ist, oder ob bestimmte Personen-

gruppen hier hervorstechen.  

Unter Kontrolle einer Reihe weiterer individueller Faktoren (politisches Interesse, Links-Rechts-Einstel-

lung, Gesundheitszustand, Haushaltseinkommen, Alter, Geschlecht, Bildungsstand) sowie Kontrollen auf 

der Kreisebene (u.a. Covid-19 Infizierten- und Todeszahlen, Distanz zu Covid-19 Hotspot Ausbrüchen), 
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zeigt sich, dass Politikvertrauen der einflussreichste Erklärungsfaktor für die Akzeptanz der Corona-Maß-

nahmen ist. Je höher das politische Vertrauen, desto größer die Akzeptanz der Maßnahmen. Interaktions-

modelle zeigen allerdings, dass der Effekt des politischen Vertrauens für liberal eingestellte Personen signi-

fikant stärker ausfällt, als für autoritär eingestellte. Während letztere von Grund auf höhere Akzeptanzlevel 

aufweisen, kann politisches Vertrauen bei liberaler eingestellten Menschen sehr viel stärker dazu beitragen, 

die Corona-Politiken zu akzeptieren. Generalisiertes soziales Vertrauen ist laut den Modellschätzungen nach 

dem Politikvertrauen der zweitstärkste Erklärungsfaktor. Allerdings wirkt es in die entgegengesetzte Rich-

tung, d.h. Personen, die anderen Menschen generell Vertrauen schenken, akzeptieren die Corona-Politik 

weniger. Dies bestätigt die oben angesprochene Sichtweise, nach der soziales Vertrauen und damit Sozial-

kapital nicht per se positive Auswirkungen in Bezug auf Gesundheitsoutcomes haben muss. Eine mögliche 

Erklärung für den negativen Effekt des sozialen Vertrauens könnte sein, dass Personen, die ihren Mitmen-

schen generell vertrauen, diesen auch im Hinblick auf einen angemessenen Umgang mit der Corona-Pan-

demie Vertrauen schenken. Staatlich verordnete Vorschriften und Regelungen zum Schutz vor Covid-19 

würden aus dieser Perspektive für unnötig erachtet (Jäckle et al. 2022, S. 18–19).        

2.1.5. Polit-soziologische Erklärungsfaktoren der Covid-19 Impfbereitschaft (Art. 4) 
Die Covid-19 Pandemie stellte zu Beginn auch insbesondere deshalb eine so große Gefahr dar, da es zu-

nächst keine Impfung oder zielgerichtete medikamentöse Therapie gab. Es blieben damit nur NPIs, um die 

Ausbreitung des Virus einzudämmen. Die Gesellschaft war damit, gleich in welcher Weltregion, letztlich 

auf dieselben rudimentären Schutzmaßnahmen angewiesen, wie sie bereits vor mehr als 100 Jahren bei der 

Spanischen Grippe praktiziert wurden. Vielfach führte dies zu einem Gefühl der Ohnmacht in der Bevöl-

kerung, die es ansonsten mittlerweile gewohnt war, dass Krankheiten durch die moderne Medizin größten-

teils beherrschbar geworden waren. In dieser schwierigen Situation wurde die im Vergleich zu anderen 

Impfstoffen extrem schnelle Entwicklung von mehreren Vakzinen gegen Covid-19 von vielen Wissen-

schaftlern, Politikern und auch in der Bevölkerung vielfach als Gamechanger wahrgenommen. Innerhalb von 

nur zwei Wochen (Ende Dezember 2020/Anfang Januar 2021) erhielten die beiden mit dem neuartigen 

mRNA-Verfahren entwickelten Impfstoffe Comirnaty (von Biontech/Pfizer) und Spikevax (Moderna) eine 

bedingte Marktzulassung der Europäischen Arzneimittelagentur (EMA). Viele Gesundheitsexperten gingen 

zu diesem Zeitpunkt davon aus, dass nur durch eine ausreichende Durchimpfung der Bevölkerung die Pan-

demie beendet werden könnte. In den ersten Monaten erhielten aufgrund des nur stockenden Nachschubs 

mit Impfstoffen zunächst nur besonders gefährdete Personen (Alte, immunsupprimierte Vorerkrankte) so-

wie Personen, die im Gesundheitssektor arbeiten, eine Impfung. In der zweiten Jahreshälfte 2021 zeigte sich 

jedoch, dass es schwierig werden würde, die von Epidemiologen zum Erreichen der Herdenimmunität an-

gepeilte Impfquote von über 80 % in Deutschland zu erzielen. Dies galt insbesondere, als Mitte des Jahres 

mit der Delta-Variante eine nochmals deutlich ansteckendere Mutation des Virus aufgetaucht war (Merlot 

2021).7  

                                                           
7 Am 26.08.2021 wies das RKI in seinem wöchentlichen Lagebericht den Anteil der Delta-Variante an allen Infektionen 
mit 99,3 % aus (Robert Koch Institut 2021, S. 25). 
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Abbildung 4: Entwicklung der Covid-19 Impfquoten nach Bundesland 

 
Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten des RKI Impfquotenmonitorings (https://www.rki.de/DE/Con-
tent/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Daten/Impfquotenmonitoring.html). Die Zahlen geben die jeweiligen 
Impfquoten (vollständige Grundimmunisierung, d.h. Erst- und Zweitimpfung mit den Vakzinen von Biontech/Pfizer, 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Daten/Impfquotenmonitoring.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Daten/Impfquotenmonitoring.html
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Moderna oder AstraZeneca bzw. Erstimpfung mit dem Impfstoff von Johnson&Johnson) für die Bundesländer jeweils 
zum Ende des Monats an. Die Farben zeigen die Abweichung zum bundesweiten Mittelwert zu diesen Zeitpunkten.  

Abbildung 4 stellt die Entwicklung der Impfraten der vollständig grundimmunisierten Personen8 in den 16 

Bundesländern von Februar bis September 2021 dar. Die Karten zeigen von Beginn an gewisse Unter-

schiede zwischen den Ländern, allerdings ohne dass eine klare Systematik erkennbar wäre. So konnten in 

Thüringen und Sachsen bis in den Mai aufgrund einer im Vergleich zu anderen Bundesländern leicht ab-

weichenden Impfstrategie überdurchschnittlich viele Menschen geimpft werden. Dies lag zum Teil daran, 

dass beispielsweise Thüringer Kommunen „den Kreis der Impfberechtigten innerhalb der erweiterten Pri-

orisierung eigenständig festlegen“ (Zeit Online 2023a) konnten, wodurch etwa Lehrer früher als in anderen 

Ländern eine Impfung erhielten. Zudem wurden auch an einige besonders stark betroffene Bundesländer 

zusätzliche Impfkontingente verteilt: dies erklärt beispielsweise auch die ab Mai überdurchschnittlich hohe 

Impfquote im Saarland (Wissenschaftliche Dienste 2021, S. 7). Ab Mitte des Jahres zeichnete sich dann aber 

ab, dass trotz einer sich deutlich verbesserten Verfügbarkeit der Impfstoffe und eines Ausbaus der Impfka-

pazitäten (in Impfzentren, bei Haus- und Betriebsärzten) der Fortschritt bei den Impfquoten nur in be-

stimmten Bundesländern deutlich voranging, in anderen hingegen stockte. Ende September waren es dann 

insbesondere die ostdeutschen Bundesländer sowie Bayern und Baden-Württemberg die niedrigere Impf-

quoten aufwiesen als der Westen und Norden Deutschlands. Während Ende September 2021 in Schleswig-

Holstein und im Saarland etwa 70 % der Bevölkerung grundimmunisiert waren und in Bremen sogar fast 

75 %, waren es in Brandenburg und Thüringen unter 60 % und in Sachsen sogar weniger als 55 %.  

Dieses Bild einer regionalen, stark durch Ost-West- und Nord-Süd-Gegensätze geprägten Varianz in den 

Impfquoten, änderte sich auch in den folgenden Jahren und mit der dann gegebenen Möglichkeit weiterer 

Auffrischungsimpfungen nicht mehr. Abbildung 5 zeigt den Stand Anfang März 2023. Während in Sachsen 

weiterhin fast 34 % der Bürger keine Impfung gegen Covid-19 erhalten haben, sind dies in Bremen gerade 

einmal 8 %. Diese deutlichen regionalen Unterschiede können zunächst verwundern, sind die Impfquoten 

doch zum Teil gerade in denjenigen Bundesländern niedrig, die zu Beginn der Pandemie besonders stark 

betroffen waren (Bayern, Baden-Württemberg), und in denen es auch zu medial viel beachteten Großaus-

brüchen (Super Spreading Events) und in der Folge zu Corona-Hotspots gekommen ist.9 Auch international 

zeigte sich, dass – trotz des zumindest im globalen Norden ab spätestens Ende 2021 ausreichend vorhan-

denen Impfstoffs – die Impfquoten hinter den von der Wissenschaft für optimal erachteten Werten zurück-

blieben (Sallam 2021). Vor diesem Hintergrund untersucht Artikel 4 (Jäckle und Timmis 2023) in Deutsch-

land die Bereitschaft, sich gegen Covid-19 impfen zu lassen, primär im Hinblick auf mögliche polit-sozio-

logische Erklärungsmuster. 

                                                           
8 Als vollständig grundimmunisiert gelten Personen, die zwei Impfungen mit den Vakzinen von Biontech/Pfizer, Mo-
derna oder AstraZeneca oder eine Impfung mit dem Wirkstoff von Johnson&Johnson erhalten haben.  
9 Wijst zeigt beispielsweise auf, wie Starkbierfeste aber auch die am 15.03.2020 in Bayern durchgeführten Kommunal-
wahlen signifikant zur exponentiellen Verbreitung des Virus beigetragen haben, wodurch „Bayern einen Spitzenplatz 
aller Bundesländer [bei den Fallzahlen erreicht], der sich auch durch restriktive Folgemaßnahmen nicht mehr rückgän-
gig machen lässt“ (Wjst 2021, S. 6).  
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Abbildung 5: Covid-19 Impfquoten nach Bundesland (Stand 04.03.2023) 

 
Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten des Impfdashboards des Bundesministeriums für Gesundheit 
(https://impfdashboard.de/).   

Bisherige Analysen zur Impfbereitschaft (vor Covid-19), die aus der Perspektive unterschiedlicher Fachbe-

reiche wie Impfstoffkunde, Epidemiologie, Public Health, Psychologie oder Soziologie verfasst wurden, führ-

ten zur Entwicklung einer Reihe an Modellen und Tools, welche Impfbereitschaft bzw. Impfverweigerung 

messbar machen sollten (Gilkey et al. 2016; Oduwole et al. 2019; Shapiro et al. 2018). Diese Modelle haben 

gemein, dass sie allesamt politisch-ideologische Einstellungsmuster nicht explizit als Erklärungsfaktoren in-

tegrieren. Auch wenn die vielfach genutzte und auch bereits intensiv validierte Vaccine Hesitancy Determinants 

Matrix (VHDMx) eine Itemgruppe Politics/Policies enthält, wird in ihr nicht genau definiert, welche Politik-

Elemente exakt darunter zu verstehen sind (MacDonald 2015). Entsprechend verwundert es wenig, dass 

Studien, welche die VHDMx nutzen (im Hinblick auf Impfungen zu Covid-19 und auch anderen Krank-

heiten), die Politikdimension nicht explizit konzeptionell ausarbeiten. Hierdurch werden politische Sachver-

halte in der Messung äußerst unterschiedlich operationalisiert und insgesamt nicht adäquat abgedeckt (Er-

chick et al. 2022; Majee et al. 2023). In der Folge konsequent ist es daher, dass viele Studien in Bezug auf 

den Einfluss der Politikdimension auf Impfbereitschaft zu deutlich voneinander abweichenden und letztlich 

schlecht vergleichbaren Befunden gelangen (ECDC 2015; Kulkarni et al. 2021; Lane et al. 2018). Zum Teil 

wird das Item Politics/Policies auch komplett ausgeblendet, obgleich es als konstituierendes Element die 

VHDMx mitausmacht (Soares et al. 2021).  
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Auch bereits vor der Covid-19 Pandemie hat sich jedoch gezeigt, dass das Thema Impfung in den letzten 

Jahren immer stärker politisiert wurde und eine Betrachtung der Impfbereitschaft, die diese Ebene nicht 

oder nur unzureichend beachtet, damit in Bezug sowohl auf Public Health-Fragestellungen wie auch auf Fra-

gen des gesellschaftlichen Zusammenhalts nicht mehr angemessen ist. Die historische Entwicklung der Ein-

stellung zum Impfen verlief in mehreren Wellen. Obwohl das Impfen seit den ersten Pockenimpfungen 

durch Edward Jenner im Jahr 1796 vielfach heftiger und populistischer Kritik ausgesetzt war, wie die von 

James Gillray 1802 gezeichnete Karikatur zeigt (Abbildung 6), führten insbesondere die erfolgreichen 

Impfkampagnen in den 1960er und 70er Jahren (Pocken, Polio), zu einer verbreitet hohen Akzeptanz von 

Impfungen in den meisten westlichen Ländern.  

Abbildung 6: Die Kuhpocken – oder die wundervollen Effekte der Neuen Inokulation (1802) 

 
Anmerkung: Erste Impfungen gegen Pocken verwendeten noch den für diese Krankheit auslösenden Variolavirus 
selbst, der in geringen Mengen von Infizierten gewonnen und den Impflingen beispielsweise durch Einritzen der 
Haut verabreicht wurde. Diese Form der Impfung wird als Variolation bezeichnet. Die von Jenner entwickelte Imp-
fung, war hingegen die erste, die aus einem, den menschlichen Pocken zwar ähnlichen, aber doch anderen Virus ge-
wonnen wurde. Dies verringerte im Vergleich zur Variolation deutlich die Gefahr von Nebenwirkungen und uner-
wünschten Folgeschäden. Jenner verwendete hierfür das Kuhpocken-Virus (daher auch der Begriff Vakzin von lat. 
vacca „Kuh“). Diesen tierischen Ursprung des Pockenimpfstoffs griff der Karikaturist James Gillray in seiner Zeich-
nung auf. Quelle: Library of Congress, Prints & Photographs Division, LC-USZC4-3147 
(https://lccn.loc.gov/94509853).  

Der Erfolg dieser Impfkampagnen wurde dem Impfwesen in der westlichen Welt jedoch in späteren Jahr-

zehnten zum Teil zum Verhängnis, da viele Menschen in diesen Weltregionen verheerende Infektionskrank-

heiten wie Polio oder Pocken nicht mehr selbst erlebten – in einigen Fällen auch die Generation ihrer Eltern 

https://lccn.loc.gov/94509853
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nicht mehr. Infolgedessen hat die Impfmüdigkeit seit den 1990er und 2000er Jahren in westeuropäischen 

Ländern zugenommen, zum Beispiel was den MMR-Impfstoff (Masern, Mumps und Röteln) betrifft 

(Hussain et al. 2018). Gerade diese Kinderimpfungen wurden zum Teil auch gezielt diskreditiert. Beispiels-

weise veröffentlichte der englische Arzt Andrew Wakefield 1998 eine Studie in der medizinischen Fachzeit-

schrift The Lancet (Wakefield et al. 1998- zurückgezogen), in der er die MMR-Impfung für Autismus bei 

Kindern verantwortlich machte. Die Studienergebnisse basierten, wie sich später herausstellte, auf gefälsch-

ten Daten (Deer 2011a) und waren wohl auch ökonomisch motiviert (Deer 2011b), weshalb der Artikel 

zurückgezogen und Wakefield letztlich auch mit einem Berufsverbot belegt wurde. Der Fall Wakefield zeigt 

jedoch exemplarisch, wie problematisch solche, vermeintlich wissenschaftlich fundierte impfkritische Ver-

öffentlichungen sein können. Denn obgleich eine Vielzahl nachfolgender Studien, die im Gegensatz zu Wa-

kefields Arbeit wissenschaftlichen Standards entsprechen, zu dem sehr klaren Befund gekommen ist, dass 

der MMR-Impfstoff keinen Autismus auslöst (Di Pietrantonj et al. 2021; Hviid et al. 2019), hält sich dieser 

Mythos hartnäckig. So gaben 2015 in einer YouGov Umfrage 21 % der 18-29-jährigen US-Amerikaner an, 

dass Kinderimpfungen sicher oder zumindest wahrscheinlich Autismus verursachen können (Moore 2015). 

Auch aus politikwissenschaftlicher Perspektive ist der Fall Wakefield interessant. So hat Donald Trump im 

Jahr 2014 und damit zu einem Zeitpunkt, als bereits klar war, dass die Ergebnisse Wakefields gefälscht 

waren, in einem Tweet diese Erzählung folgendermaßen verbreitet: 

„Healthy young child goes to doctor, gets pumped with massive shot of many vaccines, doesn't feel good and changes - 
AUTISM. Many such cases!” (Trump 2014) 

Während des Präsidentschaftswahlkampfes 2016 traf sich Wakefield auch mit Donald Trump (Kopplin 

2016), und bezeichnete den Präsidentschaftskandidaten im Anschluss als „auf unserer Seite“ (Dyer 2016). 

Damit verwundert es auch wenig, dass Trump im Zuge der Corona-Pandemie als ein wichtiger Verbreiter 

impfkritischer und wissenschaftlich nicht haltbarer Aussagen auf Twitter identifiziert wurde (Germani und 

Biller-Andorno 2021- zurückgezogen)10 und dadurch den öffentlichen Diskurs im Hinblick auf die Covid-

19 Impfung beeinflusste (White et al. 2023). In der Folge zeigte sich, dass diejenigen Amerikaner, die ihre 

Informationen über die Corona-Pandemie im April 2020 vor allem über Trump und dessen Task Force 

bezogen hatten, im August 2021 mit 59 % mindestens einmal Geimpfter eine deutlich niedrigere Impfquote 

aufwiesen, als diejenigen, die sich über nationale Nachrichten (83 %) oder öffentliche Gesundheitsorgani-

sationen (82 %) informiert hatten (Jurkowitz und Mitchell 2021). Donald Trump nahm in Bezug auf die 

Covid-19 Impfung insgesamt eine sehr ambivalente Position ein. Einerseits startete er im Mai 2020 mit der 

Operation Warp Speed ein Public-Private-Partnership, welches die Entwicklung und Herstellung von Covid-

19-Impfstoffen mit insgesamt 18 Milliarden Dollar Forschungsgeldern beschleunigen sollte (J. Cohen 2020). 

Dies hat in der Tat dazu beigetragen, dass innerhalb von nur acht Monaten Entwicklungsdauer die ersten 

beiden Impfstoffe von Biontech/Pfizer und Moderna Ende 2020 eine Zulassung der US-amerikanischen 

                                                           
10 Der Artikel von Germani und Biller-Andorno wurde von der Zeitschrift aufgrund methodischer Mängel und aus 
den Daten nicht ableitbarer Aussagen zurückgezogen. Der hier, an dieser Stelle relevante Befund, dass Donald Trump 
sich via Twitter vielfach impfkritisch geäußert hat, lässt sich aus den im Artikel genutzten Twitter-Daten aber weiterhin 
ableiten.  
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Gesundheitsbehörde FDA (Food and Drug Administration) erhielten. Dieser Umstand wurde selbst von 

vielen Kritikern Trumps durchaus auch als sein Verdienst gewürdigt (Abutaleb et al. 2020), obwohl sein 

Drängen auf eine schnelle Zulassung noch vor dem Wahltermin (zu der es letztlich nicht kam) Sorgen vor 

einer politischen Beeinflussung des wissenschaftlichen Zulassungsprozesses begründeten. Dies wiederum 

unterminierte das Vertrauen der Bevölkerung in die Sicherheit der Vakzine (Bokemper et al. 2021). Ande-

rerseits ließ Trump sich zwar selbst impfen, machte dies aber zunächst nicht öffentlich und warb auch nicht 

aktiv wie andere Politiker dafür, sich impfen zu lassen (Haberman 2021). Als er Ende 2021 vor eigenen 

Anhängern erwähnte, dass er eine Booster-Impfung erhalten hatte, buhte ihn die Menge aus (Ulmer 2021). 

In der Folge vermied es Trump, weiter mit dem Erfolg der Operation Warp Speed für sich zu werben, da unter 

den Republikanern impfkritische Stimmen immer mehr an Gewicht gewannen. Der frühere Trump-Berater 

Steve Bannon beschreibt die Gruppe der Impfkritiker, Impfskeptiker und Impfverweigerer entsprechend 

auch als eine immer wichtiger werdende politische Kraft (McGraw 2022).  

Insgesamt zeigt der Blick in die USA, wie stark politisiert dort die Frage der Impfung mittlerweile ist und 

dass sich Impfkritik hierbei vielfach auch mit generell wissenschaftsfeindlichen Sichtweisen verbindet (Bol-

sen und Palm 2022).  Dies offenbart exemplarisch die identitätspolitische Aufladung des Impfthemas, wel-

ches die affektive Polarisierung (Iyengar et al. 2012), die bereits seit Jahren in den USA im Steigen begriffen 

ist (Iyengar et al. 2019), weiter ankurbelt (Sharfstein et al. 2021). Für die USA und andere westliche Länder 

zeigen auch mehrere Studien den Einfluss politischer Ideologie und Parteibindung insbesondere in Bezug 

auf populistische Parteien für die Einstellung zur Impfung (Aw et al. 2021; D. R. Jones und McDermott 

2022; Stoeckel et al. 2022). In einer Aggregatdatenanalyse weist Kennedy (2019) zudem für die westeuropä-

ischen Länder nach, dass der Anteil derjenigen in der Bevölkerung, die Vakzine für unwichtig, ineffektiv 

oder unsicher erachten, umso größer ist, je größer der Stimmenanteil populistischer Parteien in einem Land 

ist.   

In Deutschland war es vor allem die AfD, die von der Politik getroffene Covid-19-Schutzmaßnahmen kri-

tisierte und die auch gerade in den Sozialen Medien immer wieder mit impfkritischen Beiträgen auffiel, was 

zur Mobilisierung der eigenen Anhängerschaft beitragen sollte (Jungkunz 2021). Neben den Anhängern der 

im Zuge der Corona-Pandemie gegründeten Protestbewegungen (Querdenken711, WiR2020, dieBasis) wa-

ren es im weiteren Pandemieverlauf auch vielfach AfD-Anhänger, die an den Anti-Corona-Protesten teil-

nahmen, welche vor allem in Ostdeutschland starken und langanhaltenden Zulauf hatten.11 Bei diesen oft-

mals von rechtsextremen Gruppierungen (z.B. „Freie Sachsen“) organisierten Protesten wurde Kritik an 

den Corona-Maßnahmen und der Impfkampagne (insbesondere einer zeitweise diskutierten allgemeinen 

Impfpflicht) mit genereller Systemkritik kombiniert (Bernhard 2022). Entsprechend verwundert es auch 

nicht, dass in den Bundesländern, in denen die AfD bei der Bundestagswahl 2021 am besten abgeschnitten 

hat, die niedrigsten Impfraten zu diesem Zeitpunkt vorherrschten (Reuband 2022). Die Rechtspopulisten 

                                                           
11 Laut eines Forschungsberichts, der basierend auf einer Befragung während Corona-Protesten in Konstanz am 
04.10.2020 die Teilnehmerschaft dieser Querdenker-Demonstration analysierte, spielten AfD-Anhänger zu diesem 
Zeitpunkt zumindest im Südwesten noch so gut wie gar keine Rolle. Nur zwei Prozent der Befragten gaben dort an, 
der AfD nahezustehen (Koos 2021).  
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hatten nach der Euro- und der sogenannten Flüchtlingskrise ein neues Thema gefunden, welches geeignet 

war, um die Regierungspolitik grundsätzlich zu kritisieren und darüber einen großen Teil der Gesellschaft 

zu mobilisieren (Lehmann und Zehnter 2022). Sie versuchten dabei, die gesundheitspolitischen Fragen um 

Covid-19 zu einer generellen Demokratiekrise zu stilisieren (Lewandowsky et al. 2022, S. 237). Hierbei 

tauchten auch vermehrt verschwörungstheoretische Erzählungsmuster auf, nach denen die Regierung die 

Anti-Corona-Maßnahmen vor allem erließ, um den Bürgern ihre verfassungsmäßigen Freiheitsrechte zu 

nehmen und dabei auch sehenden Auges den Kollaps der deutschen Volkswirtschaft riskieren würde (Coe-

nen et al. 2022). Aus diesem Grund würden „die Eliten“ eine „Corona-Hysterie“ schüren, um ihre eigene 

Agenda des Umbaus des Staats durchsetzen zu können (Rensmann und de Zee 2022).  

Artikel 4 (Jäckle und Timmis 2023) fokussiert daher auch besonders auf die Einstellungen derjenigen mit 

Wahlabsicht AfD. Anhand von vier Wellen des Politikpanel Deutschland (Februar 2021, April/May 2021, 

Juli/August 2021 und September/Oktober 2021), an denen insgesamt mehr als 30,000 Befragte teilgenom-

men haben, zeigt die Analyse, dass Personen mit einer eher rechten politischen Einstellung impfkritischer 

sind als Menschen, die sich selbst politisch eher links positionieren. Dies gilt, wie eine Interaktionsanalyse 

nachweist, insbesondere für jüngere Befragte (< 45 Jahre), wohingegen für die älteste Befragtengruppe (> 

64 Jahre) entweder kein signifikanter links-rechts-Effekt ersichtlich ist oder sogar eher links eingestellte 

Personen eine höhere Impfskepsis aufweisen (Jäckle und Timmis 2023, S. 670–671). Zudem weisen die 

Anhänger der AfD und der neugegründeten Protestparteien mit weitem Abstand eine impfkritischere Hal-

tung auf als die Anhänger aller anderen Parteien. Gleichwohl sind auch Befragte mit Wahlabsicht FDP und 

Linke kritischer gegenüber der Covid-19 Impfung als diejenigen, die die Union, die SPD oder die Grünen 

wählen würden. Die Analyse zeigt damit, dass sich auch für Deutschland die Befunde aus den USA (D. R. 

Jones und McDermott 2022; Kirzinger et al. 2021) und anderen Ländern (Recio-Román et al. 2021; Sorell 

und Butler 2022) bestätigen, wonach die Anhänger von populistischen, rechtskonservativ ausgerichteten 

Parteien impfkritischen Ansichten näherstehen als das restliche politische Spektrum. Daneben weisen die 

empirischen Befunde weiterhin, auch unter Kontrolle auf die genannten politisch-ideologischen sowie so-

ziodemographischen Faktoren, gewisse regionale Unterschiede in der Impfbereitschaft in Deutschland aus: 

insbesondere Befragte aus Sachsen, Baden-Württemberg und Bayern stechen in der Analyse als vergleichs-

weise impfkritisch hervor.  

Diese regionalen Unterschiede gilt es in weiteren Studien genauer zu beleuchten. Ein Faktor, der hier mög-

licherweise eine Rolle spielen könnte sind bestimmte alternative spirituelle, bzw. esoterische Einstellungs-

muster (z.B. in Bezug auf Anthroposophie oder Homöopathie) sowie religiöse Vorstellungen, die sich regi-

onal unterschiedlich über Deutschland verteilen und ebenfalls mit Impfskepsis korreliert sein könnten. Ei-

nen ersten Hinweis darauf, dass dieser Erklärungsansatz eine gewisse Relevanz haben dürfte, zeigt Abbil-

dung 7, die ebenfalls basierend auf einer Politikpanel Deutschland Umfrage aus dem Juli 2022 (Wagschal 

et al. 2022) die unterschiedlichen Covid-19-Impfquoten in Deutschland zu erklären sucht. Personen, die 

Homöopathie und Waldorfschulen (die hier aufgrund ihrer Bekanntheit als Proxy für anthroposophische 
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Einstellungsmuster dienen) positiv gegenüberstehen, sind deutlich seltener geimpft als andere. Die Konfes-

sion der Befragten spielt hingegen keine besondere Rolle. Insbesondere sind Evangelikale Christen, die in 

den USA und Brasilien zu den besonders heftigen Kritikern der Covid-19-Impfung zählten (Corcoran et al. 

2021; Oliveira et al. 2021), in Deutschland nicht seltener geimpft als Konfessionslose, Protestanten oder 

Katholiken. Tendenziell sind laut dieser Umfrage orthodoxe Christen, Muslime und Juden etwas seltener 

geimpft. Da die Fallzahlen für diese Bevölkerungsgruppen allerdings gering waren (weniger als 0,5 % des 

Samples) sind diese Befunde nur bedingt belastbar. 
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Abbildung 7: Anzahl an Covid-19 Impfungen nach Einstellung zu Waldorf Erziehung, Homöopa-
thie und Schulmedizin sowie nach Konfession 

 

Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten des Politikpanel Deutschland vom Juli 2022 (Wagschal et al. 2022). 
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2.2. Block 2: Gender und Sexualität 
Ähnlich dem ideologisch extrem aufgeladenen Thema der Corona-Pandemie, welches, wie gezeigt, in den 

letzten Jahren zu einer starken Polarisierung und Angriffen auf das Fundament demokratischer Gesellschaf-

ten geführt hat, sind auch Themen aus den Bereich Gender und Sexualität heute vielfach im Sinne identi-

tätspolitischer Strömungen aus polit-soziologischer Perspektive relevant. Francis Fukuyama (2018) begreift 

als das zentrale Movens der Identitätspolitik das Streben bestimmter (Minderheits-)Gruppierungen nach 

Sichtbarkeit und v.a. Würde. Seiner Analyse zu Folge sei dies für das Konzept der liberalen Demokratie 

insofern eine Gefahr, als sich vor allem die politische Linke und gebildete, urbane Milieus immer mehr auf 

kleine ethnische, religiöse und sexuelle Gruppierungen kapriziere und dabei den eigentlichen Kitt der Ge-

sellschaft, die nationale Identität im Sine einer Civic Culture (Almond und Verba 1963), größtenteils unbe-

achtet lasse (Fukuyama 2021). In dieses entstehende Vakuum können dann laut Fukuyama ohne große 

Probleme rechte und populistische Strömungen stoßen, die sich als klare Alternativen aufstellen und das 

weniger in Bezug auf klassischerweise für eine politische Positionierung relevante Bereiche wie Ökonomie 

oder Außenpolitik, als vielmehr in Bezug auf kulturelle Fragen.  

Vor dem Hintergrund dieser demokratietheoretischen Bedeutung identitätspolitischer Fragestellungen, be-

fassen sich die vier in diesem Block enthaltenen Artikel allesamt mit Teilaspekten von Gender bzw. Sexua-

litäts-Fragen. Artikel 5 (Jäckle und Wenzelburger 2015) und Artikel 6 (Hildebrandt und Jäckle 2023), die 

beide dem Bereich der empirischen Einstellungsforschung zuzurechnen sind, untersuchen die Determinan-

ten von Homonegativität im internationalen Vergleich unter besonderer Berücksichtigung von Konfession 

und Religiosität bzw. der Frage, inwiefern ein Unterschied zwischen den Einstellungen zur Homosexualität 

zwischen Männern und Frauen vom sozio-ökonomischen und kulturellen Kontext eines Landes konditio-

niert wird. Bei Artikel 7 (Hildebrandt et al. 2017) handelt es sich um eine international vergleichende Policy-

Studie. Diese analysiert, welche Faktoren dazu geführt haben, dass Staaten früher, oder erst später, die ge-

setzliche Möglichkeit gleichgeschlechtlicher Partnerschaftsmodelle eingeführt haben. Artikel 8 (Hildebrandt 

und Jäckle 2020) weitet den Blick dann auf den generellen Einfluss der Religiosität auf moralische Einstel-

lungen. Dabei liegt ein Fokus dieser Analyse auf Einstellungen zu Sexualitäts- und Genderthemen, wie der 

Einstellung zur Homosexualität, zu Scheidung, Abtreibung, aber auch zu körperlicher Gewalt gegenüber 

Ehefrauen. In Artikel 9 (Jäckle 2022b) wird dann ein Thema beleuchtet, welches in Deutschland in den 

letzten Jahren sehr intensiv und leidenschaftlich diskutiert wurde, nämlich die Frage der Repräsentation von 

Frauen und nicht-binären Personen in der deutschen Sprache. Die Analyse geht dabei der Frage nach, wel-

che Faktoren die Akzeptanz des Gendersterns, als einer der am häufigsten verwendeten Varianten des 

schriftlichen Genderns, beeinflussen. 

2.2.1. Homonegativität im internationalen Vergleich und ihre Determinanten (Art. 5) 
Unter Homonegativität wird im Folgenden eine auf Vorurteilsstrukturen fußende ablehnende Haltung ge-

genüber Homosexualität als soziale Praxis und/oder homosexuellen Personen verstanden. Der häufig ver-

wendete Begriff der Homophobie soll an dieser Stelle gezielt nicht genutzt werden, da dessen etymologische 

Wurzel auf das Gefühl der Angst verweist, wobei psychologische Untersuchungen gezeigt haben, dass wenn 

heterosexuellen Personen Bilder von Männern beim Geschlechtsverkehr mit anderen Männern vorgelegt 
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werden, nicht Angst und Furcht die dominanten Gefühle sind, sondern Ekel und Wut (Herek 2004). Der 

Begriff Homphobie ist daher für das hier untersuchte Konzept der Ablehnung von Homosexualität weniger 

geeignet.    

Abbildung 8 zeigt anhand der Daten des World Value Survey (WVS) die Einstellungen zu Homosexualität 

in acht Ländern über den gesamten Erhebungszeitraum von der ersten Befragungswelle 1981-84 bis zur 

letzten 2017-22. Die Grafiken zeigen zum einen eine deutliche Varianz zwischen Ländern. So wird Homo-

sexualität in China, Südafrika, und der Türkei von einer großen Mehrheit als „niemals gerechtfertigt“ ange-

sehen. Zum anderen herrschen innerhalb der betrachteten Länder aber auch deutliche Varianzen über die 

Zeit vor. So nahm der Anteil derjenigen, die Homosexualität zumindest tendenziell als gerechtfertigt anse-

hen, in Japan von ca. 5 % in der ersten Erhebungswelle auf ca. 50 % in der letzten Erhebungswelle zu. Dies 

liegt in Japan aber auch daran, dass mittlerweile deutlich mehr Befragte eine Meinung zu diesem Thema 

haben, bzw. diese auch wirklich äußern. Haben dort in den 1980er Jahren 60 % der Befragten entweder 

nicht, oder mit „weiß nicht“ geantwortet, waren dies in der letzten Umfragewelle nicht einmal mehr 20 %. 

Ein ähnliches Bild liefert Mexiko, wobei der mittelamerikanische Staat das einzige der betrachteten Länder 

ist, in denen in den letzten beiden Wellen die Einstellung gegenüber Homosexuellen wieder negativer ge-

worden ist. Vergleicht man die westlichen Länder Schweden, USA und Deutschland, fällt auf, dass in Schwe-

den und den USA ein deutlicher Wertewandel im Laufe der letzten 40 Jahre stattgefunden hat. Allerdings 

startete Schweden bereits von einem niedrigeren Niveau der Homonegativität. In Deutschland ist der Trend 

in Richtung niedrigerer Homonegativität weniger klar erkenntlich, was auch daran liegt, dass nur für vier 

der sieben WVS-Wellen Daten für Deutschland verfügbar sind. Zwischen Mitte der 1990er und Mitte der 

2000er Jahre änderte sich in Bezug auf die Homonegativität nur wenig, sie nahm sogar entgegen dem Trend 

in den anderen westlichen Ländern eher leicht zu. 

Bisherige Studien, die Einstellungen zu Homosexualität beleuchteten, fokussierten zunächst v.a. auf indivi-

duelle soziodemographische Charakteristika. So seien Menschen aus älteren Geburtskohorten Homosexu-

alität gegenüber in der Regel kritischer eingestellt (Britton 1990; Herek und Gonzalez-Rivera 2006; Michael 

et al. 1999), wobei zumeist nicht von einem Alterseffekt, sondern von einem Effekt der Sozialisation zu 

einem früheren Zeitpunkt ausgegangen wird, als noch ein traditionelleres Familien- und Geschlechterbild 

vorgeherrscht habe (Kulik 2005, S. 139). Für einzelne gesellschaftliche Subgruppen (z.B. College Studenten, 

oder afroamerikanische Männer) werden jedoch auch umgekehrte Effekte des Alters berichtet (Johnson et 

al. 1997; Lemelle und Battle 2004). Männer haben sich empirisch in fast allen Studien als homonegativer als 

Frauen erwiesen (Finlay und Walther 2003; Hudson und Ricketts 1980; Kite 1984; Kite und Whitley 1996; 

J. P. Schwartz und Lindley 2005). Einzig wenn zwischen der Einstellung zu Schwulen und zu Lesben un-

terschieden wird, ist dies weniger eindeutig. Männer sind gegenüber Schwulen ablehnender, Frauen sind 

dies tendenziell gegenüber Lesben (Steffens 2005; Steffens und Christof 2004). 
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Abbildung 8: Einstellungen zu Homosexualität für acht Länder 1981-2022 

 
Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der WVS Zeitreihendaten („World Values Survey Time-Series (1981-2022) 
Cross-National Data-Set“ 2022). Frage: Please tell me whether you think Homosexuality can always be justified, never 
be justified, or something in between. 10-Punkteskala: 1 = „niemals gerechtfertigt“ bis 10 = „stets gerechtfertigt“.  
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Bildungsgrad, Einkommen und Schichtzugehörigkeit wurden ebenfalls als relevante Einflussgrößen identi-

fiziert (Herek und Gonzalez-Rivera 2006; Lambert et al. 2006; Ohlander et al. 2005; Walch et al. 2010). 

Hierfür findet als theoretische Grundlage unter anderem die Theorie der sozialen Dominanzorientierung 

(Sidanius et al. 1994; Sidanius und Pratto 1999; Six 2009) Anwendung, nach der gruppenbasierte soziale 

Hierarchiesysteme dadurch stabilisiert werden, dass Angehörige einer Gruppe zur eigenen Selbstversiche-

rung eine klare – vielfach ablehnende Haltung – gegenüber Mitgliedern anderer Gruppen, insbesondere 

Minoritäten wie Homosexuellen, einnehmen. Personen aus höheren sozialen Schichten sind hier weniger 

betroffen und daher oftmals liberaler und toleranter. Zudem hat sich gezeigt, dass der Familienstand Aus-

wirkungen auf die Einstellungen zu Homosexualität hat: Verheiratete weisen eine höhere Homonegativität 

auf als Singles (Adamczyk und Pitt 2009; Herek und Capitanio 1995).  

Daneben wurde unter anderem auch im Rahmen von Impliziten Assoziationstests (IAT) gezeigt, dass sich 

Kontakt mit Homosexuellen sowie selbstberichtete Geschlechterrollen positiv auf die Einstellungen zur 

Homosexualität auswirken können (Black und Stevenson 1984; Herek und Glunt 1993). Politikwissen-

schaftlich ist das Thema ebenfalls von großer Relevanz, da sich auch die politische Einstellung von Indivi-

duen als ein wichtiger Erklärungsfaktor für Homonegativität erwiesen hat (Donaldson et al. 2017).  

Neben individuellen Charakteristika untersucht die Forschung aber auch, inwiefern sich bestimmte Eigen-

schaften einer Gesellschaft oder politische Entscheidungen sowie rechtliche Regelungen in einem Land 

sozialisierend auf die Einstellungen gegenüber Homosexualität auswirken. Nach Abou-Chadi und Finnegan 

(2019) hat sich in Ländern, welche die gleichgeschlechtliche Ehe eingeführt haben, die Einstellung gegen-

über Homosexualität verbessert. In Ländern, die gleichgeschlechtliche Partnerschaftsmodelle eingeführt ha-

ben, die der Natur nach nicht komplett identisch mit einer Ehe sind, stieg die Homonegativität hingegen.  

In Artikel 5 (Jäckle und Wenzelburger 2015) werden ebenfalls sowohl Individual- als auch Aggregateffekte 

betrachtet. Der Artikel fokussiert dabei primär auf die Frage, inwiefern Religion im Sinne von Konfession 

sowie Religiosität Auswirkungen auf die Homonegativität haben. Basierend auf einer Einstufung der wich-

tigsten Weltreligionen im Hinblick auf deren Positionierung zu Homosexualität12, Selbsteinschätzungen zur 

Religiosität und der allgemeinen Stärke der extrinsischen bzw. intrinsischen Motiviertheit13 wird auf der 

Individualebene Fragen des Zusammenhangs zwischen Konfession und Religiosität nachgegangen. Um 

auch sozialisierende Effekte der staatlichen Aggregatebene (rechtliche Rahmenbedingungen für Homose-

xualität, Urbanisierung, Entwicklungsstand) analysieren zu können, werden die Regressionsmodelle als 

Mehrebenenmodelle geschätzt, wobei auch eine mögliche Cross-Level-Interaktion in den Blick genommen 

                                                           
12 Diese Einstufung basiert darauf ob 1) Homosexualität in den zentralen heiligen Schriften einer Religion negativ 
konnotiert ist, 2) sich religiöse Führer dezidiert gegen Homosexualität aussprechen und 3) welches Gewicht einerseits 
fundamentale und andererseits liberale Untergruppierungen/Strömungen in der Religion einnehmen (Jäckle und Wen-
zelburger 2015, S. 213).  
13 Hinter der Aufnahme dieser Variable in die Analyse steckt die Annahme, dass die Art der religiösen Motivation – 
von sich aus intrinsisch, oder extrinsisch, z.B. primär über die religiöse Gemeinschaft und Führungsgestalten motiviert 
(Allport und Ross 1967, S. 434) – ebenfalls relevant für die Frage ist, wie eine religiöse Person Homosexualität gegen-
übersteht. Auch wenn sich in bisherigen Studien stets Unterschiede zwischen intrinsisch und extrinsisch religiös mo-
tivierten Personen gezeigt haben, ist die Empirie in Bezug auf die Einstellung zu Homosexualität nicht eindeutig (Fis-
her et al. 1994; Ford et al. 2009; Wilkinson 2004).  
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wird: nämlich die Frage, ob Religiosität in vormalig kommunistischen Ländern, in denen eine freie Religi-

onsausübung lange Zeit verboten war, auf andere Art und Weise mit Homonegativität zusammenhängt als 

in anderen Ländern. Das hierbei angenommene Modell ist in Abbildung 9 schematisch dargestellt. 

Abbildung 9: Angenommene Effekte auf die Homonegativität auf Individual- und Aggregat-
ebene in Jäckle und Wenzelburger (2015) 

   

 

Anmerkung: eigene Darstellung basierend auf Jäckle und Wenzelburger (2015, S. 217).  

Als Hauptergebnisse lassen sich deutliche Unterschiede zwischen den Anhängern der einzelnen Religionen 

in Bezug auf ihre Homonegativität festhalten: Muslime weisen die am stärksten ausgeprägte Homonegativi-

tät auf, am anderen Ende der Skala finden sich Buddhisten und Atheisten. Auch bezüglich der Religiosität 

ist das Ergebnis eindeutig: Religiöse Personen sind allgemein homonegativer. Dieser Effekt wird jedoch 

durch die Konfession einer Person konditioniert: Religiosität wirkt sich bei Muslimen entsprechend deutlich 

stärker in negative Richtung auf die Einstellung gegenüber Homosexuellen aus als beispielsweise bei Bud-

dhisten. Auch der zweite auf der Individualebene getestete Interaktionseffekt, der untersucht, inwiefern die 

ex-/intrinsische Motiviertheit den Effekt der Religiosität bedingt, ist signifikant. Die Daten zeigen, dass 

extrinsische Motiviertheit den negativen Effekt von Religiosität auf die Einstellung gegenüber Schwulen 

und Lesben verstärkt und intrinsische Motiviertheit ihn dämpft. Zweitens zeigen die Resultate, dass die 

zwischenstaatliche Varianz hinsichtlich der Homonegativität zumindest teilweise durch auf der National-

staatsebene gemessene Aggregatvariablen erklärt werden kann. Als besonders erklärungskräftig hat sich da-

bei der in einem Land vorherrschende rechtliche Rahmen bezüglich Homosexualität erwiesen: konkret ob 

ein Staat die UN Declaration on Human Rights, Sexual Orientation and Gender Identity unterschrieben hat (UN 

2008). Auch der Entwicklungsstand und die Dauer, seit der homosexuelle Handlungen in einem Land ge-

setzlich erlaubt sind, können laut den Modellen als signifikante Erklärungsfaktoren für Homonegativität 
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gelten. Die Cross-Level-Interaktion zwischen Religiosität und der Dummy Variable „Postkommunistisches 

Land“ zeigt, dass einerseits das Niveau der Homonegativität in postkommunistischen Ländern deutlich hö-

her ist als in den übrigen Ländern, andererseits religiöse Personen sich hier in ihren Einstellungen gegenüber 

Homosexuellen jedoch deutlich weniger von nicht-religiösen Menschen unterscheiden (Jäckle und Wenzel-

burger 2015).  

2.2.2. Geschlechterunterschiede in den Einstellungen zur Homosexualität (Art. 6) 
Einer der Hauptbefunde empirischer Studien zu Homophobie bzw. Homonegativität ist, dass Männer eine 

stärker ablehnende Haltung gegenüber Homosexualität und/oder Homosexuellen Menschen einnehmen als 

Frauen. Empirisch finden fast alle Arbeiten, die sich mit diesem Thema beschäftigen, einen entsprechenden 

signifikanten Geschlechtereffekt (vgl. z.B. Davies 2004; Herek und McLemore 2013; Hudson und Ricketts 

1980; Kite 1984; Kite und Whitley 1996; J. P. Schwartz und Lindley 2005; Whitley, Jr. 2001). Hiervon ab-

weichende Befunde sind äußerst selten und lassen sich i.d.R. über die gewählte Operationalisierung der 

Homonegativität und/oder die betrachtete Stichprobe erklären (Berkman und Zinberg 1997). Sofern zwi-

schen der Einstellung zu Schwulen und der Einstellung zu Lesben unterschieden wird, verschwimmen die 

Unterschiede etwas. Männer scheinen besonders gegenüber Schwulen ablehnend eingestellt zu sein, Frauen 

hingegen stärker gegenüber Lesben (Steffens 2005; Steffens und Christof 2004). 

Fast alle dieser Studien basieren jedoch auf Daten aus westlichen, entwickelten Ländern14 und wurden auch 

von Forschenden mit einer ebenso westlichen akademischen Sozialisation durchgeführt. Eine forschungs-

theoretische Begründung für diese Fallauswahl wird dabei jedoch meist nicht gegeben. Eine Ausnahme 

bildet die Metastudie von Kite und Whitley, in der ausschließlich Arbeiten inkludiert werden, welche auf 

US-amerikanischen und kanadischen Stichproben aufbauen, um auf diese Weise auf mögliche kulturelle 

Unterschiede zu kontrollieren (Kite und Whitley 1996, S. 340). Henrich et al. (2010a) haben bereits vor 

mehr als zehn Jahren darauf hingewiesen, dass ein Großteil der psychologischen und behavioristischen For-

schung, zu der auch viele der Arbeiten zu Einstellungen gegenüber Homosexualität gehören, auf Basis von 

Stichproben erstellt werden, die sich in vielerlei Hinsicht systematisch von den Grundgesamtheiten unter-

scheiden, die sie eigentlich repräsentieren sollen. Oft wird aus Kostengründen und aufgrund der einfachen 

Verfügbarkeit auf studentische Probanden bzw. Umfrageteilnehmer zurückgegriffen. Aus den Ergebnissen 

dieser Studien, die an sich nur für diesen sehr speziellen Personenkreis Geltung besitzen, werden dann oft-

mals für einen weitaus größeren Personenkreis Rückschlüsse gezogen, oder sogar weitgehende Gesetzmä-

ßigkeiten aufgestellt, die universell für alle Menschen gelten sollten. De facto basieren viele der Erkenntnisse 

aus der experimentellen psychologischen und verhaltensökonomischen Forschung auf Studierendensamples 

aus dem Westen, insbesondere aus den USA. Forschende um den Anthropologen und Psychologen Joseph 

Henrich prägten hierfür das Akronym WEIRD „Western, Educated, Industrialized, Rich, and Democratic“ 

(Henrich et al. 2010a, S. 61). Laut Henrich und Kollegen kämen 96 % der in der Psychologie genutzten 

Stichproben aus Ländern, die nur 12 Prozent der Weltbevölkerung repräsentieren (Henrich et al. 2010a, S. 

                                                           
14 Die Studie von Chaux und Kollegen (2021), in der die Einstellungen zu LGBT-Personen in Lateinamerika und der 
Karibik analysiert werden, stellt eine rare Ausnahme in dieser Hinsicht dar.  
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63). Ähnlich argumentiert auch der Psychologe Arnett (2008), nach dessen Analyse in US-amerikanischen 

Psychologie-Zeitschriften primär auf US-amerikanische Stichproben zurückgegriffen wird und die hier-

durch gewonnen Erkenntnisse, obwohl sie vielfach als universelle Erkenntnisse präsentiert würden, 95 % 

der Weltbevölkerung nicht repräsentieren würden.  

Dies wäre in Bezug auf die von den Autoren betrachteten behavioristischen Wissenschaften – vornehmlich 

die Psychologie – wenig problematisch, wenn sich nicht mittlerweile gezeigt hätte, dass viele der durchge-

führten Experimente durchaus zu deutlich abweichenden Ergebnissen führen, je nachdem welche Popula-

tion untersucht wird. Bereits 1966 konnten Segall et al. zeigen, dass selbst so grundlegende Dinge wie die 

menschliche Wahrnehmung einfacher geometrischer Objekte je nach untersuchter Population enorm von-

einander abweichen können. Ein Beispiel hierfür bildet die sogenannte Müller-Lyer-Illusion (vgl. Abbil-

dung 10). Während für eine Stichprobe aus US-amerikanischen Studenten Linie b um fast 20 Prozent länger 

sein muss, damit die Studienteilnehmer die beiden Linien a und b für gleichlang einschätzen, sehen Ange-

hörige der San aus dem südlichen Afrika beide Linien bereits in der Ausgangsstellung (in der sie real gleich-

lang sind) auch als gleichlang an. Für sie handelt es sich somit bei der Müller-Lyer-Illusion gar nicht um eine 

optische Täuschung (Henrich et al. 2010a, S. 64).  

 

 

 

 

Anmerkung: eigene Darstellung nach Henrich et al. (2010a, S. 64); die beiden schwarzen Linien a und b haben die-
selbe Länge. Viele Menschen nehmen a jedoch als länger wahr als b. In bestimmten Kulturen, beispielsweise bei den 
San, ist dies jedoch nicht der Fall.   

Wenn sich bereits die Wahrnehmung solch einfacher geometrischer Formen nach Kulturraum unterschei-

det, ist es wenig verwunderlich, dass sich auch bei weitergehenden experimentellen psychologischen und 

ökonomischen Studien (beispielsweise zu Fairness und Kooperationsverhalten, räumlicher Wahrnehmung, 

aber auch zu Moralvorstellungen) zum Teil deutlich abweichende Ergebnisse je nach Kulturraum, aus dem 

die Teilnehmenden stammen, zeigen. In den Worten von Henrich und seinen Kollegen:  

„The sample of contemporary Western undergraduates that so overwhelms our database is not just an extraordinarily 
restricted sample of humanity; it is frequently a distinct outlier vis-à-vis other global samples. It may represent the worst popu-
lation on which to base our understanding of Homo sapiens.“ (Henrich et al. 2010a, S. 82) 

Das grundlegende Argument, wonach sich akademisch gebildete Personen aus dem westlichen Kulturkreis 

im Hinblick auf grundlegende psychologische Charakteristika wie Individualität, analytisches Denken, Of-

fenheit gegenüber Neuem, Toleranz, Solidarität, Vertrauen in Fremde oder die eigene Selbstwahrnehmung, 

elementar von Menschen aus anderen Kulturkreisen unterscheiden15 und daher als Untersuchungsobjekte 

                                                           
15 In seinem Buch „The WEIRDest People in the World: How the West Became Psychologically Peculiar and Particularly Prosperous“ 
argumentiert Henrich (2020) aus Perspektive der Evolutionspsychologie und der kulturellen Entwicklung, dass sich 
die Eigenartigkeit der WEIRD Gesellschaften aus einer Reihe an Vorschriften und Tabus entwickelten, die seit dem 

b a 

Abbildung 10: Die Müller-Lyer-Illusion als Beispiel für kulturell unterschiedliche Wahrneh-
mungsmuster 
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zur Klärung von Fragen in Bezug auf menschliche Einstellungs- und Verhaltensmuster nur sehr begrenzt 

hilfreich sind (Henrich et al. 2010b), lässt sich dabei auch über die experimentell arbeitenden behavioristi-

schen Wissenschaften hinaus ausdehnen. Auch in den vielfach auf Beobachtungs- und Umfragestudien ba-

sierenden Sozialwissenschaften gibt es eine deutliche Unwucht zugunsten von Untersuchungspopulationen 

aus der westlich geprägten, entwickelten Welt. Solange die anhand dieser Samples gewonnenen Erkenntnisse 

nur auf die jeweiligen Inferenzpopulationen verallgemeinert und nicht zur Beschreibung einer größeren, 

über die Stichprobe nicht abgedeckten, Grundgesamtheit verwendet werden, stellt dies zwar insoweit ein 

Problem dar, als große Teile der Weltbevölkerung durch solche Studien ausgeblendet werden, die Rück-

schlüsse sind für diese Population aber an sich zumindest nicht falsch.  

In der Realität sozialwissenschaftlicher Forschung findet sich jedoch allzu häufig zumindest die implizite 

Übertragung solcher Ergebnisse auf andere Gesellschaften. Auch in der Geschlechterforschung dominieren 

Analysen, welche auf WEIRD Populationen basieren (Klein et al. 2022), auch wenn über die konkrete De-

finition, welche Länder als WEIRD zu kodieren sind, eine gewisse Uneinigkeit besteht (Sakaluk und Daniel 

2022). An dieser Stelle setzt der sechste Artikel (Hildebrandt und Jäckle 2023) an, indem er untersucht, 

inwiefern der vielfach berichtete Befund, dass Männer eine ablehnendere Haltung gegenüber Homosexua-

lität aufweisen als Frauen, vergleichsweise universell ist und weltweit gilt, oder nur in bestimmten Regionen 

und damit kulturellen und/oder sozioökonomischen Kontexten vorfindbar ist. Der Artikel formuliert dabei 

zunächst zwei entgegengesetzte Hypothesen zur Frage, in welchen Gesellschaften der Unterschied zwischen 

den Geschlechtern in den Einstellungen zur Homosexualität größer oder kleiner ausfallen sollte.  

Einerseits kann die Theorie von Wood und Eagly (2012) herangezogen werden, die eine biosoziale Kon-

struktion von Geschlechterunterschieden annimmt. Nach dieser hätten die biologischen Unterschiede (bei-

spielsweise die größere körperliche Stärke von Männern, oder der Fakt, dass Frauen Kinder austragen und 

zunächst stillen) im Zusammenwirken mit verschiedenen kulturellen und sozialen Hintergrundkontexten in 

historischen Gesellschaften zu einer biologisch wie sozial begründeten ungleichen Verteilung der Arbeit 

geführt. Ansichten über Geschlechterrollen hätten sich dann entsprechend der empirisch für alle sichtbaren 

Aufgabenteilung entwickelt: Da Frauen sich um Kinder kümmerten, wurde ihnen Fürsorglichkeit als Attri-

but zugeschrieben, wohingegen Männern, die auf die Jagd gingen, oder im Krieg kämpften, mit Stärke und 

Tapferkeit assoziiert wurden (Wood und Eagly 2012, S. 57). Im Laufe der Entwicklungsgeschichte des Men-

schen von Jäger- und Sammlergemeinschaften über kleinbäuerliche bis hin zu Industriegesellschaften hat 

sich die Spezialisierung der Arbeit und damit auch die Ausdifferenzierung von Tätigkeiten nach Geschlecht 

                                                           
Mittelalter in christlichen (katholischen) Gemeinschaften galten. Insbesondere nennt er die erweiterten Inzestverbote, 
die die Familienstrukturen und damit auch die Psychologie der Menschen in Europa formten. Diese Veränderungen 
hätten den Weg bereitet für die politischen, ökonomischen und sozialen Institutionen der modernen Welt, welche 
wiederum unseren Verstand und unsere Ansichten formen. Die unterschiedlichen Welten, wie sie von den Angehöri-
gen verschiedener Kulturen konstruiert werden, wirken sich entsprechend neurowissenschaftlichen Erkenntnissen so-
mit auch auf die Biologie des Menschen (u.A. das Gehirn und hormonelle Prozesse aus). Entsprechend formuliert 
Henrich: „Culture thus not only shapes what we think, but how we think as well as how we reason and perceive the 
world“ (Henrich 2023).    
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immer weiter verstärkt. Erst in postindustriellen Gesellschaften, in denen die durch die Biologie vorgegebe-

nen Beschränkungen bezüglich des Themas Reproduktion für Frauen abgenommen haben (weniger Kinder 

pro Frau, Ersatz für das Stillen durch Milchpulver, professionelle Betreuung für Kleinkinder etc.) und kör-

perliche Stärke für viele Arbeitsbereiche keine große Rolle mehr spielt, stellt die Lohnarbeit für viele Frauen 

eine echte Alternative zur häuslichen Care-Arbeit dar. Je mehr Frauen und Männer in denselben Arbeitsbe-

reichen tätig sind (dies gilt auch für Fälle, in denen Männer, in klassischerweise Frauen zugeschriebenen 

Bereichen arbeiten, wie beispielsweise Krankenpfleger oder Kindergärtner), umso stärker beginnen die 

Menschen tradierte Gender-Stereotype, nach denen sich die Geschlechter von Natur aus in Bezug auf ihre 

psychischen Charakteristika systematisch unterscheiden würden, in Frage zu stellen – die Polarisierung der 

Geschlechterrollen reduziert sich hierdurch (Wood und Eagly 2012, S. 63–65). Diese Entwicklung hat wie-

derum Auswirkungen auf die Einstellungen und Ansichten der Menschen. Konkret kann in Bezug auf die 

Einstellung zu Homosexualität folgende Hypothese aus der biosocial construction theory abgeleitet werden: Je 

stärker Maskulinitätsansprüche an Männer im Zuge dieser Entwicklung zurückgehen, umso weniger müssen 

sich Männer von vermeintlich unmännlicher Homosexualität abgrenzen. Entsprechend sollte mit wachsen-

der Geschlechtergleichheit und höherem Entwicklungsstand, der Unterschied in den Einstellungen zu Ho-

mosexualität zwischen Männern und Frauen abnehmen. 

Die Theorie der Evolutionären Psychologie kann als alternativer zweiter Theorierahmen herangezogen wer-

den. Nach dieser sind die psychologischen Differenzen zwischen Männern und Frauen in evolutionären 

Adaptionsprozessen begründet, die der Mensch im Laufe seiner Entwicklung durchlaufen hat. So seien 

beispielsweise laut der parental investment Theorie (Trivers 1972), Frauen selektiver in der Wahl ihrer Sexual-

partner als Männer, da sie bei Schwangerschaft und Geburt eines Kindes einem deutlich größeren Aufwand 

gegenüberstehen würden als Männer (Mogilski 2021). Negative Einstellungen gegenüber Homosexualität 

können sich nach der Evolutionären Psychologie über unterschiedliche Kanäle entwickeln – z.B. Angst vor 

ungewolltem sexuellem Interesse, oder Wut über eine vermeintliche Bedrohung von In-Group Werten. Da-

bei sei dieser Effekt bei heterosexuellen Männern gegenüber Schwulen stärker ausgeprägt, als bei heterose-

xuellen Frauen gegenüber Lesben (Pirlott und Cook 2018; Pirlott und Neuberg 2014). In Bezug auf die 

Frage, inwieweit der sozio-kulturelle Kontext eines Landes Differenzen zwischen Männern und Frauen in 

ihren Einstellungen zur Homosexualität bedingen kann, bietet die Evolutionäre Psychologie ebenfalls An-

satzpunkte. In Analogie zu physischen Geschlechterunterschieden (z.B. in Bezug auf die Körpergröße), die 

in gesellschaftlichen Situationen, in denen die Ernährungslage problematisch ist, geringer ausfallen und die 

erst ihre vollständige Größe erreichen können, sofern die Umwelteinflüsse dies erlauben (d.h. größere Kör-

pergrößendifferenz zwischen Männern und Frauen, sofern die Ernährungslage gut ist), gehen Schmitt und 

Kollegen davon aus, dass auch im Hinblick auf psychologische Aspekte der sozio-kulturelle Kontext einen 

mehr oder weniger großen Anpassungsdruck auf die die Geschlechter ausübt:  

„As a society becomes more prosperous and more egalitarian, innate dispostional differences between men and women 
have more space to develop and the gap that exists between men and women in their personality traits becomes wider“ (Schmitt 
et al. 2008, S. 179).             
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Diese Annahme konnte bereits in Bezug auf mehrere psychologische Einstellungsmuster bestätigt werden. 

So sei der Geschlechterunterschied bei den Big Five Persönlichkeitsmerkmalen in höher entwickelten und 

wohlhabenderen Ländern größer, als in solchen mit einem niedrigeren Entwicklungsstand (Costa et al. 2001; 

Schmitt et al. 2008). Dasselbe gelte für Risikobereitschaft, Geduld, Altruismus sowie für positive und nega-

tive Reziprozität. Die Geschlechterunterschiede bei diesen Persönlichkeitsmerkmalen, sowie bei morali-

schen Fragestellungen und grundlegenden Wertvorstellungen wären zudem nicht nur in ökonomisch höher 

entwickelten Ländern ausgeprägter, sondern würden auch mit wachsender Geschlechtergerechtigkeit zu-

nehmen (Atari et al. 2020; Falk und Hermle 2018; S. H. Schwartz und Rubel-Lifschitz 2009). Zusammen-

gefasst kann damit auf Basis der Evolutionären Psychologie angenommen werden, dass je größer die Ge-

schlechtergleichheit und der höher der Entwicklungsstand ist, umso ausgeprägter sollte der Unterschied in 

den Einstellungen zur Homosexualität zwischen Männern und Frauen sein.  

Um die beiden konkurrierenden Hypothesen einem Test zu unterziehen, wird in dem Artikel auf die siebte 

Welle des World Value Survey (2017-2021) zurückgegriffen. In dieser wurden unter anderem die Einstellun-

gen zu Homosexualität abgefragt, welche im vorliegenden Artikel als abhängige Variable untersucht wer-

den.16 Für insgesamt 54 Länder, die alle Weltregionen abdecken, liegen auswertbare Daten vor. Es handelt 

sich dabei um zehn westliche Staaten, fünf Nachfolgestaaten der UdSSR, elf lateinamerikanische, drei süd-

asiatische, sieben südostasiatische, sechs ostasiatische Länder, sowie acht Staaten aus dem mittleren Os-

ten/Nordafrika und vier aus Sub-Sahara Afrika. Für die Messung der beiden zentralen unabhängigen Vari-

ablen, Entwicklung und Geschlechtergleichheit, wurde auf den Human Development Index der Uno 

(UNDP 2018) sowie den Women’s Political Empowerment Index, welcher im V-Dem-Projekt erhoben 

wird (Coppedge et al. 2022), zurückgegriffen.17 Für die statistische Analyse werden Mehrebenenregressionen 

geschätzt, da diese es ermöglichen individuelle Einstellungsmuster sowohl über individuelle Charakteristika 

(Level-1 Effekte) als auch über sozialisierende Effekte hierarchisch höher gelegener Ebenen (Level-2 ist hier 

die Staatenebene) zu erklären. Nachdem der Intraklassenkorrelationskoeffizent (ICC) mit einem Wert von 

0,39 zeigt, dass fast 40 Prozent der Gesamtvarianz der abhängigen Variable durch Unterschiede zwischen 

den Ländern zu erklären sind, ist es auch aus rein statistischer Perspektive angeraten eine Mehrebenenre-

gression zu schätzen (Hox 2010). Das finale Modell untersucht dabei die cross-level-interaction Geschlecht*Ent-

wicklungsstand*Geschlechtergerechtigkeit. Für die Darstellung der Ergebnisse dieser Dreifachinteraktion 

wird in dem Artikel auf eine bislang in der Politikwissenschaft vergleichsweise selten genutzte graphische 

Darstellungsform zurückgegriffen, einen Isolinien- oder auch Contour-Plot der Average Marginal Effects (A-

MEs). Im Vergleich zu den vielfach genutzten bivariaten AME-Plots, wie sie von Brambor, Clark und Gol-

der (2006) eingeführt wurden und die gut geeignet sind um Zweifachinteraktionen darzustellen, bietet diese 

                                                           
16 Konkret wurde folgende Frage gestellt: „Please tell me for each of the following actions whether you think it can always be justified, 
never be justified, or something in between […] Homosexuality“ (WVS 2021, S. 14). Die Messung erfolgte dabei auf einer 10-
stufigen Skala (1 = niemals gerechtfertigt; 10 = immer gerechtfertigt).  
17 Für Robustheitstests werden zudem weitere Operationalisierungen von Entwicklung und Geschlechtergerechtigkeit 
herangezogen.  
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Form der Darstellung zwei große Vorteile: Erstens ist es hierdurch möglich die Auswirkungen einer margi-

nalen Erhöhung einer der drei Interaktionsvariablen (hier die Veränderung von Geschlecht „weiblich“ zu 

„männlich“) in Abhängigkeit von den Ausprägungen der beiden anderen Variablen (Wohlstandsniveau und 

Geschlechtergleichheit) gleichzeitig in einer einzigen Grafik abzutragen.  Zweitens ermöglicht es diese Va-

riante zu zeigen, in welchen „Bereichen“ in Bezug auf diese beiden anderen Interaktionsvariablen real über-

haupt Beobachtungen vorhanden sind und eine Interpretation der AMEs des Geschlechts sinnvollerweise 

als empirisch relevanter Geschlechterunterschied damit überhaupt Sinn ergeben. Insofern greift diese Dar-

stellungsweise auch das von Hainmueller und Kollegen aufgeworfene Problem des „lack of common support of 

the moderator“ auf, welches laut ihrer Analyse vielfach bei der Präsentation der Ergebnisse von multiplikativen 

Interaktionsmodellen in sozialwissenschaftlichen Arbeiten auftritt (Hainmueller et al. 2019). Abbildung 11 

zeigt den betreffenden Contour-Plot.     

Abbildung 11: Contour Plot der Average Marginal Effects (AMEs) von Geschlecht auf die Akzep-
tanz von Homonegativität nach dem Niveau des Entwicklungsstands und der Geschlechtergerech-
tigkeit 

 

Anmerkung: eigene Darstellung; ARG: Argentina, ARM: Armenia, AUS: Australia, BGD: Bangladesh, BOL: Bolivia, 
BRA: Brazil, CAN: Canada, CHL: Chile, CHN: China, COL: Colombia, CYP: Cyprus, DEU: Germany, ECU: Ecuador, 
ETH: Ethiopia, GRC: Greece, GTM: Guatemala, HKG: Hong Kong SAR, IDN: Indonesia, IRN: Iran, IRQ: Iraq, 
JOR: Jordan, JPN: Japan, KAZ: Kazakhstan, KEN: Kenya, KGZ: Kyrgyzstan, KOR: South Korea, LBN: Lebanon, 
LBY: Libya, MAR: Morocco, MDV: Maldives, MEX: Mexico, MMR: Myanmar, MNG: Mongolia, MYS: Malaysia, 
NGA: Nigeria, NIC: Nicaragua, NLD: Netherlands, NZL: New Zealand, PAK: Pakistan, PER: Peru, PHL: Philippines, 
ROU: Romania, RUS: Russia, SGP: Singapore, SRB: Serbia, THA: Thailand, TUN: Tunisia, TUR: Turkey, TWN: 
Taiwan ROC, UKR: Ukraine, USA: United States, VEN: Venezuela, VNM: Vietnam, ZWE: Zimbabwe. Quelle: (Hil-
debrandt und Jäckle 2023, S. 11). 
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Inhaltlich zeigt die Grafik, dass der größte AME und damit der größte Geschlechterunterschied in den 

Einstellungen zur Homosexualität in denjenigen Ländern besteht, die hohe Werte sowohl beim HDI (Ent-

wicklungsstand) als auch beim Women Empowerment Index (Geschlechtergleichheit) erzielen. Der Con-

tour-Plot zeigt aber auch, dass nur sehr wenige Länder empirisch in diesen Bereich fallen (u.a. Deutschland, 

Australien, Niederlande). Die Mehrzahl der untersuchten Länder hingegen befindet sich in einem Bereich, 

in dem das Modell keinen signifikant von Null abweichenden AME schätzt. Damit zeigt die Analyse, dass 

keinesfalls von einem universell über alle Länder hinweg geltenden Geschlechterunterschied in den Einstel-

lungen zu Homosexualität ausgegangen werden kann. Vielmehr scheint sich die auf der Evolutionären Psy-

chologie basierende Hypothese zu bestätigen, dass die Einstellungsunterschiede beim Thema Homosexua-

lität zwischen Männern und Frauen insbesondere in hochentwickelten und geschlechtergerechten Gesell-

schaften vorhanden sind, wohingegen in allen anderen Ländern Männer und Frauen vergleichsweise ähnli-

che Ansichten diesbezüglich aufweisen. Im Hinblick auf die zuvor erwähnte WEIRD-Problematik mahnen 

die Ergebnisse zur Vorsicht inwieweit auch im Bereich der Einstellungsforschung als gesichert geltende 

Erkenntnisse wirklich universelle Geltung besitzen, oder diese nur in einzelnen westlich dominierten Ge-

sellschaften vorzufinden sind.        

2.2.3 Einführung gleichgeschlechtlicher Partnerschaftsmodelle im internationalen Vergleich 
(Art. 7) 
Der fünfte Artikel hat unter anderem die Relevanz eines rechtlichen Rahmens in Bezug auf Homosexualität 

für die Ausprägung der Homonegativität in einer Gesellschaft aufgezeigt. Besondere Bedeutung kommt 

dabei sicherlich der Frage zu, inwieweit homosexuelle Partnerschaftsmodelle rechtlich heterosexuellen Part-

nerschaften und insbesondere der Ehe gleichgestellt sind. Das liegt daran, dass eine solche juristische 

Gleichstellung für alle Beteiligten die Normalisierung homosexueller Lebensweisen auch nach außen hin 

sichtbar macht, bisher vorherrschende staatliche Diskriminierungen aktiv abbaut und so die Rahmenbedin-

gungen schafft, um eine generell negative Einstellung gegenüber sexuellen Minderheiten zu reduzieren.  

Abbildung 12: Rechtliche Situation für gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften (Stichtag 
01.04.2023) 

 

Anmerkung: eigene Darstellung; Quelle: https://en.wikipedia.org/wiki/Same-sex_marriage.  

https://en.wikipedia.org/wiki/Same-sex_marriage
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Dabei handelt es sich bei gleichgeschlechtlichen Partnerschaftsmodellen, um ein vergleichsweise neues Phä-

nomen.18 Im Jahr 1989 führte Dänemark als erstes Land weltweit die Möglichkeit für homosexuelle Paare 

ein, eine eingetragene Partnerschaft zu schließen, die den Partnern weitestgehend dieselben Rechte wie in 

einer Ehe einräumte (Boele-Woelki et al. 2003). Bereits zuvor gab es in den Niederlanden und einigen skan-

dinavischen Ländern die Möglichkeit einer unregistrierten Partnerschaft, die allerdings nicht dieselben 

Rechte bot wie die Ehe (Newton 2010). In den folgenden Jahren wurden sukzessive eingetragene Partner-

schaftsmodelle in weiteren Ländern eingeführt. Die Niederlande waren im Jahr 2001 das erste Land, in dem 

Homosexuelle offiziell die Ehe schließen konnten (The New York Times 2000). Auch hier zogen andere, 

v.a. westliche Länder mit ähnlichen Gesetzen nach. Abbildung 12 zeigt den Stand zum 1. April 2023: In 34 

Ländern sind gleichgeschlechtliche Ehen möglich, in 16 weiteren Ländern besteht die Option einer einge-

tragenen Partnerschaft (dazu kommen eine Reihe an substaatlichen Einheiten, die eine solche erlauben). In 

allen anderen Ländern sind gleichgeschlechtliche Partnerschaftsmodelle nicht gesetzlich vorgesehen, oder 

sogar explizit verboten. So beispielsweise in Russland wo im Jahr 2020 in einem Verfassungsreferendum die 

Ehe nochmals explizit als Partnerschaft zwischen einem Mann und einer Frau festgeschrieben wurde 

(Fernández Simon 2021). Während viele westliche Länder in den letzten Jahren die Möglichkeiten gleichge-

schlechtlicher Partnerschaftsmodelle oder Ehen eher ausweiteten – so wurde beispielsweise im Jahr 2015 

nach einer Entscheidung des Supreme Courts die gleichgeschlechtliche Ehe in den USA landesweit einge-

führt und 2017 hat der Deutsche Bundestag die bis dato geltende eingetragene Lebenspartnerschaft durch 

die Ehe für alle abgelöst – gibt es in einigen Teilen der Welt auch gegenläufige Bewegungen. So sind gleich-

geschlechtliche Ehen in Kirgisistan (Arnold 2017) und Georgien (Dumbadze 2017), aber auch in einigen 

afrikanischen Staaten wie der Zentralafrikanischen Republik, Nigeria oder Malawi in den letzten zehn Jahren 

verboten und in den beiden letztgenannten Ländern sogar unter Strafe gestellt worden (Goitom 2013, 2015). 

Des Weiteren sind gleichgeschlechtliche Ehen in denjenigen Staaten verboten, in denen die Scharia gilt, oder 

in denen das islamische Recht zumindest als Basis des Familienrechts gesehen wird.  

Abbildung 13 zeigt auf wann welche Länder eingetragene Partnerschaftsmodelle bzw. die Möglichkeit der 

gleichgeschlechtlichen Ehe eingeführt haben. Die Darstellung enthält alle Staaten die aktuell eine dieser 

beiden Optionen bieten. In den meisten Ländern ist ein stufenweiser Prozess erkennbar, bei dem zunächst 

die Möglichkeit eingetragener Partnerschaften und erst später die gleichgeschlechtliche Ehe eingeführt 

wurde. Nur in Südafrika und in Kuba wurde der Schritt der eingetragenen Partnerschaft übersprungen und 

direkt die Ehe für Homosexuelle eingeführt. Aus Perspektive der Policy-Forschung stellt sich bei Betrach-

tung der Abbildung die Frage, welche Faktoren dafür gesorgt haben, dass einige Länder innerhalb nur we-

niger Jahre den Vorreitern wie Dänemark gefolgt sind, „obgleich es keine besonderen Ereignisse gegeben 

                                                           
18 Obgleich es bereits in der Antike einzelne dokumentierte Fälle gleichgeschlechtlicher Partnerschaften gegeben hat – 
so heiratete Kaiser Nero beispielsweise zwei Mal von ihm freigelassene männliche Sklaven (Gellérfi 2020) und auch 
im antiken Griechenland, Ägypten, Mesopotamien und China sind zum Teil institutionalisierte Formen der Homose-
xualität überliefert (Dynes und Donaldson 1992) – stellte dies jedoch über Jahrhunderte die absolute Ausnahme dar. 
Seit dem frühen Mittelalter hat sich insbesondere in den von den monotheistischen Religionen Judentum, Christentum 
und Islam geprägten Gesellschaften eine starke Ablehnung von Homosexualität und damit auch in der Regel ein ko-
difiziertes Verbot gleichgeschlechtlicher Partnerschaften etabliert.      
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hatte, die ein explizites Window of Opportunity für solche Policy-Änderungen geöffnet hätten und auch 

keine supranationalen Regulierungen (beispielsweise auf EU-Ebene), die Gesetzesänderungen erfordert hät-

ten“ (Hildebrandt et al. 2017, S. 1191 [eigene Übersetzung]).  

Die Policy-Forschung hat sich dieser Fragestellung zunächst in Einzelfallstudien – etwa am Beispiel der 

Niederlande (Kollman 2017) – sowie qualitativen Vergleichsstudien genähert. Diese Arbeiten können dabei 

u.a. zeigen, dass der Einfluss der EU auf nationalstaatliche Gesetzgebung im Bereich gleichgeschlechtlicher 

Partnerschaftsmodelle durch Normendiffusion und Sozialisierung der Eliten größer ist als durch formelle 

Direktiven bzw. Rechtsprechung (Kollman 2009). Sie zeigen aber auch, dass es die institutionelle Strukturen 

politischer Systeme sind, die determinieren, inwieweit Gruppen, welche sich deutlich gegen gleichge-

schlechtliche Partnerschaftsmodelle positionieren – etwa die Katholischen Kirche – im Gesetzgebungspro-

zess im Bereich moralpolitischer Fragen als Vetospieler positionieren können (Knill und Preidel 2015).   

Daneben zeigen ländervergleichende Studien, welche sich dem Thema der Einführung gleichgeschlechtli-

cher Partnerschaftsmodelle bzw. Ehen deskriptiv nähern, dass etwa der Katholizismus zwar nicht direkt 

solche Policies verhindert, aber doch im Zusammenspiel mit anderen Faktoren den Prozess verlangsamen 

kann (Knill et al. 2014). Auch Pettinicchio (2012) kommt in seiner auf deskriptiv-statistischen Angaben 

beruhenden Analyse zu dem Ergebnis, dass kulturelle sowie institutionelle Faktoren nur dann als Erklärung 

für die Legalisierung homosexueller Partnerschaftsmodelle in Betracht kommen, sofern die Kombination 

ihrer Ausprägungen Policy-Wandel begünstigt. Obgleich sie interessante erste Einblicke liefern, kratzen 

diese Analysen aufgrund ihrer methodischen Unzulänglichkeiten allerdings doch nur an der Oberfläche der 

eigentlichen Fragestellung. Zum einen fehlt ihnen eine saubere statistische Kontrolle von Drittvariablen und 

zum anderen geht die eigentlich interessierende Dynamik des Legalisierungsprozesses aufgrund der deskrip-

tiv statistischen Betrachtungsweise unter.  
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Abbildung 13: Entwicklung gleichgeschlechtlicher Partnerschaftsmodelle 

 
Anmerkung: eigene Darstellung; * Abgetragen ist der Zeitpunkt zu dem zum ersten Mal in einer substaatlichen Einheit 
in betreffendem Staat ein eingetragenes Partnerschaftsmodell eingeführt worden ist. So wurde beispielsweise in Spa-
nien erstmals 1998 in Katalonien ein solches gesetzlich verankert. Quellen: https://en.wikipedia.org/wiki/Same-
sex_marriage, https://en.wikipedia.org/wiki/Civil_union. 
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Beide Probleme gehen Fernandez und Lutter (2013) in ihrer Arbeit an. Die beiden nutzen Event-History-

Modelle, um Faktoren zu identifizieren, die eine Anerkennung von gleichgeschlechtlichen Partnerschafts-

modellen innerhalb Europas beschleunigen, bzw. verlangsamen. Sie testen dabei insbesondere zwei Theo-

rien: 1) die Einbindung in die Weltgemeinschaft (operationalisiert über Mitgliedschaft in Internationalen 

Organisationen, und die Anzahl an ratifizierten Menschenrechtsabkommen) sowie 2) die Werteorientierung 

einer Gesellschaft basierend auf den Arbeiten Ingleharts (1997), gemessen über einen Index der säkular-

rationalen Werte (Fernández und Lutter 2013, S. 108). Für beide Theorien finden sie empirische Evidenz. 

Länder, die enger kulturell in die Weltgemeinschaft eingebettet sind, sowie solche, in denen säkular-rationale 

Werte weiter verbreitet sind, führen gleichgeschlechtliche Partnerschaftsmodelle signifikant früher ein 

(Fernández und Lutter 2013, S. 112). Ihre Analyse betrachtet die kulturelle Einflusssphäre dabei allerdings 

vergleichsweise eindimensional. An dieser Stelle setzt Artikel 7 (Hildebrandt et al. 2017) an. Dieser nutzt 

ebenfalls den statistischen Ansatz der Event-History-Analyse, genauer gesagt semiparametrische Cox-Mo-

delle, um nicht nur zu untersuchen ob in einem Land ein gleichgeschlechtliches Partnerschaftsmodell oder 

eine entsprechende Ehe gesetzlich eingeführt wurde, sondern v.a. wie lange dies im Vergleich zu anderen 

Ländern gedauert hat. Der Hauptfokus der Analyse liegt dabei auf zwei kulturellen Dimensionen. Zum 

einen der Einstellung gegenüber Homosexualität – nochmals unterteilt nach der Einstellung zu Homosexu-

aliät als soziale Praxis und der Einstellung zu homosexuellen Personen (vgl. Jäckle und Wenzelburger 2015) 

– und andererseits der Religiosität, die ebenfalls über zwei Aspekte abgedeckt wird: Erstens über die Frage 

nach der Bedeutung von Gott im eigenen Leben und zweitens über die Häufigkeit des Gottesdienstbesuchs. 

Die Ergebnisse sind eindeutig: Kulturelle Faktoren und Werteeinstellungen spielen eine relevante Rolle bei 

der Erklärung weshalb bestimmte Länder gleichgeschlechtliche Partnerschaftsmodelle oder Ehen bereits 

früher und andere erst später oder noch gar nicht eingeführt haben. Dabei zeigte sich auf der Aggregatebene, 

dass sich Intoleranz gegenüber Lesben und Schwulen sowie der Besuch von Gottesdiensten verlangsamend 

auf die Legalisierung auswirken. Dies ist insofern interessant, als es scheinbar eher die Einstellungen kon-

kreten Menschen gegenüber als die eher abstrakte Einstellung gegenüber Homosexualität als sozialer Praxis 

ist, die hier Wirkungen zeigt. In Bezug auf die Religiosität spielt offensichtlich auch die verhaltensbezogene 

Dimension (Gottesdienstbesuch) eine größere Rolle als die Einstellungsdimension (Wichtigkeit von Gott 

im eigenen Leben). Dies könnte dafür sprechen, dass insbesondere die von religiösen Autoritäten vertrete-

nen, oftmals homosexuelle Partnerschaftsmodelle strikt ablehnenden Sichtweisen in den Ländern eine grö-

ßere Rolle spielen, in denen ein größerer Prozentsatz noch Gottesdienste besucht (Halman und van Ingen 

2015). Gleichzeitig zeigt die statistische Analyse, dass die parteipolitische Zusammensetzung der Regierung, 

operationalisiert über verschiedene Abwandlungen des Schmidt-Index (Schmidt 2017), einen sehr starken 

Einfluss auf den Einführungszeitpunkt gleichgeschlechtlicher Partnerschaftsmodelle hat. Sofern christde-

mokratische, konservative und rechte Parteien gar nicht oder nur schwach im Kabinett vertreten sind, 

kommt es zu früheren Legalisierungen. Die von Fernandez und Lutter als zentral identifizierte Eingebun-

denheit in die Weltgemeinschaft erweist sich hingegen im Vergleich zu den zuvor genannten Faktoren, 

ähnlich wie auch institutionelle Kriterien oder Pfadabhängigkeiten, nicht mehr als besonders erklärungs-

kräftige Determinante der Einführung gleichgeschlechtlicher Partnerschaftsmodelle.  
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An dieser Stelle zeigt sich, wie relevant Einstellungsmuster als wesentliches Themenfeld der politischen 

Soziologie auch für die Policy-Forschung sein können. Auch wenn die präsentierte Studie mit Länderdurch-

schnitten bei den zentralen unabhängigen Variablen (Religiosität und Homonegativität) und damit mit Ag-

gregatdaten operiert, was eine Interpretation auf Individualebene aufgrund der ansonsten gegebenen Gefahr 

eines ökologischen Fehlschlusses unterminiert, hat sich der Zusammenhang zwischen Einstellungen der 

Bevölkerung und Einführung von Policies doch deutlich gezeigt. Welche kausalen Mechanismen hier vor-

herrschen ist damit jedoch noch nicht geklärt. Die Forschung hat hier bislang zwei Sichtweisen verfolgt.  

Einerseits wurde untersucht, wie sich die Einstellungen der Bevölkerung in Bezug auf bestimmte Policies 

durch die von der Politik zur Verfügung gestellten Informationen bilden und eventuell auch gezielt beein-

flussen lassen (Bachner und Hill 2014). Das Schlagwort „Framing“ – dem es weiterhin einer klaren Defini-

tion mangelt (Entman 1993; Iyengar 2010) – findet in diesem Bereich vielfach Anwendung. Dies gilt erstens 

wenn der Einfluss von (durch die Politik getroffenen) Aussagen auf die öffentliche Meinung anhand von 

Framing-Experimenten untersucht wird (Slothuus 2007; Wenzelburger und Hörisch 2016), aber auch wenn 

zweitens weitergehend der Politik ein strategisches Framing unterstellt wird (Helbling 2014; Marier und 

Mayer 2007) oder drittens Framing sogar zum Teil mit einer erfolgreichen, durch gezielte politische Kom-

munikation erreichten Veränderung der öffentlichen Meinung in Bezug auf bestimmte Policies gleichgesetzt 

wird (Elmelund-Praestekaer und Emmenegger 2013), obgleich diese Intentionalität in den seltensten Fällen 

Gegenstand einer empirischen Überprüfung ist, oder auch nur sein kann, wie König (2021) aufzeigt.  

Andererseits wird in Policy-Studien vielfach auf die große Relevanz der Responsivität der Regierung für die 

Umsetzung der Politiken verwiesen. Dabei geht es um zwei Dinge: Erstens muss die Politik, um responsiv 

zu sein, denjenigen Themen ihr Augenmerk widmen, die von den Bürgerinnen und Bürgern, welche sie 

vertritt, für relevant gehalten werden und zweitens gilt es in der Folge die Präferenzen der Bevölkerung zu 

diesen Themen in Policies umzusetzen (Barberá et al. 2019, S. 885). Obgleich bereits länger bekannt ist, dass 

die Policy-Prioritäten der Politik und der Öffentlichkeit größtenteils kongruent sind (B. D. Jones und Baum-

gartner 2004) ist die Frage, wer letztlich als Agenda-Setter auftritt – die Öffentlichkeit oder die Politik – 

weiterhin nicht abschließend geklärt (Burstein 2003). Erste Ansätze Licht ins Dunkel dieser Fragestellung 

zu bringen leisten Barberá et al. (2019). In ihrer auf Twitter-Nachrichten basierenden Studie können sie 

zeigen, dass Kongressabgeordnete in den USA eher den öffentlichen Diskussionslinien folgen als diese The-

men selbst zu setzen. Bezogen auf die Ergebnisse des hier präsentierten Artikels (Hildebrandt et al. 2017) 

kann damit eher angenommen werden, dass es die Einstellungen der Bevölkerung zum Thema der Homo-

sexualität sowie deren religiöse Sichtweisen sind, die Auswirkungen auf die Einführung gleichgeschlechtli-

cher Partnerschaftsmodelle hatten.     

2.2.4. Der Einfluss von Religiosität auf Einstellungsmuster zu moralischen Themen im Allgemei-
nen und Genderthemen im Speziellen (Art. 8) 
Während in Artikel 7 unter anderem der Zusammenhang zwischen der durchschnittlichen Religiosität einer 

Gesellschaft und der im betreffendem Land eingeführten gesetzlichen Regelungen zu einer aus ethisch-

moralischer Perspektive umstrittenen Policy wie der Ehe für Homosexuelle untersucht worden ist, handelt 
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es sich bei der Religiosität ebenfalls um eine Größe, die vielfach zur Erklärung individueller Einstellungs-

muster herangezogen wurde (für einen Überblick vgl. Hood et al. 2018, S. 404–459). Dies gilt insbesondere 

wenn es sich dabei um Themen wie Schwangerschaftsabbruch (Adamczyk et al. 2020), Selbstmord (Saiz et 

al. 2021), Präimplantationsdiagnostik (Hichy et al. 2020), oder Sterbehilfe (Sabriseilabi und Williams 2022) 

handelt, zu denen vielfach sehr strikte und eindeutige offizielle Positionen von Religionsgemeinschaften 

vorliegen.  

Artikel 8 (Hildebrandt und Jäckle 2020) geht der Frage nach, inwiefern der Entwicklungsstand einer Gesell-

schaft den Effekt von Religiosität auf solche moralische Fragestellungen moderiert. Denn während erstens, 

wie beschrieben, der generelle Einfluss der Religiosität auf moralische Einstellungsmuster bereits vielfach 

Gegenstand der Analyse war und hier somit gesicherte Erkenntnisse vorliegen, sowie zweitens ebenfalls 

bereits seit mehreren Jahren die empirische Evidenz eindeutig ist, dass ökonomische Entwicklung tolerante 

Einstellungen in Bezug auf moralische Themen fördert (Inglehart und Welzel 2005) war lange Zeit unklar, 

auf welche Weise die beiden Faktoren Entwicklung und Religiosität in Bezug auf Wertemuster und Einstel-

lungen zu moralisch aufgeladenen Themen interagieren. Erstmals empirisch untersucht wurde dies von 

Gaskins, Golder und Siegel (2013). Die Autoren können dabei auf Basis von Einstellungsdaten aus dem 

World Value Survey zu Homosexualität, Schwangerschaftsabbruch, Scheidung, Sterbehilfe, Homosexualität 

und Selbstmord nicht nur zeigen, dass religiösere Personen weniger tolerant im Hinblick auf diese Themen 

sind, sondern insbesondere, dass dieser Effekt der Religiosität umso stärker ausgeprägt ist, je entwickelter 

ein Land ist. Mit fortschreitender Entwicklung schwinde zwar bei allen Menschen in einem Land, den sä-

kulären wie den religiösen, tendenziell der soziale Konservatismus und sie werden toleranten, da dies jedoch 

bei den weniger religiös eingestellten Personen schneller vor sich geht, wachse mit fortschreitender Ent-

wicklung der Abstand zwischen den beiden Gruppen in Bezug auf moralische Einstellungsmuster immer 

weiter an. Anders ausgedrückt, wachse mit der Entwicklung auch der soziale Konservatismus von religiösen 

Personen relativ im Vergleich zum Bevölkerungsdurchschnitt an, auch wenn sie absolut betrachtet ebenfalls 

tolerantere Einstellungen entwickeln (Gaskins et al. 2013, S. 1140). Diese Erkenntnis fügt sich nahtlos in 

die bereits erwähnte Debatte um Identitätspolitik, nach der es gerade in den höher entwickelten Staaten 

intensive gesellschaftliche Konflikte um moralische Themen, die auch vielfach eine religiöse Komponente 

aufweisen, gibt und die mittlerweile, zumindest teilweise, klassischerweise relevante politische Spaltungsli-

nien wie links-rechts zu überdecken beginnt (Fukuyama 2018). 

Gaskins, Golder und Siegel fokussierten allerdings ausschließlich auf die beiden Bereiche Sexualität/Part-

nerschaft und die Beendigung des Lebens. Andere Dimensionen, die für moralische Einstellungsfragen 

ebenfalls wichtig sind, betrachten sie hingegen nicht. Hier setzt Artikel 8 an, indem er – ebenfalls basierend 

auf Daten des World Value Survey (Welle 6) – neben den bei Gaskins et al. verwendeten Bereichen zusätz-

lich die zwei Moralbereich der staatsbürgerlichen Moral sowie der Einstellung zu Gewalt untersucht. Wäh-

rend die statistischen Analysen bezogen auf die sexual-, bzw. partnerschaftsmoralischen Themen Homose-

xualität, Schwangerschaftsabbruch und Scheidung sowie in Bezug auf Selbstmord die Ergebnisse von Gas-
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kins et al. untermauern (je höher der Entwicklungstand, desto größer sind die Unterschiede zwischen reli-

giösen und nicht-religiösen Personen in Bezug auf die Einstellungen zu diesen Themen), gilt dies nicht für 

die beiden anderen Moralbereiche. Weder im Bereich der staatsbürgerlichen Moral, wobei hier jeweils die 

Frage gestellt wurde, inwieweit Steuerbetrug, Diebstahl, Fahren ohne Fahrschein, das Annehmen von Be-

stechungsgeldern sowie die nicht rechtmäßige Inanspruchnahme von staatlichen Leistungen in Ordnung 

geht, noch bei den Einstellungen zu Gewalt (generelle Gewalt gegenüber anderen, Kinder bzw. Ehefrau 

schlagen) lässt sich eine solche größere Polarisierung in höher entwickelten Gesellschaften feststellen. Ganz 

im Gegenteil zeigt sich, dass auf einem niedrigeren Entwicklungsniveau religiöse Menschen dazu neigen, 

Gewalt und Verstöße gegen die bürgerliche Moral stärker zu missbilligen als säkulare Menschen. Auf höhe-

ren Entwicklungsniveaus vergrößert sich diese Kluft nicht, sondern sie verringert sich. In einigen Fällen, 

wie bei der Frage, ob es in Ordnung ist seine Ehefrau zu schlagen, dreht sich der Effekt der Religiosität 

sogar um. Während religiöse Personen in weniger entwickelten Ländern im Vergleich zu nicht-religiös ein-

gestellten Personen es eher ablehnen Frauen zu schlagen, erhöht die Religiosität in hochentwickelten Län-

dern sogar die Bereitschaft hierzu. Entsprechend kann nicht generell davon ausgegangen werden, dass im 

Bereich moralischer Einstellungsmuster religiöse und nicht-religiöse Menschen sich mit steigendem Ent-

wicklungsstand grundsätzlich in ihren Positionen voneinander entfernen, sondern es gilt hierbei auf die 

konkrete moralische Dimension zu achten.   

2.2.5. Einstellungen zum Gendern in Deutschland (Art. 9) 
Im letzten Artikel dieses Blocks (Jäckle 2022b) geht es um das Thema der sprachlichen Repräsentation der 

Geschlechter, kurz: um das Gendern. Dieses Thema hat sich in den letzten Jahren vermehrt zu einem Reiz-

thema in der deutschen Gesellschaft entwickelt und ist auch für politische Parteien zu einem wichtigen 

Abgrenzungsmerkmal gegenüber den politischen Mitwettbewerbern geworden. Besonders interessant ist an 

dieser Stelle der Befund, dass sich Genderthemen zu einem der zentralen Motive der Identitätspolitik ent-

wickelt haben. Fukuyama (2018) und andere argumentieren, dass Gruppen, die sich in ihrer selbstwahrge-

nommenen Identität innerhalb der Gesellschaft und auch von der Politik nicht ausreichend wahrgenommen 

sehen, verstärkt ihre (gefühlte) Benachteiligung als zentrales Movens ihrer politischen Betätigung ansehen. 

Diese Identitäten entstammen dabei nicht, wie noch bis in die 1990er Jahre in der politikwissenschaftlichen 

Forschung größtenteils argumentiert, v.a. ökonomischen Trennlinien (Arbeit vs. Kapital), sondern immer 

mehr sind es unterschiedliche Einstellungen zu soziokulturellen Fragen wie Einwanderung oder eben 

Genderthemen, die auch die politische Identitäten der Bevölkerung prägen (Hainmueller und Hopkins 

2014). Materielle Fragen treten demzufolge gegenüber Fragen der Würde und der Anerkennung in den 

Hintergrund. Die Annahme, dass die Einstellungen zu Themen der Geschlechterungleichheit sich primär 

anhand der klassischen links-rechts Unterscheidung verorten ließen, wie es Evans (1993) diagnostizierte, ist 

der Einsicht gewichen, dass mittlerweile Genderthemen selbst zu zentralen ideologischen Unterscheidungs-

kriterien für viele Parteien geworden sind. So zeigen empirische Arbeiten, dass insbesondere rechtsextreme 

und rechtspopulistische, aber teilweise auch konservative Parteien gelernt haben, dass sich mit dem Thema 

Gender die eigene Wählerbasis gut mobilisieren lässt (Abou-Chadi et al. 2021; Dietze und Roth 2020). Aber 
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auch bei Parteien aus dem eher linken bzw. sozialdemokratischen Parteienspektrum wächst die Salienz von 

Genderthemen zu Lasten der bislang dominanten ökonomischen Fragen (Hildebrandt und Jäckle 2021).  

Diese Verschiebung bei der Frage, welche Themen die Parteien als besonders relevant ansehen, wird von 

der Wissenschaft dabei zum Teil durchaus kritisch betrachtet. So würde die gesellschaftspolitisch wichtige 

Frage der Geschlechtergerechtigkeit in einen von starken Emotionen geprägten, moralisierenden Diskurs 

verschoben, welcher auch autoritäre und diskriminierende Lösungsmuster hervorbrächte, was wiederum 

eine Gefährdung des Grundgerüsts liberaler Demokratien bedeuten würde (Jäckle 2022b, S. 472). Dies gelte 

für Staaten, die sich im Prozess der Demokratisierung befinden gleichermaßen wie für etablierte Demokra-

tien (Kováts 2017; Krizsán und Roggeband 2021). Zudem zeigt sich teilweise ein sogenannter „gender back-

lash“, demzufolge politische Themen, die an sich nichts mit dem Thema Gender zu tun haben, von diesem 

überlagert werden – so hätten Männer, die sich aufgrund ihres Geschlechts diskriminiert fühlen, überpro-

portional häufig für den Brexit gestimmt (Green und Shorrocks 2021).                

Das Thema der sprachlichen Repräsentation der Geschlechter stellt innerhalb dieses Rahmens – zumindest 

im deutschsprachigen Raum – eine wichtige Bezugsgröße für die Politik dar. Das liegt daran, dass es den 

Parteien durch die Art und Weise, wie sie sich zum Gendern aufstellen, einfach möglich ist, ihre Position 

im gesamten, identitätspolitisch stark aufgeladenen Themenkomplex Gender für die Wählerschaft schnell 

und leicht ersichtlich mitzuteilen. Die Frage ob Politiker einer Partei gendern und wenn ja auf welche Art 

und Weise, kann damit als party cue aufgefasst werden, ähnlich wie sich dies für die Geschlechteridentität im 

Bezug auf Transpersonen in der Politik bereits gezeigt hat (P. E. Jones und Brewer 2019). Diese sichtbaren 

Parteipositionen zum Thema Gendern können somit als Heuristiken dienen, anhand derer Einstellungs-

muster innerhalb der Bevölkerung gebildet und insbesondere mit geringem Aufwand bestätigt werden kön-

nen, sofern bereits gewisse Voransichten latent vorhanden sind (Bullock 2020). Die aktuelle Forschung zum 

Thema party cues ist sich zwar nicht einig wie stark deren Auswirkungen auf die öffentliche Meinung wirklich 

sind (Nordø 2021) und auch eine umgekehrte Kausalität ist hier durchaus vorstellbar, nach der sich die 

Parteien in ihren Positionen primär von der öffentlichen Meinung zum Thema Gendern leiten lassen. An 

der Annahme eines gewissen Zusammenhangs zwischen den Positionen, die die Parteien einnehmen und 

denen ihrer Anhänger gibt es hingegen keinerlei Grund zu zweifeln. 

Das Thema Gender als solches hat innerhalb der politischen Debatte in den letzten Jahren eindeutig an 

Einfluss gewonnen, wie auch eine Datenanalyse des Tagesspiegels zeigt. Anhand von Facebook-Posts und 

Twitterkommentaren können die Autoren zeigen, dass der Begriff „Gender“ zu Beginn des betrachteten 

Zeitraums im Jahr 2017 v.a. von den Grünen und Linken im Zusammenhang mit ökonomischen Ungleich-

heitsverhältnissen („Gender-Paygap“, „Gender-Equality“) verwendet wurde, während er seit 2018 zuneh-

mend v.a. von der AfD im Zusammenhang mit kulturellen und sprachlichen Themen in einer abwertenden 

Art und Weise gebraucht wird (z.B. „Gender-Gaga“, „Gender-Wahn“, „Gender-Sprache“). Auch Politiker 

der Union und der Linken haben im Bundestagswahlkampf 2021 begonnen verstärkt den Begriff „Gender“ 

in ihren Social Media Posts zu nutzen. Gesellschaftlich progressivere Parteien, wie FDP oder Grüne adres-
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sieren zwar hingegen geschlechterpolitische Themen, vermeiden es dabei aber vielfach den Begriff „Gen-

der“ zu gebrauchen (Barthels et al. 2021). Im Vorfeld der Bundestagswahl nahm dann auch die aktive Nut-

zung des Gendersterns bei Linken und SPD ab, was sowohl im Einklang zu innerparteilichen Debatten zum 

Thema Gendern und Identitätspolitik allgemein steht19, als auch als Versuch gewertet werden kann, denje-

nigen Teil der eigenen Wählerschaft nicht zu verschrecken, der gegenderte Schreibweisen ablehnt (Barthels 

et al. 2021).  

Daneben gab es jedoch auch Politiker, die das Thema Gendern ganz gezielt im Wahlkampf auf die Agenda 

setzten: Beispielsweise Schleswig-Holsteins Bildungsministerin Kerstin Prien, die im September 2021 einen 

Erlass an Schulen verschickte, wonach das „Gendersternchen oder auch der Gender-Unterstrich nicht zum 

Regelwerk zur Erlangung der deutschen Rechtschreibung gehört“ (NDR 2021), der Hamburger CDU-Vor-

sitzende Christoph Ploß, der ein Genderverbot für staatliche Einrichtungen forderte (Lauterbach 2021) – 

was laute Kritik aus FDP und SPD nach sich zog (Teevs et al. 2021) – oder auch der FDP Vizeparteichef 

Wolfgang Kubicki, der davor warnte die Menschen durch Sprachvorgaben erziehen zu wollen (Ronzheimer 

2021). Annalena Baerbock positionierte sich als Kanzlerkandidatin vor der Wahl ebenfalls eindeutig im 

Hinblick auf eine gendergerechte Sprache, gerade auch in Gesetzestexten: „Ich will Politik für alle Menschen 

machen und das bedeutet, auch alle mit anzusprechen – und nicht nur mitzumeinen“ (Haselberger et al. 

2021). Insofern überrascht es nicht, dass von den Medien zum Teil der „Wahlkampf als Sprachkampf“ 

(Ortmann 2021) ausgerufen und „Gendern als Wahlkampfthema“ („Gendern als Wahlkampfthema“ 2021) 

intensiv beleuchtet wurde. Im zweiten Triell der drei Kanzlerkandidaten spielte die Frage der geschlechter-

gerechten Sprache ebenfalls eine Rolle, allerdings vermieden es Scholz, Baerbock und Laschet sich klar pro 

oder contra Gendern zu positionieren. Einzig einen Zwang zu Gendern für das einzelne Individuum lehnten 

alle drei ab (Jäckle 2022b, S. 475).   

Die Tatsache, dass die drei Kanzlerkandidaten sich nicht eindeutig in Bezug auf das Gendern festlegen 

wollten mag auch daran liegen, dass trotz bestimmter Präferenzen innerhalb des jeweiligen Parteiestablish-

ments nicht ganz klar ist, wie die eigene Wählerschaft wirklich zu diesem Thema steht, ob sich also eine wie 

auch immer geartete Positionierung positiv auf die Wahlchancen auswirken könnte. Auch Parteiexperten 

sind sich zum Teil nicht einig, wenn sie danach gefragt werden, welche Position eine Partei zum Thema 

Gendern einnimmt. Dieser Befund lässt sich zumindest aus den Ergebnissen des 2021 durchgeführten Open 

Expert Survey (Jankowski et al. 2021) ziehen, die in Abbildung 14 dargestellt sind. Einerseits gehen fast alle 

Experten davon aus, dass die AfD eine inklusive Sprache vehement ablehnt, ähnlich wie die Freien Wähler. 

Daneben zeigen sich bei den anderen Parteien deutliche Unterschiede, die größtenteils einer gedachten kon-

servativ-progressiv-Achse folgen. Gleichzeitig ist die gefundene Varianz der Einschätzungen beachtlich. 

                                                           
19 Exemplarisch sei hier an die Kritik an der „linken Identitätspolitik“ durch den ehemaligen Bundestagspräsidenten 
Wolfgang Thierse (Berliner Zeitung 2021), sowie das Buch „Die Selbstgerechten“ (Wagenknecht 2021) von Sarah 
Wagenknecht erinnert, in dem sie das Dilemma der Linken unter anderem an einer Fokussierung auf Themen wie dem 
Gendern festmacht, die nur noch eine akademisch-gebildete Lifestyle-Linke interessiere: „Wer sich auf den Gender-
stern konzentriert statt auf Chancengleichheit und dabei Kultur und Zusammengehörigkeitsgefühl der Bevölkerungs-
mehrheit vernachlässigt, arbeitet der politischen Rechten in die Hände“ (Wagenknecht 2021, Klappentext). 
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Dies gilt insbesondere für die FDP, die SPD und die Linke, die von den Experten in Bezug auf ihre Positi-

onierung zum Thema Gendern verhältnismäßig uneinheitlich bewertet werden. 

Abbildung 14: Experteneinschätzung der Parteiposition zum Thema Gendern 

 
Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten des Open Expert Survey. Exakte Frage: „Um verschiedene Geschlech-
ter sichtbar zu machen, wird in der öffentlichen Verwaltung und in den Medien eine inklusive Sprache und Schreib-
weise, zum Beispiel das sogenannte Gender-Sternchen verwendet. Welche Positionen vertreten Ihrer Meinung nach 
die Parteien dazu? 1 = Mit der männlichen Sprachform werden alle Geschlechter angesprochen, andere Sprachformen 
sind weder grammatikalisch richtig, noch nötig; 20 = Es soll eine möglichst inklusive Sprache und Schreibweise ver-
wendet werden.“  

Eine weitere Option die Positionen der Parteien zum Thema Gendern zu untersuchen, bietet ein Blick in 

deren Wahlprogramme. Dies stellt auch den ersten Teil der empirischen Analyse im vorliegenden Artikel 

dar. Besonders deutlich von den anderen größeren Parteien hebt sich die AfD ab. Sie ist zum einen neben 

den Kleinparteien dieBasis und Team Todenhöfer die einzige Partei, die durchgehend in ihrem Wahlpro-

gramm auf das generische Maskulin setzt.20 Zum anderen kommt der Begriff „Gender“ im Wahlprogramm 

der AfD mit 13 Erwähnungen am häufigsten von allen Parteien vor (Grüne 11x, Linke 6x, SPD und FDP 

1x, Union 0x) und wird dabei ausschließlich negativ konnotiert als mit biologischen Erkenntnissen nicht 

kompatible Ideologie verstanden („Genderwahn“), die mit der deutschen Kultur nicht vereinbar sei (AfD 

2021, S. 113, 154). Dieser deutliche Fokus auf kulturelle Aspekte bei der Nutzung des Gender-Begriffs 

unterscheidet die AfD von allen anderen Parteien. Bei Grünen und Linken (aber auch bei der einen Nen-

nung der FDP) wird zumeist auf ökonomische oder soziale Ungleichheiten angespielt („Gender-Pay-Gap“, 

                                                           
20 Im gesamten Wahlprogramm der AfD wird nur in einem einzigen Zusammenhang überhaupt die weibliche Form 
verwendet: „Das Kopftuch als religiös-politisches Zeichen soll im Öffentlichen Dienst generell nicht gestattet und in 
öffentlichen Schulen weder von Lehrerinnen noch Schülerinnen getragen werden“ (AfD 2021, S. 86). 
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„Gender-Data-Gap“, „Gender-Care-Gap“) oder auf Möglichkeiten diese zu überwinden verwiesen („Gen-

der-Budgeting“, „Gender-Check“ von Gesetzen, „gendergerechte Klimapolitik“) (Bündnis 90/Die Grünen 

2021; Die Linke 2021; FDP 2021). Eine Verwendung des Begriffs auf einer eher kulturell-identitätspoliti-

schen Ebene findet sich nur zwei Mal und zwar einerseits bei der Linken: „All genders are beautiful“ (Die 

Linke 2021, S. 101) und andererseits bei der SPD: „Es gilt auf allen Ebenen der Anti-Gender-Bewegung 

entgegenzutreten“ (SPD 2021, S. 63). Bei der Union wird der Begriff „Gender“ hingegen gar nicht verwen-

det (CDU/CSU 2021).  

In Bezug auf die Frage nach geschlechtergerechter Sprache sind die Unterschiede zwischen den Wahlpro-

grammen ebenfalls deutlich. Neben Volt, die als einzige Partei explizit ihrem Wahlprogramm einen Absatz 

zur eigenen Nutzung diskriminierungssensibler Sprache voranstellt und dem Thema damit eine besondere 

Bedeutung beimisst (Volt 2021), nutzen auch die SPD, die Grünen, die Linke, die Tierschutzpartei und die 

Freien Wähler den Genderstern. Die Union, FDP, Piraten und die ÖDP verwenden zumeist die Doppel-

nennung (z.B. Bürgerinnen und Bürger). Das Thema Gendern konkret findet sich nur bei wenigen Parteien 

in ihren Programmen. Einerseits ist hier erneut die AfD zu nennen, die mit Aussagen wie die „sogenannte 

‚gendergerechte Sprache‘ ist eine groteske Verunstaltung der deutschen Sprache. Sie schafft keine Gleich-

berechtigung“ oder „Politisch korrekte Sprachvorgaben zur Durchsetzung der Gender-Ideologie lehnen wir 

ab“ (AfD 2021, S. 159, 154) sich eindeutig gegen das Gendern positioniert. Zum anderen die Linke: „Wir 

treten für eine diskriminierungsfreie Sprache ein, die der Vielfalt geschlechtlicher und sexueller Identitäten 

gerecht wird.“ (Die Linke 2021, S. 107). Alle anderen Parteien äußern sich zum Thema Gendern nicht ex-

plizit und auch zum allgemeineren Thema Sprache vielfach gar nicht (SPD, FDP, Grüne) oder nur sehr 

allgemein wie bei der Union: „Die deutsche Sprache ist ein besonders wichtiger Teil unserer Identität.“ 

(CDU/CSU 2021, S. 136). Dies ist insofern durchaus interessant, als weder die Grünen, als die Partei, die 

gemeinhin besonders stark mit der Forderung zu Gendern in Verbindung gebracht werden, noch die Union, 

innerhalb der immer wieder Forderungen nach Genderverboten (vgl. Christoph Ploß) laut wurden, der The-

matik eine so große Relevanz beimessen, als dass sie sich hierzu offiziell in ihren Wahlprogrammen einlassen 

wollten.  

Der vorliegende Artikel fokussiert auf die Frage, welche Position die deutsche Bevölkerung zum Thema 

Gendern hat und inwiefern die Einstellungen hierzu mit politisch-ideologischen Sichtweisen korrelieren. 

Konkret testet er, ob die Parteineigung sowie die generelle politische Selbstpositionierung auf links-rechts 

sowie GAL/TAN-Skalen, aber auch die Einstellung gegenüber staatlichen Eingriffen und Regulierungen 

mit der Präferenz für generisches Maskulin auf der einen oder Genderstern auf der anderen Seite zusam-

menhängen. Dies ist insofern innovativ, als bisherige Arbeiten zum Gendern vielfach aus linguistischer Per-

spektive Fragen wie die Anwendbarkeit geschlechtergerechter Sprache in verschiedenen Kontexten (Kott-

hoff 2020), ihre Verständlichkeit (Friedrich und Heise 2019) sowie Auswirkungen auf Ansichten der Rezi-

pienten (Formanowicz et al. 2013, 2015) oder auch aus kommunikationswissenschaftlicher Perspektive die 

Nutzung des Gendersterns diskutieren (Stöber 2021), die Akzeptanz in der Bevölkerung dabei aber nur 

selten im Fokus steht und v.a. zumeist nicht systematisch im Hinblick auf mögliche Erklärungsfaktoren 
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untersucht wird. So zeigen Steiger und Irmen (2007) zwar, dass in Rechtstexten v.a. neutrale Formulierungen 

vielfach große Akzeptanz finden und auch als angemessener bewertet werden als Doppelnennungen oder 

das generische Maskulinum und Adler und Plewnia (2019) kommen anhand einer repräsentativen Umfrage 

des Instituts für Deutsche Sprache, die auf Basis des Sozioökonomischen Panels 2017/18 durchgeführt 

wurde, zu dem Befund, dass die Partizipialform „Studierende“ noch positiver bewertet wird, als die Dop-

pelnennung (Studentinnen und Studenten) oder das generische Maskulinum. Über diese ersten deskriptiven 

Ergebnisse hinaus, liefern diese Analysen aber wenig mögliche Erklärungen für die vorgefundene Varianz 

der Einstellungsmuster zum Thema Gendern. Daneben wird das Thema zwar immer wieder auch von den 

Medien und Meinungsforschungsinstituten aufgegriffen (Infratest dimap 2021; Michaux et al. 2021; ZDF-

heute 2021), aber auch bei diesen Umfragen wird über Auswertungen, die rein bivariat Unterschiede zwi-

schen soziodemographischen Gruppen (Männer/Frauen, Alte/Junge) betrachten, keine weiterführenden 

Erklärungsmuster für die in der Bevölkerung ersichtlichen unterschiedlichen Standpunkte zum Thema 

Gendern geliefert, oder dies auch nur angestrebt. Dies ist der Ausgangspunkt für Artikel 9 (Jäckle 2022b). 

Dieser fokussiert dabei auf eine der aktuell am häufigsten genutzten Varianten, um in Texten die unter-

schiedlichen Geschlechter sprachlich sichtbar zu machen: den Genderstern. Der Artikel greift auf eine Po-

litikpanel Umfrage aus dem Juli/August 2021 mit mehr als 10.000 Teilnehmenden zurück (Wagschal und 

Jäckle 2021), in der es um unterschiedliche politische Fragen ging (u.a. die Einschätzung der Spitzenkandi-

daten zur Bundestagswahl oder Fragen des Klimaschutzes), aber nicht um das Thema Gendern. Ein großes 

Problem bisheriger Umfragen zu dem Thema ist nämlich, dass die Befragten in aller Regel sehr direkt und 

explizit gefragt werden, wie sie eine bestimmte gegenderte Schreibweise beurteilen, welche Schreibweise sie 

selbst gewählt hätten oder wie sie grundsätzlich zu geschlechtergerechter Sprache stehen (z.B. Adler und 

Plewnia 2019; Infratest dimap 2021; MDR 2021). Angesichts der großen Emotionalität in der öffentlichen 

Debatte, kann eine solche direkte Fragestellung jedoch zu einem durch soziale Erwünschtheit verzerrten 

Antwortverhalten führen. Zudem ist durchaus denkbar, dass Personen, obgleich sie rationalen Argumenten 

der Befürworter einer gegenderten Schreibweise zugänglich sind, ihr eigenes Verhalten, was die aktive Nut-

zung der Sprache anbelangt, nicht entsprechend anpassen. Daher wählt der vorliegende Artikel eine andere 

Option zur Abfrage der Gender-Akzeptanz. Vor Start der eigentlichen Online-Umfrage wurden die Teil-

nehmer gefragt, in welcher sprachlichen Form sie die Befragung präsentiert bekommen wollen. Sie hatten 

dabei die Auswahl zwischen dem Genderstern („Lehrer*innen“) und dem Generischen Maskulinum (be-

schrieben als „nicht gegendert, Lehrer“ um den Fachterminus Generisches Maskulinum zu vermeiden). Auf 

diese Weise kann die wirkliche, intrinsische Einstellung der Befragten zum Thema Gendern abgefragt wer-

den, ohne, wie es bei einer direkten Fragestellung gar nicht anders möglich wäre, vorab ein Priming zu 

setzen. Die eigentliche Umfrage wurde den Befragten dann in der von ihnen ausgewählten sprachlichen 

Version präsentiert. Diese Versuchsanordnung gewährleistet, dass die angegeben Präferenz für oder gegen 

Genderstern von äußeren Faktoren maximal unbeeinflusst ist (Jäckle 2022b, S. 482). Zudem kann davon 

ausgegangen werden, dass der „Aufwand“ für die Befragten im Vergleich zu einer aktiven Nutzung (beim 

Sprechen oder in Texten) beim Lesen einer Umfrage minimal ist und Personen, die sich für das Gendern 

aussprechen in der Umfrage auch mit sehr großer Sicherheit die gegenderte Variante auswählen.  
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Die statistische Analyse, bei der vorab fehlende Werte durch multiple Imputation mittels Kettengleichung 

(MICE) ersetzt wurden, kommt zu dem Befund, dass es zwar Unterschiede zwischen den Parteianhängern 

in der Genderpräferenz gibt – mit der erwartbaren Zustimmung bei Grünen und Ablehnung bei der AfD – 

diese Parteieneffekte jedoch unter Kontrolle auf weitere, grundlegendere politisch-ideologische Einstel-

lungsmuster fast gänzlich verschwinden. Personen, die sich weiter politisch links und im grün-alternativ-

liberalen Spektrum verorten, haben eine höhere Wahrscheinlichkeit, die Variante mit Genderstern zu wäh-

len. Noch stärker ist allerdings der Effekt der Frage, wie man zu staatlichen Eingriffen steht. Diejenigen, die 

solch einer Regulierung generell positiv gegenüberstehen, wählen mit weitem Abstand deutlich häufiger die 

Genderstern-Variante der Umfrage. Die politisch-ideologischen Ansichten erweisen sich zudem unter Kon-

trolle von Alter, Geschlecht, Bildungsstatus, Einkommenssituation und Wohnort als die erklärungskräftigs-

ten Faktoren für die Akzeptanz des Gendersterns. Dieser Befund ist in zweierlei Hinsicht interessant. Ers-

tens erscheint die Frage nach dem Gendern damit als stark politisch bedingt, im Sinne von Fukuyama könnte 

man auch sagen, dass hierbei offensichtlich „tief liegende identitätspolitische Einstellungsmuster aktiviert 

werden“ (Jäckle 2022b, S. 493), was wiederum dafür spricht, dass das Thema in Zukunft die politische 

Debatte in Deutschland auf Grund seines großen Emotionalisierungs- und Konfliktpotenzials prägen 

dürfte, wie dies andere identitätspolitische Themen bereits tun (Abou-Chadi und Wagner 2020; Hildebrandt 

und Jäckle 2021).21 Auch erscheint eine primär unter linguistischer bzw. kommunikationswissenschaftlicher 

Ägide betriebene Forschung zum Thema Gendern damit als nicht ausreichend. Zweitens weist der Befund 

aber auch auf eine Lücke in der bisherigen politikwissenschaftlichen Forschung hin. Während sich die Par-

teien- und Extremismusforschung in den letzten Jahren vermehrt der Politisierung von Genderthemen ge-

widmet hat (Abou-Chadi et al. 2021; Coffé 2018; Graff und Korolczuk 2021; Kováts 2017) fehlt es bislang 

an Arbeiten, die sich dem Zusammenhang zwischen Einstellungen zum Thema Gender in der Bevölkerung 

und den Parteipositionen widmen. Dabei wäre es sinnvoll der auch in diesem Artikel ausgeklammerten 

Frage nachzugehen, in welche Richtung hier eine Beeinflussung stattfindet. Sind es die Parteien, die durch 

ihre Positionen im Sinne von party cues die Einstellungen der Bürger prägen, oder greifen die Parteien einfach 

nur die in der Gesellschaft sowieso bereits vorhandenen Ansichten auf, um ihre eigene Wählerbasis mög-

lichst gut zu repräsentieren? Auch wenn der Befund dieses Artikels, dass grundlegende politisch-ideologi-

sche Einstellungsmuster wichtiger für die Einstellung zum Genderstern sind als die konkrete Parteipräfe-

renz, eher für letztere Kausalrichtung spricht, erscheint hier weitere empirische Arbeit zweifellos als not-

wendig.         

  

                                                           
21 Die sich im Nachgang einer in der FAZ erschienenen Besprechung des Artikels (Beher 2023) entsponnene Debatte 
auf Twitter zeigte im April 2023 beispielhaft, welche Relevanz dieses Thema augenscheinlich für viele Personen hat 
und mit welcher emotionalen Vehemenz hier argumentiert wird. 
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2.3. Block 3: Politische Gewalt 
In der Politik geht es immer um die Durchsetzung, Beilegung oder Verregelung voneinander abweichender 

Interessen und damit um Konflikte zwischen unterschiedlichen Akteuren, seien es einzelne Individuen, ge-

sellschaftliche Gruppen oder Staaten. Mit der Covid-19 Pandemie und Gender- bzw. Sexualitätsfragen wur-

den in den beiden vorangegangenen Kapiteln zwei inhaltliche Themenblöcke behandelt, die in der letzten 

Zeit – zumindest in Deutschland – ein großes Konfliktpotenzial bewiesen haben. In diesem dritten Block 

der Arbeit wird nun auf einen bestimmten Modus des Konfliktaustrags fokussiert, nämlich die Gewalt.  

Gewalt kann dabei als eines der zentralsten Elemente menschlichen Zusammenlebens gelten (Walby 2018). 

Sie findet sich im persönlichen Umfeld innerhalb der Familie im Rahmen häuslicher Gewalt, ebenso wie im 

hierarchischen Machtverhältnis zwischen Untertanen und Herrscher, bzw. Bürger und Staat und auch auf 

internationaler Ebene bei Kriegen zwischen Staaten. Die Vorstellung einer komplett gewaltlosen Gesell-

schaft ist damit so weit von der Realität entfernt, dass sie als utopisch zu bezeichnen ist. Gleichwohl wird 

selbst in den von Morus oder Campanella gezeichneten Idealstaaten Gewalt durchaus ein nicht unwichtiger 

Platz eingeräumt – diese politisch-gesellschaftlichen Utopien beschreiben damit keineswegs einen gewalt-

freien Zustand.22 Und auch Gandhi als der wohl wirkungsmächtigste Vertreter einer metaphysischen und 

ethischen Gewaltlosigkeit sieht eine gewaltfreie Gesellschaft nur unter bestimmten Bedingungen als poten-

ziell möglich an. Zunächst dürfte es keine technisierte Gesellschaft sein, sondern eine landwirtschaftlich 

geprägte, da technologischer Fortschritt mit Ausbeutung von Menschen, der Entwicklung immer tödlicher 

Waffensysteme und dem Verlust des Respekts vor der menschlichen Arbeitskraft und damit vor der Person 

selbst einherginge (Rao 1974, S. 41–44). Eine solche bäuerliche Gemeinschaft könne zudem nur gewaltlos 

sein, wenn sie klein sei, in selbstgewählter Armut lebe, wirtschaftlich autark sich selbst versorgen würde und 

politisch dezentral, d.h. nicht staatlich organisiert in Form einer „enlightened anarchy“ (Rao 1974, S. 44) 

existiere. Mit den Realitäten eines modernen Staatswesens ist ein solcher Gesellschaftsentwurf sicherlich 

nicht kompatibel. 

Auch wenn die Forschung zeigen konnte, dass die Entstehung nicht gewaltförmiger Kampagnen zur Durch-

setzung politischer Ziele mit einer verstärkten Einbindung in die Weltgemeinschaft zunimmt und gleichzei-

tig das Auftreten von gewaltsam vorgehenden Kampagnen unwahrscheinlicher wird (Karakaya 2018), was 

letztlich einen Erfolgsvorteil des nicht gewalttätigen Widerstands, im Vergleich zur bewaffneten Alternative 

bedeuten würde, zeigen sich in der Praxis doch auch klare Grenzen für die Wirkung der Gewaltlosigkeit 

(Pischedda 2020). Gewalt in den Blick der sozialwissenschaftlichen Forschung zu nehmen ist somit nahe-

liegend.  

                                                           
22 Bei Campanella steht beispielsweise auf wiederholte Sodomie die Todesstrafe (Campanella 2016, S. 16), in Morus 
Utopia gibt es Sklaverei und die Utopier würden Kriege gegen andere Reiche auch nicht nur zu Verteidigungszwecken 
führen (Avineri 1962). 
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Klassische, soziologische und politikwissenschaftliche Theoretiker wie Marx und Engels23, Weber24 oder 

Arendt25 haben sich intensiv mit Gewalt als gesellschaftlichem Phänomen beschäftigt – oftmals in Abgren-

zung zu Macht, Herrschaft und Unterdrückung. Die weitere sozialwissenschaftliche Forschung zu Gewalt 

wurde dann v.a. von zwei Disziplinen vorangetrieben: einerseits der Kriminologie, die Gewalt im zwischen-

menschlichen Kontext analysiert, sowie den internationalen Beziehungen und Sicherheitsstudien, die Ge-

walt in Form von kriegerischen Auseinandersetzungen untersuchen (Walby 2013, S. 96). Durch diesen dis-

ziplinbezogenen Fokus wurden bestimmte Aspekte von Gewalt jedoch nur unzureichend sozialwissen-

schaftlich beleuchtet. Erst dadurch, dass in den letzten etwa 20 Jahren verstärkt Belange von Frauen, Min-

derheiten und Menschen aus dem globalen Süden in den Blick der Sozialwissenschaften gerückt sind, hat 

sich auch das Verständnis dessen verändert, was als Gewalt zu werten ist und entsprechend untersucht 

werden sollte. Hierdurch wurden bestimmte Typen von Gewalt erstmals systematisch einer wissenschaftli-

chen Untersuchung zugeführt und damit vielfach erst überhaupt sichtbar gemacht. Dies gilt beispielsweise 

für Femizide, Vergewaltigungen als Kriegsverbrechen, oder Hate Crimes (für einen ausführlichen Literatur-

überblick siehe Walby 2013, S. 98–99). Die Anwendung dieses breiteren Verständnisses von Gewalt in den 

Sozialwissenschaften führte dort auch zum Teil zu substantiellen Umdenkprozessen. So ließen sich die bis 

dato relativ unbestrittene Annahme, dass der Grad an Gewalt mit fortschreitender Modernisierung einer 

Gesellschaft abnehme (Elias 2010), oder die klassische Vorstellung davon, was einen Krieg auszeichnet, im 

Angesicht dieser weiteren Gewaltformen nicht mehr aufrechterhalten (Münkler 2002).  

Gewalt kann somit unterschiedlich breit aufgefasst werden. Während Foucault Gewalt eng als physischen 

Akt gegenüber Körpern oder Dingen definiert (Foucault 1982, S. 789) legte der Friedensforscher Galtung 

eine sehr weitreichende Definition von Gewalt vor:  

„violence is present when human beings are being influenced so that their actual somatic and mental realizations are 

below their potential realizations“ (Galtung 1969, S. 168).  

Gewalt stellt seiner Theorie zufolge den Grund für die Differenz zwischen dem was sein könnte (Potenzial) 

und dem was real ist dar. An einem Beispiel macht er klar, was das bedeutet. Während der Tod eines Men-

schen im 18. Jahrhundert in Folge einer Tuberkuloseerkrankung aufgrund der damals nicht vorhandenen 

Behandlungsmöglichkeiten als unvermeidbar zu betrachten sei und damit keinen Gewaltzustand dargestellt 

hätte, müsste man in der heutigen Zeit, in der diese Krankheit medizinisch heilbar ist, einen solchen Tod 

als Ausdruck einer Verhinderung des Potenzials der betreffenden Person und damit als Gewalt betrachten 

                                                           
23 „Die Geschichte aller bisherigen Gesellschaft ist die Geschichte von Klassenkämpfen“ (Marx und Engels 1848, 3). 
24 „Staat ist diejenige menschliche Gemeinschaft, welche […] das Monopol legitimer physischer Gewaltsamkeit für 
sich (mit Erfolg) beansprucht“ (Weber 1992, 6). 
25 „Violence can always destroy power; out of the barrel of a gun grows the most effective command, resulting in the 
most instant and perfect obedience. What never can grow out of it is power“ (Arendt 1969, S. 53). 
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(Galtung 1969, S. 168). Diese Sichtweise führt Galtung dazu, Gewalt anhand von fünf zentralen Dimensi-

onen zu typologisieren (Galtung 1969, S. 169–172):26  

1) der Unterschied zwischen physischer und psychischer Gewalt;  

2) die Frage, ob es eine Person/ein Objekt gibt, welche/s durch die Gewalt verletzt wird; 

3) die Frage ob es ein Subjekt gibt, das die Gewalt ausübt (direkte, persönliche Gewalt) oder ob kein 

solcher Akteur vorhanden ist (strukturelle, indirekte Gewalt); 

4) dem Unterschied zwischen intendierter und nicht intendierter Gewalt; 

5) dem Unterschied zwischen observierbarer, manifester Gewalt und latenter Gewalt. Mit letzterer 

meint Galtung die Situation eines leicht kippenden Gleichgewichts, in der zwar aktuell noch keine 

Gewalt sichtbar ist, die aber in jedem Moment in einen solchen Zustand wechseln könnte. 

Die Unterscheidung zwischen direkter, persönlich ausgeübter Gewalt und struktureller Gewalt stellt für 

Galtung dabei die grundlegendste Unterscheidungsdimension dar. Während erstere präsenter ist, da sie aktiv 

genutzt und auch als solche von Opfern erfahren wird – und dabei einer starken zeitlichen Fluktuation 

unterliegt (Phasen hoher persönlicher Gewaltintensität wechseln sich mit solchen geringerer Intensität rela-

tiv rasch ab) – ist die strukturelle Gewalt per definitionem stärker statischer Natur und damit in den Köpfen 

der Menschen weniger präsent (Galtung 1969, S. 173–174). Sie stellt gewissermaßen die immer vorhandenen 

Hintergrundgeräusche der Gewaltsamkeit dar, die die Menschen an der Realisierung ihrer Potenziale behin-

dern. Sie sie dabei aber vielfach nicht weniger gewaltsam in Bezug auf ihre Konsequenzen als direkte, per-

sönliche Gewalt. Als weitere Gewaltart neben der direkten und der strukturellen Gewalt führt Galtung spä-

ter noch die kulturelle Gewalt ein, die eingebaut in den symbolischen Bereich unserer Gesellschaften (Reli-

gion, Ideologie, Kunst, Wissenschaften) als Legitimierung für die beiden erstgenannten Formen von Gewalt 

dienen könne. Die von den Nationalsozialisten vertretene Ideologie eines Herrenvolks, aus der Gewalt ge-

genüber anderen, entsprechend dieser Sichtweise minderwertigen Outgroups, geradezu als logische Konse-

quenz erwächst, wäre ein besonders ausgeprägtes Beispiel einer solchen, kulturellen Gewalt (Galtung 1990).  

Auch wenn Galtungs Gewaltbegriff, insbesondere durch die Integration der strukturellen Gewalt, die sozi-

alwissenschaftliche Forschung beispielsweise in der kritischen Friedensforschung und bei der Analyse des 

auf Imperialismus und Kolonialismus fußenden Nord-Süd-Konflikts nachhaltig geprägt hat (z.b. Senghaas 

und Galtung 1987), so gibt es doch deutliche Kritik an seiner sehr breiten Gewaltdefinition. So bleibe Dieter 

Nohlen zufolge der Begriff der strukturellen Gewalt bei Galtung inhaltlich fließend, was einer präziseren 

Operationalisierung entgegensteht. Einzig „in seinen [Galtungs SJ] Wertprämissen [würde er] Halt gewinnen“ 

(Nohlen 2004, S. 948).27 Die Galtungsche Gewaltdefinition würde vielfach v.a. aus dem Linken, neomarxis-

                                                           
26 Mit der Unterscheidung zwischen Bestrafung und Belohnung, die beides Möglichkeiten der Einflussnahme auf Men-
schen darstellen und beide deren Möglichkeiten ihre Potenziale auszuschöpfen negativ bedingen können, nennt Gal-
tung noch eine sechste Dimension, die er im Weiteren allerdings nicht weiter verfolgt (Galtung 1969, S. 170).  
27 Nohlen fasst den seiner Meinung nach von Galtung unzureichend wissenschaftlich explizierten Kern der strukturel-
len Gewalt folgendermaßen zusammen: sie „ist schlecht, gehört bewußt gemacht und überwunden“ (Nohlen 2004, S. 
948). 
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tischen politischen Spektrum heraus ideologisch aufgeladen verwendet und liefere für die konkrete Erklä-

rung von Situationen menschlichen Leids – beispielsweise für die Analyse der menschengemachten Ursa-

chen von Epidemien – keinen Mehrwert (Hirschfeld 2017).28 Zudem biete die Theorie Galtungs das Fun-

dament dafür, dass soziale Ungerechtigkeiten, verstanden im Sinne von struktureller Gewalt, als Rechtferti-

gung für Gegengewalt herangezogen würden (Isensee 1983, S. 19). Problematisch aus der Perspektive der 

empirischen Wissenschaft, aus der heraus auch diese Arbeit verfasst wurde, ist darüber hinaus, dass es kom-

pliziert werden dürfte, das Grundkonzept der Beeinflussung von Menschen, so dass ihre aktuelle somatische 

und geistige Verwirklichung geringer ist als ihre potentielle Verwirklichung, auch nur ansatzweise sinnvoll 

zu operationalisieren (A. Fuchs 1992). Entsprechend dieser Überlegungen wird im Folgenden zwar eine um 

die psychische Komponente von Gewalt erweiterte Definition genutzt, Gewalt wird dabei allerdings nicht 

im strukturellen Sinne nach Galtung verstanden, sondern primär als direkte Beeinflussung, bei der sowohl 

Subjekt als auch Objekt klar benennbar sind. 

Konkret geht es zudem ausschließlich um politische Gewalt. In welcher Form diese ausgeübt wird, ist dabei 

nachrangig: von direkter Benachteiligung einzelner Personen(gruppen), beispielsweise im ökonomischen 

Sinne, über Zerstörung, Beschädigung und Sabotage materieller Güter und öffentlicher Infrastruktur, die 

Ausübung von Zwang, bis hin zu Anschlägen auf die psychische oder physische Gesundheit von Menschen 

lassen sich viele verschiedene Formen der Ausübung politischer Gewalt unterscheiden. Gleich ist all diesen 

Gewaltformen jedoch der Fokus darauf, bestimmte Adressaten durch den Gewaltakt aktiv im Sinne eines 

politischen, sozialen oder kulturellen Wandels zu beeinflussen (Bosi und Malthaner 2015, S. 439). Politische 

Gewalt ist dementsprechend kein Selbstzweck, sondern stets mit einer klaren Agenda verbunden. Die Frage, 

von wem und wie diese hinter der Gewalt stehenden Ziele normativ beurteilt werden, determiniert dabei 

welche Begrifflichkeiten zur Beschreibung dieser Gewaltformen herangezogen werden. Handelt es sich um 

Terrorismus, Freiheitskampf oder gerechtfertigten Widerstand gegenüber einem übergriffigen Staatsappa-

rat? Auch die Frage, wie Gewalt anwendende Akteure diese vor sich selbst rechtfertigen, aber auch nach 

außen legitimieren, ist im Kern eine Frage, mit der sich die politische Soziologie auseinandersetzt (Apter 

1997). Obgleich in diesem Block eine Definition von politischer Gewalt verwendet werden soll, die auch 

psychische Gewalt umschließt – und sich Artikel 15 (Bauschke und Jäckle 2023) mit Online Hate-Speech 

einem aktuellen Beispiel psychischer Gewaltsamkeit widmet, liegt das Hauptaugenmerk im Folgenden doch 

auf von nichtstaatlichen Akteuren ausgeübten Formen physischer und politisch motivierter Gewalt.  

2.3.1. Wird Terrorismus immer brutaler? (Art. 10) 
Seit Mitte der 1990er Jahre kam es zu einer Häufung von islamistisch motivierten Terroranschlägen. Am 26. 

Februar 1993 wurden bei einer Bombenexplosion in der Tiefgarage des World Trade Centers in New York 

sechs Personen getötet und über 1000 verletzt. Bereits bei diesem Anschlag war das eigentliche Ziel der 

Attentäter, die beiden Türme komplett zum Einsturz zu bringen, was zu tausenden Todesopfern geführt 

                                                           
28 Wenn Forscher den Grund für Epidemien im Globalen Süden vorrangig in der durch das Abhängigkeitsverhältnis 
ehemaliger Kolonien zu neokolonialen Mächten gegebenen, mit Armut einhergehenden, strukturellen Gewalt sehen, 
sei dies nicht mehr als eine „Form des moralisierenden Geschichtenerzählens, die die wirklichen strukturellen Dimen-
sionen von Gesundheit unerforscht ließe“ (Hirschfeld 2017, S. 156 [eigene Übersetzung]). 
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hätte (Reeve 1999, S. 6–24). Zwei Jahre später konnte ein großangelegter Plan für eine Anschlagsserie (Ope-

ration Bojinka), bei welcher der Papst auf dem Weltjugendtag auf den Philippinen hätte ermordet, 11 Flug-

zeuge auf dem Weg aus Asien in die USA in der Luft gesprengt und ein weiteres mit Sprengstoff bestücktes 

Kleinflugzeug in die CIA-Zentrale in Langley hätte gelenkt werden sollen, wenige Tage vor der geplanten 

Ausführung durch Zufall vereitelt werden (Moghadam 2017, S. 222; Reeve 1999, S. 71–93). Am 17. No-

vember 1997 töteten islamistische Terroristen beim Massaker von Luxor 62 Personen, darunter 58 auslän-

dische Touristen. Im Februar 1998 unterzeichneten mehrere Führer jihadistischer Gruppierungen, darunter 

Osama bin Laden und Ayman al-Zawahiri von al-Qaida eine Fatwa mit der sie zur Gründung einer Inter-

nationalen Front für den Jihad gegen Juden und Kreuzfahrer aufrufen:  

 „The ruling to kill the Americans and their allies – civilians and military – is an individual duty for every Muslim 
who can do it in any country in which it is possible to do it […] We – with Allah's help – call on every Muslim who believes 
in Allah and wishes to be rewarded to comply with Allah's order to kill the Americans and plunder their money wherever and 
whenever they find it. We also call on Muslim ulema, leaders, youths, and soldiers to launch the raid on Satan's U.S. troops 
and the devil's supporters allying with them, and to displace those who are behind them so that they may learn a lesson.“  
(Bin-Ladin et al. 1998) 

Ein halbes Jahr später, am 7. August 1998 – dem achten Jahrestag des Beginns der Operation Desert Storm – 

detonierten fast zeitgleich vor den US-Botschaften in Nairobi (Kenia) und Daressallam (Tansania) Auto-

bomben. Bei diesen von der Terrororganisation al-Qaida ausgeführten Anschlägen starben insgesamt 224 

Menschen und mehr als 5000 wurden verletzt.  

Um diese Zeit entwickelte sich innerhalb der akademischen Terrorismusforschung das Konzept des Neuen 

Terrorismus, dessen Andersartigkeit im Vergleich zu bislang bekannten Formen des Terrorismus von vielen 

Autoren betont wird. Laqueur spricht von „postmodern terrorism“ (1996) sowie einer „radical transformation, if 

not a revolution, in the character of terrorism“ (2000, S. 4), nach der kleine, lose organisatorisch verbundene Cluster 

von Fanatikern auf Rache und Zerstörung aus seien. Der deutlich einfachere Zugang von Terroristen zu 

Massenvernichtungswaffen würde den Neuen Terrorismus zu einer deutlich größeren Gefahr für die 

Menschheit anwachsen lassen, als es ältere Formen des Terrorismus gewesen seien (Laqueur 2000, S. 6–7). 

Carter et al. zeigen sich ebenfalls besorgt ob eines „catastrophic terrorism“ (1998), der potenziell auch Zugang 

zu Massenvernichtungswaffen bekommen könnte und auch nach Simon und Benjamin (2000) sei dies eines 

der konstituierenden Elemente des Neuen Terrorismus – neben seiner organisatorischen Unabhängigkeit 

von staatlicher Unterstützung und seiner völlig uneingeschränkten Gewaltanwendung.29  

Die Anschläge vom 11. September 2001, als besonders ausgeprägtes Beispiel dieser Form von Terror, wirk-

ten entsprechend als Katalysator der theoretischen Debatte über den Neuen Terrorismus. Münkler (2014, 

                                                           
29 Simon und Benjamin haben zwar primär den islamistischen Terrorismus im Blick, wenn sie die Gefahren des Neuen 
Terrorismus aufzeigen, aber auch Attentate wie den Sarin-Gas-Anschlag der Aum-Sekte auf die Tokioter U-Bahn oder 
den Bombenanschlag in Oklahoma City (beide 1995), sehen sie als Beispiele (Simon und Benjamin 2000, S. 59). Andere 
Autoren nutzen abweichende Termini für den Neuen Terrorismus, meinen damit aber inhaltlich zumeist eine sehr 
ähnliche Entwicklung. Glucksmann spricht von „megaterrorism“ (2004) und „nihilistische[m] Terrorismus“ (Leick 
2002), Sprinzak wiederum vom „megalomaniac hyperterrorist“ (Sprinzak 2001, S. 72) als neuem Feind.   
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S. 234) und Haubrich (2006) sehen dabei auch den Wechsel von einem zuvor primär innerstaatlich moti-

vierten und agierenden Terrorismus hin zu einem, die internationale Ordnung gefährdenden, neuen Typus 

eines globalen Terrorismus. Ähnlich argumentiert Schneckener, wenn er al-Qaida als „Prototyp des trans-

nationalen Terrorismus“ (2006, S. 49) bezeichnet. Nach Peter Neumann habe die Globalisierung und ins-

besondere der Informationsaustausch über das Internet, welcher die netzwerkartigen Organisationsstruktu-

ren des Neuen Terrorismus erst ermöglich hat, zusammen mit einem Wandel der politischen Grundüber-

zeugungen der Terroristen hin zu einer generellen, oftmals religiös begründeten Ablehnung der universellen 

und liberalen Normen der späten Moderne, das Fundament für einen deutlich exzessiver auftretenden Ter-

rorismus gelegt. Die Terroristen sähen sich einer medial übersättigten und in Bezug auf Gewaltbilder auch 

abgestumpften Öffentlichkeit gegenüber. Um trotzdem mit ihren Botschaften durchzudringen und den von 

ihnen angestrebten psychischen Effekt bei den Menschen zu erzielen, griffen sie zu immer tödlicheren und 

spektakuläreren Formen von Gewalt (Neumann 2009, S. 4–5). Qualitativ komme die Veränderung des Ter-

rorismus darin zum Ausdruck, dass die Feinddefinition im Vergleich zu der des traditionellen Terrorismus, 

der i.d.R. Regierungen durch politisch motivierte Gewalt stürzen oder zum Handeln zwingen wollte, sich 

deutlich ausgeweitet habe (Münkler 2002, S. 184). Das westliche System bzw. die westliche Zivilisation als 

Ganzes würden vom Neuen Terrorismus als Feind betrachtet. Dies habe u.a. Konsequenzen für die Art von 

Anschlagszielen, welche von den Terroristen gewählt würden. Während der traditionelle Terrorismus sich 

selbst gewisse ethische Grenzen auferlege und nur entsprechend des ius in bello Kriteriums als legitim erach-

tete Ziele angriffe – d.h. vor allem nicht gezielt Zivilisten attackiere (Spencer 2006, S. 7) – würde der Neue 

Terrorismus eine solche selbstauferlegte Begrenzung der Angriffsziele nicht vornehmen (Walzer 2015). Eine 

Unterscheidung zwischen Zivilisten und Kombattanten bzw. zwischen weichen und harten Zielen fände 

nicht mehr statt. Mit Trutz von Trotha (1999) kann somit argumentiert werden, dass der Neue Terrorismus 

aufgrund seiner völlig entgrenzten Gewaltanwendung der Logik eines „neo-Hobbesschen Krieges“ folgt. 

Nicht mehr Schadensminimierung durch Einhaltung der ius in bello Kriterien, sondern die Maximierung des 

Schadens sei das Ziel. Dies sei möglich, da sich der Neue Terrorismus weitestgehend von einer Unterstüt-

zung durch die Bevölkerung unabhängig gemacht habe, wodurch es nicht mehr notwendig sei die Zivilbe-

völkerung zu schonen (Münkler 2014, S. 221). Jeder könne so zum Angriffsziel werden und als neue strate-

gische Regel gelte: „Je größer der Schaden, desto größer die Anzahl der Opfer, desto größer die erzielte 

Aufmerksamkeit und desto nachhaltiger der Erfolg des Terroranschlags“ (Münkler 2002, S. 187).   

Laut Kurtulus (2011, S. 478) ließe sich die Neuartigkeit dieses Terrorismus an insgesamt vier Punkten fest-

machen:  

a) stärkere religiös bzw. mystische Motivierung im Vergleich zum traditionellen Terrorismus, dessen 

Motive sich eher im politischen Kampf fanden;  

b) weitgehendes Fehlen einer hierarchischen Organisationsstruktur. Stattdessen seien dem Neuen Ter-

rorismus zuzuordnende Terrorgruppen, wie al-Qaida, eher als horizontale Netzwerke organisiert;  
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c) die realistische Möglichkeit, dass Terroristen biologische, chemische oder sogar atomare Massen-

vernichtungswaffen in ihren Besitz bringen könnten und auch nicht davor zurückschrecken wür-

den, diese zum Einsatz zu bringen;  

d) die insgesamt deutlich brutalere Vorgehensweise im Vergleich zu traditionellen Varianten des Ter-

rorismus.30  

Insbesondere dieses letzte Argument einer gestiegenen Brutalität des Neuen Terrorismus findet viel Zu-

spruch. Auch wenn Ernst-Otto Czempiel die Anschläge vom 11. September 2001 als politische Gewalt 

verstanden haben will und den Begriff des (reinen) Terrorismus nur für Gewaltakte nutzen möchte, die zwar 

Terror und Angst verbreiten aber aufgrund des Fehlens eines Publikums „keinerlei politische Signatur“ 

(Czempiel 2001) tragen würden, so sieht er doch, die extrem hohe Zahl an Opfern als ein besonderes Spe-

zifikum dieser Tat an. Seiner Argumentation nach sollte man aufgrund der Opferzahl und aufgrund der für 

diese Tat notwendigen, hochkomplexen, generalstabsmäßigen Planung, die einer paramilitärischen Einheit 

bedürfe, die Angriffe als „kriegerischen Akt“ (Czempiel 2001) werten, auch wenn dieser nicht durch einen 

staatlichen, sondern einen gesellschaftlichen Akteur ausgeführt wurde. Sofsky und Schneckener sind ebenso 

Vertreter der Brutalisierungsthese. Ihnen zufolge geht es dem Neuen Terrorismus „nicht allein um ein Ma-

ximum an Aufmerksamkeit, sondern offenbar auch um ein Maximum an Opfern und Zerstörung“ (Schne-

ckener 2006, S. 13). „Der Terrorkrieg […] will Menschen in großer Zahl töten, Schrecken verbreiten, das 

Leben durch Angst paralysieren“ (Sofsky 2002, S. 177–178). Besonders pointiert bringt Bruce Hoffman 

diese Ansicht zu Papier, indem er schreibt:  

„Seit Jahrzehnten galt weithin als ausgemacht, was Brian Jenkins 1975 mit folgenden Worten zusammen-
fasste: ‚Terroristen wollen, dass möglichst viele Menschen zusehen und zuhören, nicht dass möglichst viele Menschen 
sterben.‘ Die Ereignisse vom 11. September haben solche Vorstellungen als Wunschdenken oder gar als gefährliche 
Anachronismen entlarvt“ (Hoffman 2001, S. 279). 

Die These des Neuen Terrorismus wird jedoch von einer Reihe an Autoren zurückgewiesen. Zum Teil 

handelt es sich dabei um eine größtenteils semantische Kritik an der Verwendung des Adjektivs „neu“ 

(Duyvesteyn 2004; Field 2009), teilweise wird ihm aber auch inhaltlich die Neuartigkeit abgesprochen, auf 

historische Ähnlichkeiten zu traditionellem Terrorismus (Copeland 2001; Tucker 2001) oder aus einer kon-

struktivistischen Perspektive auf die Prägung dieses Begriffs durch die Boulevardpresse verwiesen, wodurch 

es sich eher um ein soziales Konstrukt als um eine empirische Tatsache handeln würde (Spencer 2010). 

Zudem würde, so die kritische Terrorismusforschung (Jackson 2007), der starke Fokus auf den 11. Septem-

ber 2001 eine verzerrte und gleichzeitig eingeschränkte Sichtweise hervorbringen, wodurch „man überhaupt 

auf die Idee [käme], einen Neuen Terrorismus ausmachen zu können“ (Jäckle und Baumann 2015, S. 15). 

Die traditionelle Terrorismusforschung wäre zudem primär anwendungsorientiert, d.h. daran interessiert, 

                                                           
30 Schneckener liefert einen ähnlichen Kriterienkatalog wie Kurtulus für den neuen transnationalen Terrorismus, wobei 
er zudem auf ein „unklares Täterprofil“ verweist, nach dem aufgrund „multi-nationaler Gruppierungen […] und un-
terschiedliche Methoden und Pfade der Rekrutierung […] ein sehr großer, letztlich nicht überschaubarer Personenkreis 
für eine potenzielle Täterschaft in Frage“ (Schneckener 2011, S. 360) komme. Daneben lasse sich auch das Tatprofil 
und die möglichen Anschlagsziele nicht mehr so eng umgrenzen, wie bei traditionellen Formen des Terrorismus: „Spä-
testens seit dem 11. September wird bei den Sicherheitsbehörden im Prinzip jeder Plot, jede Art von Anschlag, für 
vorstellbar gehalten“ (Schneckener 2011, S. 361).    
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wie man mit dem Problem des Terrorismus umgehen, wie man ihm entgegentreten sollte. Darüber würde 

sie allerdings die Forschung zu den Grundlagen des Terrorismus vernachlässigen. Auch an der aufgestellten 

Brutalisierungsthese, lässt sich diese Kritik festmachen. Diese würde von ihren Verfechtern als gesetzt be-

trachtet. Eine systematisch vergleichende, auf empirischen Daten fußende Analyse, inwiefern der Neue Ter-

rorismus wirklich deutlich brutaler ist, als es der traditionelle Terrorismus war, liefern die genannten Autoren 

jedoch allesamt nicht.  

An dieser Stelle setzt Artikel 10 (Jäckle und Baumann 2017) an. In ihm wird die Frage gestellt, ob und wenn 

ja, in welcher Hinsicht, der Terrorismus etwa seit der Jahrtausendwende (v.a. seit dem 11. September 2001) 

an Brutalität zugenommen hat. In Abgrenzung zu vielen der zuvor genannten Arbeiten, die einen stärker 

theoretischen und/oder normativen Fokus aufweisen, ist dieser Artikel eindeutig empirisch-analytisch aus-

gerichtet. Zentral für die Analyse ist dabei zunächst konzeptionell zu definieren, was unter Brutalität bzw. 

Brutalisierung im Kontext mit Terrorismus verstanden werden kann und welche konkreten Operationali-

sierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Im Artikel werden letztlich neun Maße herangezogen, die eine 

Brutalisierung indizieren könnten (Jäckle und Baumann 2017, S. 879):  

1. Anzahl an Terroranschlägen, 

2. Gesamtzahl an Opfern von Terroranschlägen, 

3. Durchschnittliche Anzahl an Opfern pro Terroranschlag, 

4. Anzahl an Selbstmordattentaten, 

5. Anzahl an Terroranschlägen gegen weiche Ziele, 

6. Gesamtzahl an Opfern von Terroranschlägen gegen weiche Ziele, 

7. Durchschnittliche Anzahl an Opfern pro Terroranschlag gegen weiche Ziele, 

8. Anzahl an Selbstmordattentaten gegen weiche Ziele, 

9. Anzahl an Enthauptungen. 

Die Daten für die empirische Analyse entstammen der Global Terrorism Database (LaFree und Dugan 2007). 

In Form von Zeitreihendiagrammen wird die Entwicklung der neun Indikatoren von 1970-2015 betrachtet. 

Dabei ergibt sich komprimiert das in Tabelle 2 zusammengefasste Bild. Gleich welchen Startzeitpunkt man 

für den Neuen Terrorismus heranzieht, Anfang der 1990er Jahre oder den 11. September 2001, findet sich 

nur eine sehr begrenzte empirische Evidenz für eine deutliche Brutalisierung des Terrorismus.  

Insbesondere die Annahme, dass es eine deutlich größere Anzahl an Anschlägen gegen weiche Ziele (Zivi-

listen) gebe und diese Anschläge auch im Hinblick auf die Anzahl der Opfer „effektiver“, d.h. tödlicher 

geworden sein müssten, bestätigt sich nur bedingt. Zwar steigen die Werte dieser beiden Indikatoren seit 

Mitte der 1990er tendenziell an und übertreffen seither auch die Angriffe auf harte Ziele, dabei sind die 

besonders eklatanten Hochpunkte (1997, 2001 und 2006-2009) auf den Bürgerkrieg in Algerien, den in 

Bezug auf die Opferzahl extremen Ausreißer 9/11 sowie den War on Terror in Afghanistan zurückzuführen. 

Aufgrund ihrer Spezifika eignet sich keiner dieser drei Hochpunkte wirklich, um einen generellen, systema-

tischen Trend hin zu mehr Brutalität im Terrorismus auszumachen. 
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Tabelle 2: Zusammenfassung der empirischen Überprüfung der Brutalisierungsthese 

 Brutalisierung gegeben seit… 

Indikator Anfang 1990er 9/11 

Anzahl an Terroranschlägen   

Gesamtzahl an Opfern von Terroranschlägen   

Durchschnittliche Anzahl an Opfern pro Terroranschlag teilweise  

Anzahl an Selbstmordattentaten   

Anzahl an Terroranschlägen gegen weiche Ziele   

Gesamtzahl an Opfern von Terroranschlägen gegen weiche Ziele teilweise   

Durchschnittliche Anzahl an Opfern pro Terroranschlag gegen weiche Ziele teilweise  

Anzahl an Selbstmordattentaten gegen weiche Ziele   

Anzahl an Enthauptungen   

Anmerkung: Eigene Darstellung auf Basis von Jäckle und Baumann (2017, S. 897). 

Die einzigen beiden Indikatoren, die eine qualitative Veränderung des Terrorismus aufzeigen, sind die Zahl 

der Selbstmordanschläge sowie die Zahl der Enthauptungen, die beide nach dem 11. September 2001 deut-

lich angestiegen sind. Diese beiden Indikatoren zeigen, dass der islamistische Terrorismus, der für diese 

Terrorakte verantwortlich ist, im Hinblick auf die mediale Aufmerksamkeitslogik in der Tat auf eine Bruta-

lisierung der von ihm erzeugten Bilder setzt. Eine generelle Brutalisierung, nach der der Neue Terrorismus 

im Sinne eines „mega-terrorism“ oder „catastrophic terrorism“ eine komplett neue Qualität als traditionelle 

Terrorismusformen aufzeigen würde, lässt sich hingegen nicht bestätigen. Was sich deutlicher abzeichnet 

als eine generelle Brutalisierung ist eine regionale Verlagerung der Terrorismusschwerpunkte. In den 

1970ern waren dies v.a. Westeuropa und Nordamerika, in den 1980ern dann primär Zentral- und Südame-

rika und ab Anfang der 1990er Jahre dann vermehrt der Mittlere Osten, Südasien und sub-Sahara Afrika. 

Lokal (z.B. Afghanistan, Irak, Pakistan) lässt sich damit durchaus von einem gestiegenen Brutalitätsniveau 

des Terrorismus sprechen. Ob dies allerdings – gerade auch im Vergleich der ähnlich brutalen Terrorwellen 

in früheren Jahrzehnten – eine generelle Brutalisierung des Terrorismus indiziert und damit rechtfertigt von 

einem Neuen Terrorismus zu sprechen, darf bezweifelt werden. Vielmehr handelt es sich bei den zum Teil 

geradezu apokalyptischen Szenarien, die Autoren wie Laqueur in Bezug auf den Neuen Terrorismus zeich-

nen, eher um „Begriffsdrachen“ (Jäckle und Baumann 2015) die einem empirischen Test nicht wirklich 

standhalten.   

2.3.2. Rechtsextreme Gewalttaten und rechter Terror seit 1990 (Art. 11) 
Während – wie im letzten Abschnitt beschrieben – zumindest von einigen Autoren verneint wird, dass es 

sich beim internationalen Terrorismus um politische Gewalt handele, da entweder eine primär religiöse bzw. 

mystische und damit apolitische Motivierung hinter dem Terror stehe, oder es im Sinne von Czempiel ein 

„reiner Terrorismus“ sei, dessen Fokus auf der Vernichtung und Zerstörung von Menschenleben liege und 

der daher als politisch „gewissermaßen gesichtslos“ (Czempiel 2001, S. 6) einzustufen sei, beschäftigt sich 

dieser und der folgende Abschnitt mit Gewalt, die eindeutig als politisch motiviert gelten kann.  

Artikel 11 (König und Jäckle 2023) fokussiert dabei auf den Teilbereich der rechtsextremen Gewalt in 

Deutschland. Laut Verfassungsschutzbericht (BMI 2022) konnten im Jahr 2021 von den insgesamt 55.048 
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politisch motivierten Straftaten knapp 40 Prozent (21.964) dem Bereich Politisch motivierte Kriminalität – rechts 

zugeordnet werden. Etwa 18,4 Prozent (10.113) entfielen auf politisch motivierte Kriminalität – links, 0,9 Prozent 

auf religiöse Ideologie (Islamismus), 2,1 Prozent auf ausländische Ideologie31 und bei 38,8 Prozent (21.339) ließ sich 

keine Zuordnung zu einem der vier Phänomenbereiche vornehmen (BMI 2022, S. 25).  

Zentral für eine sinnvolle empirische Auswertung ist dabei nach welchen Kriterien Straftaten als politisch 

motivierte Gewalt eingestuft werden und auf welche Art und Weise dies geschieht. Das für die obige Un-

terteilung genutzte Definitionssystem der Politisch motivierten Kriminalität (PMK) wurde zum 01.01.2001 

eingeführt, nachdem die bis dahin parallel genutzten Systeme der Polizeilichen Kriminalitätsstatistik-Staats-

schutz (PKS-S) sowie des Kriminalpolizeilichen Meldedienst Staatsschutzkriminalität (KPMD-S) aufgrund 

unterschiedlicher Grundlogiken und Erfassungswege32 zum Teil deutlich voneinander abweichende Zahlen 

ausgewiesen hatten (vgl. Abbildung 15).  

Abbildung 15: Anzahl politisch motivierter Straftaten nach PKS-S einerseits und KPMD-S anderer-
seits (1997-1999) 

Anmerkung: Eigene Darstellung, Datenquelle: Erster Periodischer Sicherheitsbericht (BMI/BMJ 2001, S. 270). 

Insbesondere nach einer Recherche von Tagesspiegel und Frankfurter Rundschau, die für den Zeitraum 

1990 bis Juli 2000 93 Todesopfer rechter Gewalt dokumentierten, während die KPMD-S bis dato nur 25 

Todesopfer für denselben Zeitraum nannte (BMI/BMJ 2001, S. 271–272), setzte eine öffentliche Diskus-

sion über die Ursachen dieser Diskrepanzen ein (vgl. auch Kleffner 2019). Dabei wurde auch diskutiert, 

inwieweit politische Hintergründe einer nicht erfolgten Klassifizierung als rechte Gewalt, beispielsweise um 

                                                           
31 Im Bereich des auslandsbezogenen, nicht islamistischen Extremismus werden vor allem türkische und kurdische 
Organisationen genannt, wie die PKK (Arbeiterpartei Kurdistans), die DHKP-C (revolutionäre Volksbefreiungspartei-
Front) oder die, vielfach als Graue Wölfe bezeichnete, rechtsextremistische türkische Ülkücü-Bewegung (BMI 2022, 
S. 232).     
32 Als Eingangsstatistik erfasste die KPMD-S Straftaten anhand der polizeilichen Erstmeldungen, was eine tatzeitnahe 
Auswertung ermöglichte, aber gleichzeitig eine hohe Unsicherheit der gemeldeten Fälle bedeutete (die nach weiteren 
Ermittlungen evtl. nachträglich in der Statistik geändert werden mussten). Die PKS-S hingegen klassifizierte die Straf-
taten nach Abschluss der polizeilichen Ermittlungen (wenn das Verfahren an die Staatsanwaltschaft übergeben wird) 
entsprechend ihrer politischen Motivation sofern eine solche klar erkennbar war. Oftmals konnte eine eindeutige po-
litische Motivation jedoch nicht festgestellt werden (beispielsweise, weil Täter sich hierzu nicht äußerten, oder keine 
Zuordnung zu einer Organisation möglich war). Dies führte dazu, dass 50-70 Prozent aller polizeilich erfassten Staats-
schutzdelikte in der PKS-S nicht nach rechts- oder linksextremistisch klassifiziert werden konnten und somit auch 
nicht in die jeweiligen Statistiken eingingen (BMI/BMJ 2001, S. 265–266). Neben den extremistischen Straftaten wur-
den ergänzend auch antisemitische und fremdenfeindliche Straftaten in der PKS-S gelistet. Die Länder legten dabei 
den Begriff „fremdenfeindlich“ jedoch zum Teil sehr unterschiedlich aus (Kleffner und Holzberger 2004, S. 58), 
wodurch diese Zählung ebenfalls nicht vergleichbar war.  
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das eigene Bundesland nicht zu schlecht dastehen zu lassen, hierfür eine Rolle gespielt haben könnten. Aber 

auch mangelnde Sensibilität im Umgang mit dem Thema rechte Gewalt bei einzelnen Polizeibehörden oder 

Verfassungsschutzbehörden der Länder sowie strukturelle Probleme bei der Definition rechtsextremisti-

scher Straftaten kamen so zum Vorschein (Dick 2011). Straftaten konnten unter der alten Herangehensweise 

nur als rechtsextremistisch eingeordnet werden, wenn sie auf ein extremistisches Motiv aufbauten, d.h. die 

klare Absicht erkennen ließen das System der freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu überwinden. 

Bei vielen Anschlägen auf Minderheiten, die von Rechtsextremisten als legitime Opfer gesehen werden (z.B. 

Obdachlose, Sozialhilfeempfänger, „Asoziale“, Punks, Linke, Ausländer, Homosexuelle) und bei denen das 

Motiv eindeutig auf rechtsextremistisches Gedankengut hingedeutet hat („minderwertiges Leben“, „Recht 

des Stärkeren“), konnte aufgrund des fehlenden Merkmals der Systemüberwindung daher keine Einstufung 

als rechtsextremistisches Staatsschutzdelikt erfolgen (BMI/BMJ 2001, S. 273–274). Ziel der Einführung der 

PMK, deren Richtlinien für alle Bundesländer verbindlich sind, war es die geschilderten Probleme bei der 

Klassifizierung zu beseitigen, indem alle „einschlägigen Verfahren von der Eröffnung bis zum Abschluss 

gemeldet werden“ (Kleffner und Holzberger 2004, S. 58). Obgleich es hierdurch nun besser möglich ist 

Hasskriminalität als politisch motiviert zu klassifizieren, wird auch die PMK insbesondere in Bezug auf die 

Ausweisung rechter Straftaten weiterhin kritisch betrachtet. So werden teilweise immer noch Tötungsde-

likte, selbst wenn Staatsanwaltschaften und Gerichte hier eine rechtsextreme Motivation als gegeben anse-

hen, nicht in die Statistik aufgenommen (Kleffner und Holzberger 2004, S. 61–62). In dieser Hinsicht gilt 

es die in Abbildung 16 präsentierten PMK-Zahlen aus dem Verfassungsschutzbericht 2021 zu rechter und 

linker Gewalt33 auch im Hinblick auf ein mögliches Underreporting kritisch zu hinterfragen (Erentzen und 

Schuller 2020).  

Zunächst fällt auf, dass die mit fast 22.000 Fällen mehr als doppelt so hohe Anzahl an rechts motivierten 

Straftaten zu mehr als der Hälfte auf Propagandadelikte, wie Hakenkreuzschmierereien zurückzuführen ist. 

Im linken Spektrum spielt diese Deliktkategorie hingegen so gut wie keine Rolle. Auffällig ist zudem, dass 

im Bereich der linken Gewalt knapp 39,3 Prozent der Straftaten nicht als extremistisch eingestuft werden. 

Unter den rechten Straftaten sind dies gerade einmal 8,0 Prozent. Linke Gewalt ist zudem häufiger gegen 

Sachen gerichtet (33,8 Prozent links motivierte Sachbeschädigungen vs. 4,2 Prozent rechts motivierte), 

rechte häufiger gegen Personen (425 Nötigungen/Bedrohungen von rechts vs. 145 von links). Auch bei den 

besonders schweren Gewalttaten zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen rechter und linker Gewalt. 

Körperverletzungen und (versuchte) Tötungsdelikte machen 83,2 Prozent aller rechtsextremen Gewalttaten 

aus, bei den linksextremen sind es nur 36,8 Prozent. Unter den sonstigen Gewalttaten finden sich im Jahr 

2021 im rechten (bzw. linken) Spektrum je 119 (243) Widerstandsdelikte, 12 (166) Brandstiftungen & 

Sprengstoffexplosionen, 7 (147) Fälle von Landfriedensbruch, 10 (47) gefährliche Eingriffe in den Verkehr, 

sowie 11 (21) Fälle von Freiheitsberaubung/Raub/Erpressung. Insgesamt zeigt der Überblick der PMK 

                                                           
33 Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird darauf verzichtet die beiden weiteren Phänomenbereiche religiöse und 
ausländische Ideologie in die Abbildung zu inkludieren. Ebenfalls nicht enthalten sind Zahlen zu Reichsbür-
gern/Selbstverwaltern und Gruppierungen, die eine verfassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates betreiben 
(BMI 2022, S. 102–120, 175–270).    
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damit durchaus systematische Unterschiede in der Form, der Qualität wie der Quantität der Straftaten, die 

von rechts und von links begangen werden.    

Abbildung 16: Politisch motivierte Gewalt 2021 

 
Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis des Verfassungsschutzberichts 2021 (BMI 2022, S. 25–34). Gewalt. = Ge-
walttat, son. Gewalt = sonstige Gewalttat (z.B. Brandanschlag, Widerstandsdelikt, Landfriedensbruch), Nöt./Bedr. = 
Nötigung und Bedrohung, Töt./KV = Tötung und Körperverletzung, and. Straf = andere Straftat (z.B. Volksverhet-
zung, Beleidigung), Prop. = Propagandadelikte.   

Aktuelle Zahlen des Bundeskriminalamts zeigen eine weitere Verschärfung der Lage in Bezug auf den 

rechtsextremen Phänomenbereich. So stiegen die rechtsmotivierten Straftaten im Jahr 2022 verglichen mit 

dem Vorjahr um 6,96 Prozent auf 23.493 Delikte an, wohingegen die linksmotivierten um mehr als 31 

Prozent auf 6.976 sanken (BKA 2020, S. 4). Bei den besonders schweren Gewalttaten (v.a. Körperverlet-

zungen und Tötungsdelikte) ist diese Entwicklung sogar noch ausgeprägter. Hier stieg die Zahl der rechts-

motivierten Fälle um 12,28 Prozent wohingegen sie im linksextremen Spektrum um 30 Prozent zurückging. 

Sachbeschädigungen hingegen gingen im rechten wie linken Spektrum um jeweils knapp 38 Prozent zurück 

(BKA 2020, S. 6–7). Von den insgesamt 1426 durch politisch motivierte Gewaltkriminalität im Jahr 2022 

gesundheitlich geschädigten Personen entfielen 47,3 Prozent auf rechtsmotivierte, 16,0 Prozent auf links-

motivierte, 13,2 Prozent auf ausländische Ideologie, 1,6 Prozent auf religiöse Ideologie und 38,3 Prozent 

ließen sich nicht zuordnen. Das Themenfeld Hasskriminalität, welches Straftaten listet, deren Motivation 

auf gruppenbezogenen Vorurteilen basiert, ist im Jahr 2022 ebenfalls angewachsen, von 10.501 Fällen 2021 

auf 11.520 Fälle 2022. Mehr als 87 Prozent der Straftaten im Bereich Hasskriminalität werden (unter ande-

rem) dem Themenfeld Fremdenfeindlichkeit zugeordnet (BKA 2020, S. 9–10).   

Die obigen Zahlen zum Thema rechter Gewalt zeigen zunächst zweierlei Dinge: Erstens gibt es von der 

grundlegenden Definition bis hin zur Aufnahme und Kategorisierung der Straftaten eine große Anzahl an 
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Stellschrauben, die determinieren wie hoch die berichteten Zahlen letztlich ausfallen. Eine wirklich objek-

tive, reliable und v.a. valide Messung kann damit nicht sichergestellt werden. Daneben ist zweitens trotz 

dieser Unzulänglichkeiten offensichtlich, dass rechte politische Gewalt ein Phänomen ist, dass auch heut-

zutage in Deutschland weiterhin relevant ist und in einer Größenordnung auftritt, bei der es sich keineswegs 

um reine Einzelfälle handeln kann. Trotz der thematischen Relevanz und der auch keineswegs neuen Er-

kenntnis, dass die offiziellen staatlichen Zahlen zu rechter Gewalt in Deutschland zumindest kritisch hin-

terfragt werden sollten, mangelt es an Arbeiten, die sich diesen Themenbereich systematisch empirisch an-

sehen. An dieser Stelle setzt Artikel 11 an.  

Der Beitrag liefert dabei einen Überblick der Entwicklung der Gewalt von rechts während der sogenannten 

vierten Welle rechtsextremer Politik. Klaus von Beyme hatte die ersten „three waves of right wing extre-

mism“ (von Beyme 1988) folgendermaßen eingeteilt: 1. Welle (1945-55), 2. Welle (1955-1980) und 3. Welle 

ab 1980. Während in der ersten Welle primär neonazistische und neofaschistische Parteien34 anzutreffen 

waren, die sich längerfristig nicht als relevante politische Kräfte etablieren konnten, und auch die in der 

zweiten Welle gegründeten, rechtspopulistischen Parteien der ersten Stunde zumeist nur bei ein bis zwei 

aufeinanderfolgenden Wahlen Erfolge feiern konnten, bevor sie wieder in der Bedeutungslosigkeit ver-

schwanden (beispielsweise die Poujardisten in Frankreich), gelang es den radikal rechten Parteien ab den 

1980er Jahren über einen inhaltlichen Fokus v.a. auf das Thema Immigration mehr Wähler anzusprechen. 

Als Vertreter dieser Welle können die zwar bereits Anfang der 1970er Jahre gegründete Schweizerische 

Volkspartei (SVP) und der französische Front National gelten, die jedoch erst ab den 1980er Jahren größere 

Wahlerfolge hatten, sowie die 1986 gegründeten Schwedendemokraten oder auch die niederländische Cent-

rumpartij, die 1980 gegründet, 1984 in die Centrum Democraten aufging. Obgleich diese und ähnliche Par-

teien gewisse Wahlerfolge feiern konnten, blieben sie doch politische Paria in ihren jeweiligen Systemen. 

Absprachen unter den anderen Parteien verhinderten mit wenigen Ausnahmen einen Einzug in Koalitions-

regierungen35 und damit weitestgehend die aktive Ausübung politischer Gestaltungsmacht durch diese Par-

teien (Mudde 2020, S. 301).  

In der vierten Welle, die von Cas Mudde etwa ab dem Jahr 2000 angesetzt wird, nahm die Relevanz rechts-

radikaler und rechtspopulistischer Parteien deutlich zu. Mudde begreift die Normalisierung der rechtsradi-

kalen Parteien und ihren Weg in den politischen Mainstream als das zentrale Unterscheidungskriterium 

                                                           
34 Zu diesen nach dem Zweiten Weltkrieg gegründeten rechtsextremen Parteien gehörten beispielsweise die 1952 als 
erste Partei in der Bundesrepublik verbotene nationalsozialistisch ausgerichtete Sozialistische Reichspartei (SRP), oder 
der neofaschistische Movimento Sociale Italiano (MSI), der als eine der einzigen in der Nachkriegszeit gegründeten 
rechtsextremen Parteien, auch langfristig erfolgreich war. 1995 ging aus ihm die Alleanza Nazionale hervor, die wiede-
rum als Vorläuferorganisation der Fratelli d’Italia gelten kann. Diese stellt seit Oktober 2022 mit Georgia Meloni die 
erste Ministerpräsidentin Italiens, die einer postfaschistischen Partei angehört.  
35 Es gab zwei Ausnahmen rechtspopulistischer Parteien, die gegen Ende der zweiten Welle Regierungsgewalt über-
nahmen: Erstens, trat die zwar ideologisch rechtspopulistisch ausgerichtete, dabei aber v.a. auf eine möglichst weitge-
hende Unabhängigkeit Norditaliens (Eigenbezeichnung: Padanien) vom restlichen Italien abzielende Lega Nord unter 
Umberto Bossi im Jahr 1994 der ersten Regierung von Silvio Belusconi bei, brachte diese aber durch ihren Austritt aus 
der Koalition nach wenigen Monaten auch wieder zu Fall. Zweitens ist hier die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) 
zu nennen, die sich unter der Führung Jörg Haiders bei den Nationalratswahlen 2000 mit gleichvielen Mandaten den 
Sieg mit der christdemokratischen Österreichischen Volkspartei (ÖVP) teilte und mit dieser im Anschluss eine Koali-
tionsregierung unter Kanzler Wolfgang Schüssel (ÖVP) bildete.  



69 
 

zwischen der dritten und der vierten Welle. Da die von ihm genannten Beispiele aus den Niederlanden, 

Österreich und Frankreich diesen Wandel exzellent illustrieren, sollen sie an dieser Stelle wiederholt werden 

(Mudde 2019, S. 2–3).  

• Als 1982 erstmals ein einziges Mitglied der rechtsextremen Centrumpartij mit gerade einmal 0,8 Pro-

zent der Stimmen in das niederländische Parlament (die Zweite Kammer der Generalstaaten) einzog, 

kam es zu großen Gegendemonstrationen vor dem Parlamentsgebäude in Den Haag. Dreißig Jahre 

später sitzen 22 Rechtsradikale im Parlament, was 14,7 Prozent der Sitze entspricht.36 Proteste dagegen 

gab es keine mehr und die Regierung unter Führung von Mark Rutte von der liberal-konservativen 

VVD betreibt laut Mudde in Bezug auf Immigration eine Politik, die sich inhaltlich von den Forderun-

gen der früheren rechtsradikalen Centrum Democraten nicht unterscheiden würden.  

• Wie in Fußnote 35 beschrieben bildete sich im Jahr 1999 zum ersten Mal in der österreichischen Nach-

kriegsgeschichte eine Regierung unter Beteiligung einer rechtspopulistischen Partei. Die Koalition aus 

ÖVP und FPÖ sah sich dabei von Anfang an mit großen innerösterreichischen wie auch internationa-

len Protesten konfrontiert. Die damals vierzehn anderen EU-Staaten verhängten sogar zunächst Maß-

nahmen gegen Österreich, nach denen bilaterale und diplomatische Beziehungen zur österreichischen 

Bundesregierung auf ein Mindestmaß zu reduzieren seien.37 Als die FPÖ 2017 erneut in einer Koaliti-

onsregierung mit der ÖVP an die Macht kam, gab es hingegen so gut wie keine Proteste, weder in 

Österreich, noch aus dem Ausland. 

• Im Jahr 2002 erreichte Jean-Marie Le Pen, der damalige Parteichef des Front National, überraschend 

mit 16,9 Prozent die zweite Runde der Präsidentschaftswahlen. In der Folge kam es zu einer deutlichen 

Mobilisierungskampagne gegen den rechtsextremen Kandidaten. Die Wahlbeteiligung stieg von 71,6 

Prozent im ersten auf 79,7 Prozent im zweiten Wahlgang. Im Ergebnis konnte Jacques Chirac seinen 

Stimmenanteil von 19,9 Prozent im ersten auf 82,2 Prozent im zweiten Wahlgang deutlich ausbauen, 

wohingegen Le Pen nur etwa einen Prozentpunkt dazugewinnen konnte. Als 2017 seine Tochter Ma-

rine Le Pen, die mittlerweile die Führung des FN übernommen hatte, gegen Emmanuel Macron in die 

zweite Runde einzog zeigte sich keine solche starke anti-rechts Mobilisierung mehr. Die Wahlbeteili-

gung ging in der zweiten Runde sogar um mehr als 3 Prozentpunkte zurück und anders als ihr Vater 

gelang es Marine Le Pen ihr Ergebnis aus dem ersten Wahlgang (21,3 Prozent) nochmals deutlich auf 

33,9 Prozent auszubauen. Auch wenn Macron die Wahl gewann, zeigte diese Wahl doch das große 

Potenzial des im politischen Mainstream angekommenen FN. 

                                                           
36 Bei den Parlamentswahlen 2017, auf die sich Mudde an dieser Stelle bezieht, zogen zwei rechtsradikale Parteien in 
die Zweite Kammer ein. Einerseits die von Geert Wilders geführte Partij vor de Vrijheid (PVV) sowie die neuge-
gründte, stark EU-skeptische Forum voor Democratie (FvD). Bei den Wahlen 2021 erhielten die beiden Parteien 
zusammen knapp 16 Prozent der Stimmen und 25 Sitze (17 PVV, 8 FvD).  
37 Die 14 EU-Staaten hatten vorab mit der Androhung von Sanktionen versucht Einfluss auf die ÖVP zu nehmen und 
so eine Regierungsbeteiligung der FPÖ zu verhindern. Als diese trotzdem zu Stande kam, mussten sie Taten folgen 
lassen. Die Tatsache, dass diese bilateralen Maßnahmen innerhalb des Landes als „EU-Sanktionen“ firmierten und 
somit zum Kampfbegriff einer vermeintlich negativen Einstellung der EU gegen Österreich gedient haben, wertet 
Anton Pelinka in einem Zeitungsinterview als „ersten großen Erfolg der Regierung Schüssel“ (Winkler-Hermaden 
2010).  
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Neben diesen drei Fällen lassen sich noch viele weitere Beispiele einer Normalisierung extrem rechter Politik 

finden, etwa der ideologische Wandel der US Republikaner unter Donald Trump (und schon zuvor als die 

Tea Party Bewegung innerparteilich an Dominanz gewann), die Präsidentschaft Jair Bolsonaros in Brasilien, 

das ideologisch immer weiter nach rechts rückende und in Bezug auf Rechtsstaatlichkeit deutlich repressiver 

agierende Ungarn unter Victor Orban, oder Finnland, wo seit 2019 die rechtspopulistische Partei Die Finnen 

(Perussuomalaiset) als zweitstärkste Kraft im Parlament vertreten sind.   

Auch Deutschland blieb von der vierten Welle extrem rechter Politik nicht verschont. Insbesondere der 

Aufstieg und der ideologische Wandel der Alternative für Deutschland (AfD) von einer stark neoliberal und 

euroskeptisch ausgerichteten, populistischen Partei (Arzheimer 2015; Berbuir et al. 2015; Lewandowsky 

2015; Schmitt-Beck 2014) zu einer Partei, die sich mittlerweile deutlich im rechtsextremen Milieu bewegt 

(Arzheimer und Berning 2019), ist hier zu nennen. Anfang 2013 gegründet erzielte die AfD einen ersten 

Achtungserfolg bei den Bundestagswahlen im selben Jahr, als sie mit 4,7 Prozent der Stimmen nur knapp 

den Einzug ins Parlament verpasste. In den darauffolgenden Jahren etablierte sich die Partei sowohl auf 

Landes-, Bundes- und Europaebene stabil und dauerhaft mit vielfach zweistelligen Ergebnissen innerhalb 

der politischen Landschaft. Insbesondere in Ostdeutschland konnte sie dabei sehr gute Ergebnisse erzielen, 

so beispielsweise 27,5 Prozent bei der letzten Landtagswahl in Sachsen im Jahr 2019. Seit ihrer Gründung 

haben sich bereits dreimal Teile der Partei abgespalten, wobei sich die jeweilige Rest-AfD stets weiter radi-

kalisiert hat. Zunächst setzten sich 2015 die nationalkonservativen Kräfte um Frauke Petry gegen den stärker 

wirtschaftsliberal eingestellten AfD Gründer Bernd Lucke durch, der in der Folge aus der Partei austrat. Im 

Jahr 2017 war es dann Petry, die sich mit ihrem Kurs nicht gegen die radikaleren Kräfte in der Partei durch-

setzen konnte und deshalb die AfD verließ. Innerhalb der AfD setzte sich mit der Zeit immer stärker die 

innerparteiliche Gruppierung Der Flügel, um den durch geschichtsrevisionistische, antisemitische und rassis-

tische Aussagen auffälligen thüringischen AfD-Landeschef Björn Höcke durch (Tutino und Schillig 2021). 

Im Januar 2022 war es dann der damalige Parteivorsitzende Jörg Meuthen, der mit der Begründung, dass 

Teile der Partei „nicht auf dem Boden der freiheitlich demokratischen Grundordnung“ stünden und „tota-

litäre Anklänge“ sichtbar seien, aus der AfD austrat (Tagesschau 2022). Lucke, Petry und Meuthen versuch-

ten jeweils nach ihrem Austritt aus der AfD mit eigenen politischen Projekten neu zu starten (ALFA/LKR, 

Die Blauen, Zentrumspartei). Letztlich war diesen jedoch kein Erfolg beschieden.  

Die AfD hingegen steht Anfang Juli 2023 sogar stärker da, als zu ihrer Hochphase Ende 2018, als sie erst-

mals in allen 16 Landesparlamenten vertreten war und im Bundestag die drittstärkste Fraktion stellte. Mitte 

2023 konnte die AfD auch auf kommunaler Ebene erhebliche Erfolge verbuchen. Im thüringischen Kreis 

Sonneberg setzte sich am 25.06.2023 bei der Landratswahl der AfD-Politiker Robert Sesselmann in einer 

Stichwahl gegen den CDU-Kandidaten Jürgen Küpper mit 52,8 zu 47,2 Prozent durch. Damit hat sich die 

Mehrheit der Wählerinnen und Wähler gegen einen Kandidaten entschieden, der nicht nur von der CDU, 

sondern auch von allen anderen relevanten politischen Parteien (FDP, Grüne, SPD und Linke) unterstützt 

wurde und dagegen für einen Kandidaten einer Partei, deren thüringischer Landesverband vom dortigen 

Landesverfassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestuft wird (Tagesschau 2023). Die AfD stellt damit 
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erstmals einen Landrat in Deutschland. Eine Woche später konnte die AfD dann in der sachsen-anhaltini-

schen Kleinstadt Raguhn-Jeßnitz die Stichwahl um das Bürgermeisteramt für sich entscheiden. Ihr Kandidat 

Hannes Loth wurde damit zum ersten hauptamtlichen Bürgermeister seiner Partei. Diese beiden Kommu-

nalwahlen zeigen, dass die AfD – zumindest in bestimmten Regionen Ostdeutschlands – mittlerweile nicht 

nur ein ernstzunehmender politischer Mitbewerber geworden ist, sondern den Parteienwettbewerb dort in 

Teilen dominiert. 

Aber auch auf Bundesebene ist die Entwicklung eindeutig. Die in Abbildung 17 präsentierte Zeitreihe der 

Ergebnisse der Sonntagsfrage für die AfD seit deren Gründung lassen darauf schließen, dass sie, anders als 

vorherige Parteien aus dem rechtsradikalen Spektrum – die sich letztlich alle nicht durchsetzen konnten 

(z.B. NPD, DVU, Republikaner) – einen festen Platz in der deutschen Parteienlandschaft eingenommen 

hat. Die Abbildung zeigt auch, dass die AfD insbesondere im Nachgang der sogenannten Flüchtlingskrise 

2015/16 deutlich zulegte und dieses Niveau von 10-15 Prozent seither relativ stabil hält.  

Abbildung 17: Ergebnisse der Sonntagsfrage für die AfD 

  

Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten von https://www.wahlrecht.de/.   

Die programmatische Wandlung der AfD zeigte sich insbesondere im Bereich der Immigrationspolitik. 

Spielten Einwanderungs- und Flüchtlingsfragen, im Vergleich zur fiskalökonomisch basierten Euroskepsis 

bei der Parteigründung nur eine untergeordnete Rolle, entwickelte sich Immigration ab 2015 zum dominie-

renden Thema innerhalb der AfD. Die Partei griff damit ein Narrativ der Gefahr durch Überfremdung auf, 

welches auch von der islam- und fremdenfeindlichen Bewegung PEGIDA (Patriotische Europäer gegen die 

Islamisierung des Abendlandes) bedient wurde, die seit Oktober 2014 in Dresden Kundgebungen mit zum 
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Teil mehr als 10.000 Teilnehmern abhielt (Korsch 2016). In dieser Zeit wurde die AfD auch in den Medien 

vermehrt als „rechtsextreme Gefahr“ wahrgenommen (Schärdel 2017). Studien, die die Wählerschaft der 

Partei untersuchten, kamen zudem zu dem Ergebnis, dass es sich bei den AfD-Wählern nicht um soge-

nannte Modernisierungsverlierer (Spier 2010) handelt, welche die AfD aus ökonomischem Rational heraus 

wählen würden, sondern um Personen, die ablehnende Einstellungen gegenüber Immigranten und Flücht-

lingen einerseits und gegen die etablierten Parteien sowie das gesamte demokratische System andererseits 

hegen (Hansen und Olsen 2019; Lengfeld 2017). Es verwundert daher wenig, dass die AfD bei der Bundes-

tagswahl 2017 in denjenigen Gemeinden in Bayern, in denen es ein Flüchtlingsheim gab, besonders gut 

abgeschnitten hat (Stecker und Debus 2019). Eine Analyse für Gesamtdeutschland kommt ebenfalls zu dem 

Ergebnis, dass der AfD-Anteil bei der Bundestagswahl 2017 in Gemeinden, die nahe an Erstaufnahmeein-

richtungen für Flüchtlinge liegen, signifikant höher ausfällt, als in Gemeinden, die von solchen Einrichtung 

weit entfernt sind (Jäckle 2022c, S. 195). Zudem gibt es eine stabile Erkenntnislage, dass historische Pfadab-

hängigkeiten den AfD-Wahlerfolg in Teilen erklären können. So hat sich einerseits gezeigt, dass die AfD 

auf das Potenzial anderer rechtsextremer Parteien zurückgreifen kann, die vor Gründung der AfD in be-

stimmten Regionen stark waren (Schulte-Cloos 2022). Zudem zeigen Analysen, dass auch historisch weiter 

zurückliegende Geschehnisse eventuell die Stärke der AfD miterklären können, seien es Wahlergebnisse der 

NSDAP (Cantoni et al. 2020), die regionale Varianz in der Aufnahme von Vertriebenen aus den ehemaligen 

deutschen Ostgebieten nach dem Krieg (Menon 2023), oder die Unterdrückung von Katholiken im 19. 

Jahrhundert (Haffert 2022). Auch zwischen der Nähe zu ehemaligen NS-Konzentrationslagern und dem 

AfD-Stimmenanteil zeigte sich in mehreren Studien signifikante Korrelationen – genauer hierzu weiter un-

ten (Hoerner et al. 2019; Homola et al. 2020; Jäckle 2022c). 

Mit abnehmender Valenz des Flüchtlingsthemas seit 2017 hat die AfD begonnen sich auch in anderen Po-

litikbereichen als die vermeintlich einzig verbliebene, echte Opposition gegenüber den von ihr so bezeich-

neten „Altparteien“ zu positionieren. Dies zeigte sich etwa in der Corona-Krise, als die AfD nachdem sie 

zu Beginn der Pandemie keine klare Linie verfolgte, ab Herbst 2020 die von der Regierung getroffenen 

Schutzmaßnahmen vehement kritisierte und die Anti-Corona-Demonstrationen unterstützte (Lehmann und 

Zehnter 2022). Diese Strategie der Fundamentalopposition und generellen Elitenkritik haben der AfD im 

Zuge der Corona-Krise allerdings keinen Zugewinn an Stimmen beschert – im Vergleich zu 2017 hat die 

Partei bei der Bundestagswahl 2021 sogar 2,3 Prozentpunkte verloren. Bayerlein und Metten (2022) führen 

dies darauf zurück, dass die Unterstützungsbasis der AfD in Bezug auf Covid-19 Eindämmungsmaßnahmen 

stark gespalten war. Nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine am 24.02.2022 stellte sich die AfD eben-

falls in Opposition zur breiten Masse der im Bundestag vertretenen Parteien, indem sie eine militärische 

Unterstützung der Ukraine gegen die russische Aggression ablehnte und die Hauptschuld für den Krieg 

nicht bei Russland, sondern bei den USA und der NATO sah. Ihr am 07.02.2023 in den Bundestag einge-

reichter Antrag einer „Friedensinitiative“ (Gauland et al. 2023) wurde in der parlamentarischen Debatte von 

den Vertretern der anderen Parteien heftig als pro-russisch kritisiert. Auch laut dem Präsidenten des Bun-

desverfassungsschutzes Haldenwang verbreiten Teile der Partei gezielt russische Propaganda (Zeit Online 

2023c). Die Partei ändert im Zusammenhang mit dem Ukrainekrieg auch ihre Kommunikationsstrategie, 
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indem sie den lange Zeit von den Ostermärschen bekannten Slogan „Frieden schaffen ohne Waffen“ auf-

greift und sich selbst als einzige echte Friedenspartei Deutschlands bezeichnet (vgl. Abbildung 18).    

Abbildung 18: Beispiele für Selbstpositionierung der AfD als Friedenspartei 

 

Quelle: AfD Landesverband NRW: https://afd.nrw/aktuelles/2023/02/85297/ und Twitter-Account des AfD Bun-
destagsabgeordneten Petr Bystron https://twitter.com/PetrBystronAfD/status/1623747996025249792   

Angesichts der von AfD-Politikern im Hinblick auf Geflüchtete vielfach an den Tag gelegten aggressiven 

Rhetorik und der teilweise unverhohlenen Gewaltandrohungen gegen diese Menschen (exemplarisch sei an 

die von AfD-Politikerinnen entfesselte Debatte um einen „Schießbefehl“ auf Flüchtlinge Anfang 2016 er-

innert38) erscheint die Selbstpositionierung als „Friedenspartei“ wenig glaubwürdig. Artikel 11 fokussiert 

daher insbesondere auch auf den Zeitraum seit 2015, als sich die AfD vehement gegen die Flüchtlingspolitik 

der großen Koalition ausgesprochen hat, um zu untersuchen, inwieweit die hierbei in die Öffentlichkeit 

gebrachten flüchtlingskritischen und zum Teil xenophoben Positionen der AfD möglicherweise rechte Ge-

walt, insbesondere gegen Flüchtlinge, befördert hat. Im Artikel wird zunächst rechte Gewalt definiert, wobei 

auch eine Abgrenzung zwischen geplantem rechtsextremen Terrorismus und spontanen rechtextrem moti-

vierten Gewalttaten und Anschlägen vorgenommen wird (Holbrook und Taylor 2013; McLaren 1999; 

Ravndal 2018). Basierend auf dieser Definition werden im Folgenden für die 30 Jahre seit der Deutschen 

Wiedervereinigung die Zahl der gewaltbereiten Rechtsextremisten und die Anzahl politisch motivierter 

Straftaten nach Bundesländern betrachtet. Hierbei zeigt sich ein deutlicher Ost-West-Unterschied: so wer-

den für das Jahr 2019 in Sachsen ca. 2000 gewaltbereite Rechtsextremisten vom Verfassungsschutz angege-

ben, in Rheinland-Pfalz – das im Bezug auf die Bevölkerungszahl etwa gleichgroß wie Sachsen ist – hingegen 

nur ca. 150. Der Artikel liefert zudem einen Überblick der rechtsextremen Anschläge gegen Flüchtlinge von 

2014-2019, sowie der im Zeitraum 1990-2020 von Rechtsextremisten begangenen politischen Morde. Bei 

                                                           
38 Im Januar 2016 forderte die damalige Parteichefin Frauke Petry an der deutschen Grenze „Notfalls von der Schuss-
waffe Gebrauch zu machen“ um Flüchtlinge am Grenzübertritt zu hindern. Ihre Stellvertreterin Beatrix von Storch 
befürwortete in einem Facebook-Post zunächst in dieser Situation sogar auf Kinder und Frauen schießen zu lassen 
(Meiritz 2016). Denn „wer das HALT an unserer Grenze nicht akzeptiert, der ist ein Angreifer. Und gegen Angriffe 
müssen wir uns verteidigen“ (https://www.facebook.com/BeatrixVonStorch/posts/1046239668750811). Im Nach-
gang erklärte sie diese Aussage dadurch, auf der Computermaus ausgerutscht zu sein (Hagen 2016) und relativierte ihre 
Aussage dahingehend, dass der Schusswaffeneinsatz gegenüber Kindern nicht, der gegenüber Frauen hingegen schon 
gerechtfertigt wäre (Rydlink 2016).  

https://afd.nrw/aktuelles/2023/02/85297/
https://twitter.com/PetrBystronAfD/status/1623747996025249792
https://www.facebook.com/BeatrixVonStorch/posts/1046239668750811
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diesen beiden Themen zeigt sich erneut das bereits angesprochene Problem des underreporting in den offizi-

ellen staatlichen Statistiken, weshalb zusätzlich auf Daten der Amadeu Antonio Stiftung zurückgegriffen 

wird. Darüber erläutert der Artikel anhand von Beispielen inwiefern gerade in den letzten Jahren eine qua-

litative Veränderung der rechtsextremistischen Gewalt zu beobachten war, hin zu klareren Terrorstrukturen 

(vgl. NSU, Gruppe Freital, Hannibal-Netzwerk) und einer gesteigerten Militanz der Szene, die auch vor 

politischen Morden nicht mehr zurückschreckt (vgl. Anschläge in Hanau und Halle, Mord am Kasseler 

Regierungspräsidenten Walter Lübcke). Abschließend wird die öffentliche und mediale Reaktion auf diese 

rechtsextremen Terrorakte in dem Artikel in den Blick genommen. Dabei wird ersichtlich, dass AfD-Politi-

ker in der Tat vielfach solche Anschläge zunächst als Taten verwirrter Einzeltäter bezeichnen. Der Mord an 

Walter Lübcke – begangen von einem Neonazi, der auch für die AfD Wahlplakate klebte und an deren 

Wahlkampfveranstaltungen teilgenommen hat (Mestermann 2020) – wurde von einzelnen Vertretern der 

AfD sogar in zynischer Weise kommentiert (Thorwart 2019). Die anderen Parteien hingegen brachten diese 

Anschläge vielfach mit einem Klima des Hasses in Verbindung, welches von der AfD aktiv befördert würde. 

Nach dem antisemitischen Anschlag von Halle bezeichnete die damalige CDU-Vorsitzende Annegret 

Krampp-Karrenbauer die AfD beispielsweise als den „politischen Arm des Rechtsradikalismus“ (Merlot 

2019). Im Gegenzug heizten AfD-Politiker den Konflikt gelegentlich durch Verharmlosung und Provoka-

tionen an. Im Vergleich zu früheren Jahrzehnten scheint sich die politische Debatte damit substantiell ver-

ändert zu haben. Statt einer relativ einheitlichen Verurteilung von gewalttätigen Übergriffen durch alle rele-

vanten politischen Parteien schüren diese Taten heute den politischen Konflikt zwischen den Parteien und 

zeigen, wie extremistische Formen des rechtsextremen Aktivismus den Parteienwettbewerb prägen. 

2.3.3. Anschläge auf Geflüchtete (Art. 12, 13 & 14) 
Während Anschläge auf Geflüchtete in Artikel 11 als eine von mehreren Formen von Terror- und Gewalt-

aktionen rechtsextremer Täter untersucht wurden, widmen sich die Artikel 12, 13 und 14 ausschließlich 

diesem Phänomen. Seit den 1980er Jahren nahm die Zahl der Anträge auf Asyl in Deutschland deutlich zu 

und erreichte Anfang der 1990er Jahre bislang nicht dagewesene Ausmaße von 200 bis 400 Tausend re-

gistrierten Asylbewerbern pro Jahr. Zu dieser Zeit erhielten nur die wenigsten Asylbewerber einen Schutz-

status (vgl. Abbildung 19a). Neben Asylbewerbern, kamen im selben Zeitraum auch vermehrt Spätaussied-

ler (v.a. aus Polen und der ehemaligen Sowjetunion) nach Deutschland. Blickt man auf die gesamten Zu- 

und Fortzüge nach, bzw. aus Deutschland heraus, zeigt sich, dass in Deutschland seit Beginn der Bundes-

republik bis auf wenige Jahre stets die Zuwanderung überwogen hat (vgl. Abbildung 19b). Im Jahr 1992 

erreichte der Wanderungssaldo mit 782 Tausend allerdings aufgrund der soeben angesprochenen Asylbe-

werber- und Spätaussiedlerdynamik einen bis dato nicht erreichten Höchstwert. Die seit 1991 verfügbaren 

Statistiken zur Aufgliederung des gesamten Wanderungssaldos in Ausländer und Deutsche zeigen zudem, 

dass die Zuwanderung seit den frühen 1990er Jahren primär, später sogar ausschließlich auf Ausländer zu-

rückzuführen ist. Der Fakt, dass der gesamte Wanderungssaldo seit 2005 höher ausfällt als der Wanderungs-

saldo der Ausländer, bedeutet, dass jährlich mehr Deutsche Deutschland verlassen, als dass Deutsche, die 

im Ausland leben, in ihr Heimatland zurückkehren. Entsprechend kann auch der gesamte Wanderungssaldo 

als guter Indikator für die Zuwanderung von Ausländern dienen.  
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Abbildung 19: Anzahl an registrierten (Spät)Aussiedlern, Asylanträgen sowie Gesamtschutzquote 
in Asylverfahren (a) sowie Zuzüge, Fortzüge und Wanderungssaldo (b)  

 

Anmerkung: eigene Darstellung auf Basis der Daten des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge BAMF (2006, 
2011, 2021, 2023), einer Zeitreihe des Bundesverwaltungsamts zu Spätaussiedlern und ihren Angehörigen (2023) so-
wie Daten des Statistischen Bundesamtes zu Wanderungsbewegungen (https://www.destatis.de/DE/Themen/Ge-
sellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Wanderungen/Tabellen/wanderungen-alle.html).  

Die Situation Anfang der 1990er Jahre, mit ihrer für die deutsche Nachkriegsgeschichte einzigartig hohen 

Migration intensivierte eine bereits seit Anfang der 1980er Jahre hitzig geführte Asyldebatte.39 Ihr Ende 

fand diese politische Auseinandersetzung im sogenannten Asylkompromiss, den die Koalitionsparteien 

CDU/CSU und FDP mit der oppositionellen SPD im Dezember 1992 schlossen. Dieser schränkte das 

individuelle Grundrecht auf Asyl (heute Art. 16a GG) deutlich ein – laut Herbert wurde „Deutschland ge-

genüber Zuwanderung über das Asylrecht praktisch abgeriegelt“ (Herbert 2017, S. 319). Dem selbstgesetz-

ten Ziel einer deutlichen Reduzierung der Asylanträge wurde das Gesetz durchaus gerecht. Zwischen 2006 

und 2009 wurden in Deutschland nur noch etwa 30.000 Asylanträge jährlich gestellt und damit nur etwa ein 

Zehntel des Antragsaufkommens der Jahre 1990-1992.  

Die hoch emotional geführte Asyldebatte und der politische Asylkompromiss können dabei jedoch nicht 

losgelöst von sozialen Entwicklungen betrachtet werden. Erst die in Teilen enthemmte politische Diskus-

sion, bei der Asylbewerber vielfach unter den Generalverdacht gestellt wurden, Leistungen missbräuchlich 

                                                           
39 Im Angesicht steigender Asylbewerberzahlen machten seit den 1980er Jahren Politiker von CDU/CSU aber auch 
SPD und FDP mit Begriffen wie „Scheinasylant“, „Asylmissbrauch“, „Asylbetrug“, „Asylschmarotzer“ und „Wirt-
schaftsflüchtling“ Stimmung gegen Asylbewerber. Maßgeblich angeheizt wurde die Debatte auch von Medien wie der 
Bild-Zeitung oder der Welt am Sonntag (vgl. Blanke 1993; Leggewie 1999).  
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in Anspruch zu nehmen, führte zu einer Atmosphäre, in der das öffentliche zur Schau stellen von Auslän-

derfeindlichkeit in bestimmten gesellschaftlichen Gruppen salonfähig wurde. Die Asyldebatte traf dabei zu-

dem in den neuen Bundesländern auf eine Bevölkerung, die sich in einer eklatanten wirtschaftlichen und 

sozialen Umbruchsituation befand und deren rassistisches und ausländerfeindliches Gedankengut, unter der 

SED-Diktatur noch notdürftig verdeckt, nach der Wende sich ungehindert Bahn brechen konnte. Und dies, 

obgleich – oder evtl. auch gerade weil – der Ausländeranteil in Ostdeutschland Anfang der 1990er Jahre 

verschwindend gering war: im Westen lebten Ende 1990 etwa 5 Millionen Ausländer (acht Prozent der 

westdeutschen Bevölkerung), im Osten waren es 112.000 (1 Prozent der ostdeutschen Bevölkerung) (Desta-

tis 2022). In den frühen 1990er Jahren kam es in der Folge vor allem in Ostdeutschland zu einer ganzen 

Reihe an gewalttätige Ausschreitungen und Anschlägen gegen Ausländer und Asylbewerber. Dabei traten 

die Täter zum Teil in großen Gruppen und öffentlich auf, was zu pogromartigen Situationen führte, wie 

etwa 1991 in Hoyerswerda oder 1992 in Rostock Lichtenhagen. Vielfach wurden Brandanschläge auf Un-

terkünfte von Ausländern und Asylbewerbern verübt sowie diese Personengruppen auch körperlich ange-

griffen. Gleichwohl muss betont werden, dass es sich bei diesen Taten keineswegs um ein rein ostdeutsches 

Phänomen handelte und auch bereits vor dem Mauerfall im Westen Brandanschläge auf Unterkünfte von 

Asylbewerbern oder Aussiedlern stattgefunden haben. In einer Antwort auf eine kleinen Anfrage im Bun-

destag wurden für 1988 13 und für 1989 19 Brandanschläge auf entsprechende Heime und Einrichtungen 

berichtet (Deutscher Bundestag 1990). Die beiden ausländerfeindlich motivierten Brandanschlägen am 

23.11.1992 in Mölln (Schleswig-Holstein) und am 29.05.1993 in Solingen (NRW), bei denen Rechtsradikale 

insgesamt acht Menschen töteten und 26 zum Teil schwer verletzten, zeigten aufs Deutlichste das Ausmaß 

rechter Gewalt auch in den alten Bundesländern.  

Analysen der möglichen Erklärungsfaktoren für die ausländerfeindlichen Anschläge Anfang der 1990er 

Jahre kamen zu nur wenigen relativ deutlichen und belastbaren Befunden. So wurden in Ostdeutschland in 

der Tat prozentual deutlich mehr Anschläge begangen als im Westen, was Krueger und Pischke (1997) auf 

historisch gewachsene soziokulturelle Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland und weniger auf 

ökonomische Ungleichheiten zurückführen. Auch Studien, welche die Grundlagen von fremdenfeindlicher 

Gewalt, nämlich die Einstellung zu Ausländern und Migranten in den Blick nahmen, kamen mehrheitlich 

zu dem Ergebnis, dass wirtschaftliche Deprivation keinen so großen Einfluss hat, wie soziale Desintegration 

und die mit dieser einhergehenden Anomie (Braun und Koopmans 2010; Esser und Brosius 1996; Koop-

mans und Olzak 2004; Merkl 1995).40 Nach Merton (1938) kann Anomie oder Normlosigkeit als ein Zu-

stand begriffen werden, in dem eine Person eine Diskrepanz zwischen sozial anerkannten Zielen sowie den 

eigenen Mitteln und Möglichkeiten zu deren Erreichung erfährt. Diese Normlosigkeit könnte dazu führen, 

dass Personen, die einen Mangel an Anerkennung fühlen, Überlegenheitsgefühle und negative Stereotype 

                                                           
40 Falk et al. (2011) kommen in ihrer statistischen Analyse rechtsextremer Gewalt in Deutschland hingegen zu dem 
Befund, dass diese in Gegenden mit hoher Arbeitslosigkeit besonders hoch ist, was ihrer Meinung nach zu einem 
großen Teil die Unterscheide zwischen West- und Ostdeutschland erklären würde.  
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gegenüber Outgroups wie Migranten herausbilden um auf diese Weise die eigene wahrgenommene Ausge-

grenztheit zu kompensieren.    

Betrachtet man die in Abbildung 19 dargestellte Entwicklung der Asylantragszahlen sowie des Wande-

rungssaldos, lässt sich unschwer eine Parallele zwischen den frühen 1990er Jahren und den Jahren 2015-16 

ausmachen. Die Kriege in Afghanistan und v.a. in Syrien führten zu einem sprunghaften Anstieg der Asyl-

anträge, die Zuwanderung nach Deutschland überstieg im Jahr 2015 erstmals überhaupt die Marke von einer 

Million Menschen und auch die politische Debatte drehte sich erneut zu dieser Zeit fast ausnahmslos um 

die sogenannte „Flüchtlingskrise“. Vor dem Hintergrund dieser durchaus ähnlichen Ausgangslage zeigte 

Deutschland ein gespaltenes Bild. Einerseits versuchten viele Deutsche den Satz von Kanzlerin Merkel „Wir 

schaffen das“ mit Leben zu füllen und eine Willkommenskultur zu etablieren, was von ausländischen Be-

obachtern als starkes Signal der Menschlichkeit gewertet wurde (R. Cohen 2015). Andererseits gab es an der 

Aufnahme der Geflüchteten aber auch deutliche Kritik. So etwa vom damaligen CSU-Chef und bayerischen 

Ministerpräsidenten Horst Seehofer (CSU), der eine Obergrenze von 200.000 Flüchtlingen pro Jahr forderte 

(Remme 2016). Besonders heftig fiel die Kritik bei AfD und der im Oktober 2014 gegründeten Protestbe-

wegung PEGIDA (Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlands) aus, die in Dresden wö-

chentlich immer Montags auf von den Organisatoren als „Abendspaziergängen“ bezeichneten Zusammen-

künften demonstrierte. Den größten Zulauf hatten diese Demonstrationen im Dezember 2014 und v.a. im 

Januar 2015 mit nach Polizeiangaben bis zu 25.000 Demonstranten am 12.01.2015. Die Polizeiangaben 

wurden jedoch von Experten vielfach als zu hoch angesehen. So kam Dieter Rucht in einer wissenschaftlich 

fundierten Schätzung, die er für das WZB Berlin durchgeführt hat, für die Demonstration vom 12.01.2015 

auf etwa 17.000 Teilnehmer (Rucht 2015). Auf diesen Demonstrationen wurden vielfach Ausländer und 

Asylbewerber verunglimpft und deren Menschenwürde angegriffen. So wurde der Gründer von PEGIDA, 

Lutz Bachmann, beispielsweise für Aussagen auf Facebook, in denen er Ausländer als „Viehzeug“, „Ge-

lumpe“ und „Dreckspack“ bezeichnet hatte, wegen Volksverhetzung verurteilt (Süddeutsche Zeitung 2016).  

Ob, und wenn ja, unter welchen Umständen solche xenophoben Aussagen und das hierdurch geschaffene 

aggressive Klima sich in Gewalttaten entlädt, ist eine der Fragen, der die drei in dieser Arbeit enthaltenen 

Artikel zu fremdenfeindlichen Anschlägen nachgehen. Dabei werden ausschließlich in Deutschland verübte 

Anschläge in den Blick genommen. Zeitlich fokussiert Artikel 12 auf das Jahr 2015 (Jäckle und König 2017), 

Artikel 13 auf die Jahre 2015 und 2016 (Jäckle und König 2018) und Artikel 14 gibt einen Überblick der 

Entwicklung von 2015 bis 2017 (Jäckle und König 2019). Insbesondere 2015 und 2016 kann von einer sehr 

hohen Salienz des Themas „Asyl“ ausgegangen werden. Alle drei Artikel nutzen dabei Daten aus der Chronik 

flüchtlingsfeindlicher Vorfälle, welche von der Amadeu Antonio Stiftung zusammen mit PRO ASYL und dem 

Magazin Stern unterhalten wird (Mut gegen Rechte Gewalt 2016). Die in dieser Datenbank aufgelisteten 

Anschlägen auf Geflüchtete (unterteilt in Brandanschläge, Körperverletzungen, und sonstige Anschläge auf 

Unterkünfte) werden als abhängige Variable in Mehrebenenregressionsmodellen verwendet. Diese nicht-

offizielle Quelle zu nutzen, die anhand von Zeitungsberichten Gewalttaten gegen Flüchtlinge sammelt, ist 
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aus zweierlei Gründen angebracht. Erstens, liegen in ihr die Daten im Gegensatz zu den offiziellen Statisti-

ken der PMK geographisch disaggregiert auf Gemeindeebene vor, wodurch es möglich ist regionale Schwer-

punkte im Anschlagsgeschehen adäquater zu untersuchen und andererseits gilt sie als die umfassendste 

Quelle für flüchtlingsfeindliche Gewalttaten, während die PMK-Daten – wie oben erwähnt – vielfach mit 

einem signifikanten under-reporting zu kämpfen haben. 

Als mögliche Erklärungsfaktoren für Gewalt gegenüber Migranten und Asylbewerbern wurden bislang viel-

fach, eher aus einer soziologischen Perspektive, sozio-kulturelle Variablen sowie ökonomische Deprivati-

onserfahrungen getestet (Fertig und Schmidt 2011; Ohlemacher 1994; Skrobanek 2004). In den hier präsen-

tierten Artikeln stehen hingegen drei andere Faktoren im Vordergrund: 1) die Stärke rechtsextremer sowie 

rechtspopulistischer Parteien, 2) Ansteckungseffekte von vorangegangenen räumlich und/oder zeitlich na-

hen fremdenfeindlichen Aktionen sowie 3) als bedrohlich wahrgenommene Ereignisse, die fremdenfeindli-

che Gewalt auslösen könnten.  

Der Einfluss rechtsextremer und rechtspopulistischer Parteien 
Der politische Kontext, in dem die Gewalt verübt wird, wurde im Gegensatz zu sozio-ökonomischen Fak-

toren bislang seltener untersucht. Eine Ausnahme stellen die Arbeiten von Braun und Koopmans dar (Braun 

2011; Braun und Koopmans 2010; Koopmans 1996). In diesen Studien gehen die beiden Autoren von einem 

Kanalisierungseffekt aus, nach dem das Vorhandensein rechtsextremer politischer Organisationen fremden-

feindliche Einstellungsmuster bei den Bürgern in eine nicht-gewalttätige Richtung kanalisieren und die Ge-

fahr von Anschlägen damit entschärfen könnte. Ihren Ergebnissen zu Folge ist die Stärke rechtsextremer 

Parteien bei Wahlen negativ mit der Zahl der Anschläge gegen Ausländer korreliert. 

Andererseits zeigen empirische Studien, dass Anhänger rechtradikaler Parteien im Vergleich zu denen an-

derer Parteien eine höhere Bereitschaft aufweisen Straftaten zu begehen, insbesondere gegen Immigranten 

(Falk et al. 2011; Merkl 1995). Zudem sprechen zwei weitere Argumente für einen andersartigen Einfluss 

als es Braun und Koopmans vermuten. So kann erstens angenommen werden, dass je stärker eine rechts-

extreme Partei ist, sie umso mehr mit ihren Ansichten auch die öffentliche Debatte mitbestimmen kann und 

hierdurch – selbst wenn sie nicht selbst aktiv zum Einsatz von Gewalt aufruft – die von ihr betriebene 

ausländerfeindliche Propaganda dazu führt, dass einzelne ihrer Anhänger Asylbewerber oder generell Mig-

ranten als legitime Ziele von Anschlägen begreifen (Krueger und Pischke 1997; Ohlemacher 1994). Zwei-

tens haben rechte Parteien vielfach auch (inoffizielle) organisatorische und personelle Verbindungen zu 

weiteren rechtsextremen Akteursgruppen (z.B. freie Kameradschaften, Hooligans, Identitäre Bewegung), 

bei denen der Verfassungsschutz ein erhöhtes Gewaltpotenzial erkennt und die schon länger die eigentliche 

Stärke der rechtsextremen Szene in Deutschland abseits der politischen Parteien ausgemacht haben (Backes 

und Mudde 2000). Der Wandel der AfD im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise zu einer Ein-Themen-

Partei, deren Hauptziel es ist, Zuwanderung nach und Asyl in Deutschland faktisch unmöglich zu machen, 

die weiter oben bereits angesprochenen verbalen Ausfälle von Politikern dieser Partei gegenüber Migranten 

sowie die vorhandenen Beziehungen zu rechtsradikalen Gruppierungen sprechen dafür, dass die relative 

Stärke der AfD seit 2015 Gewalttaten gegenüber Flüchtlingen eher befeuert haben dürfte.  
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In Bezug auf den Zusammenhang zwischen der Stärke rechtsextremer/rechtspopulistischer Parteien und 

Anschlägen auf Geflüchtete zeigt die statistische Analyse41 des Jahres 2015 (Jäckle und König 2017) einen 

deutlich signifikant positiven Effekt. D.h. je stärker rechte Parteien (AfD, NPD, Republikaner, die Rechte, 

proNRW, proDeutschland) bei der Bundestagswahl 2013 bzw. der Europawahl 2014 in einem Kreis abge-

schnitten haben, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass es dort zu einem fremdenfeindlichen Anschlag 

kommt. Dies gilt unter Kontrollen einer ganzen Reihe an sozio-ökonomischen und kulturellen Faktoren auf 

Kreis- (Arbeitslosenquote, Wahlbeteiligung, Geschlechterverhältnis, Bevölkerungszahl) und Bundeslande-

bene (durchschnittliche nationale vs. europäische Identität). Die These einer Kanalisierung der Fremden-

feindlichkeit durch rechte Parteien kann somit verworfen werden. Für die weiteren Jahre 2016 und 2017 

nimmt der statistische Einfluss rechter Parteien ab und wird insignifikant. Der Effekt dreht sich jedoch nie 

um, wie es die Kanalisierungsthese erwarten würde (Jäckle und König 2018, 2019). Als weitere Kontrollva-

riable wurde auch der Anteil an Personen mit Migrationshintergrund auf Landkreisebene in die Modelle 

eingebracht. Entsprechend der Annahme der Kontakthypothese (Allport 1954), die sich zur Erklärung der 

Varianz vorurteilsbehafteter Einstellungsmuster in Ost- und Westdeutschland bereits empirisch bewährt hat 

(Wagner et al. 2003), sind in Kreisen mit einer höheren Quote an Menschen mit Migrationshintergrund, 

fremdenfeindliche Anschläge signifikant weniger wahrscheinlich als in solchen, in denen weniger Menschen 

mit Migrationshintergrund leben (Jäckle und König 2017). Wie zuvor bei der Stärke der rechtsextremen 

Parteien schwächt sich der Effekt dieser Variable in den Jahren 2016 und 2017 ebenfalls deutlich ab (das 

gilt auch, sofern alternativ die Ausländerquote als Maß herangezogen wird). Auch eine zusätzliche Kontrolle 

auf die Zahl der in einem Kreis aufgenommenen Asylbewerber zeigt keinen darüber hinausgehenden Ein-

fluss (Jäckle und König 2019).  

Ansteckungseffekte vorangegangener fremdenfeindlicher Vorkommnisse 
Ein weiterer möglicher Faktor, der die Wahrscheinlichkeit von fremdenfeindlichen Anschlägen mit beein-

flussen könnte, sind Ansteckungseffekte vorheriger fremdenfeindlicher Aktionen. Die Grundidee dahinter 

ist, dass sich Gewalttaten ähnlich wie Epidemien ausbreiten können und es gewissermaßen zu einem Über-

springen von Gewalt von einer Region auf eine andere angrenzende kommen kann. Entsprechende kon-

zeptionelle Ideen und empirische Überprüfungen finden sich sowohl in der IB-nahen Konfliktforschung 

(Hill und Rothchild 1986; Li und Thompson 1975; Most und Starr 1980), der Terrorismusforschung (Aaltola 

2009, S. 27; Engene 2004, S. 18; Midlarsky et al. 1980), als auch in soziologischen Arbeiten, die Gewalt- und 

Konfliktdynamiken über mathematische Diffusionsmodelle zu erklären suchen (Midlarsky 1978; Myers 

2000; Patten und Arboleda-Flórez 2004; Pitcher et al. 1978). Bei fremdenfeindlichen Gewalttaten kann 

ebenfalls davon ausgegangen werden, dass solche Anschläge für potenzielle Täter eine Vorbildfunktion dar-

stellen und es entsprechend zu Nachahmungstaten kommt.  

Damit ein solcher Effekt eintreten kann, ist es allerdings notwendig, dass potenzielle Täter Kenntnis von 

diesen Anschlägen haben. Da bei weitem nicht über alle fremdenfeindlichen Gewalttaten deutschlandweit 

                                                           
41 Es wird eine Mehrebenenregression mit drei Leveln geschätzt. Level 1 sind Kreis-Tage, Level 2 die 402 Kreise und 
Level 3 die 16 Bundesländer (Jäckle und König 2017, S. 233).  



80 
 

in den Medien berichtet wird, gleichzeitig jedoch davon ausgegangen werden kann, dass sich regional ent-

weder über die Lokalpresse oder über Mund-zu-Mund-Propaganda durchaus Informationen über solche 

Anschläge verbreiten, wird in den Artikeln ein lokaler Ansteckungseffekt postuliert.42 Daneben kann davon 

ausgegangen werden, dass nicht nur fremdenfeindliche Anschläge, sondern auch Demonstrationen, die of-

fen gegen Ausländer oder Asylbewerber gerichtet sind, ein mobilisierendes Potenzial für weitere Anschläge 

haben. Aus diesem Grund werden sowohl Anschläge als auch solche Demonstrationen als Vorkommnis 

betrachtet, das eine Ansteckungsdynamik zu weiteren Anschlägen auslösen kann. Um diese Annahme zu 

testen, wird für jeden Tag im Datensatz die Distanz eines jeden Kreises zu dem nächstgelegenen Vorkomm-

nis (Anschlag oder Demonstration) innerhalb der letzten sieben Tage berechnet und in das Modell in loga-

rithmierter Form mitaufgenommen. Zudem werden zwei weitere mögliche Gewaltdiffusionsannahmen un-

tersucht: einerseits das deutschlandweite Niveau an fremdenfeindlicher Gewalt (gemessen über die Gesamt-

zahl an Anschlägen innerhalb der letzten Woche) und andererseits eine längerfristige, räumliche Pfadabhän-

gigkeit (gemessen über die kumulierte Anzahl an Anschlägen in einem Kreis). Auf eine ähnliche Weise gin-

gen bereits Braun und Koopmans der Frage der Ansteckungsdynamiken nach (Braun 2011; Braun und 

Koopmans 2010). 

Die Ergebnisse der statistischen Analysen hinsichtlich der Ansteckungseffekte sind eindeutig. In allen drei 

Artikeln zeigt sich die Distanz zu den nächstgelegenen fremdenfeindlichen Vorkommnissen als starker Er-

klärungsfaktor. Je näher diese waren, umso höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass es zu einem fremden-

feindlichen Anschlag kommt. Für das Jahr 2015 sagt das Modell etwa eine Wahrscheinlichkeit von 4,2 Pro-

zent für einen fremdenfeindlichen Anschlag innerhalb eines Monats in einem Kreis vorher, sofern das 

nächstgelegene fremdenfeindliche Vorkommnis 600 km und damit sehr weit entfernt stattgefunden hat. Hat 

ein solches Ereignis jedoch innerhalb eines Radius von 10 km um den Kreismittelpunkt stattgefunden er-

höht sich diese Wahrscheinlichkeit um mehr als das Vierfache auf 19,6 Prozent (Jäckle und König 2017, S. 

241). Geographische Nähe kann damit als Faktor begriffen werden, der eine Ansteckungsdynamik erleich-

tert. Da Modelle, bei denen die Distanz in logarithmierter Form eingebracht werden, einen deutlich besseren 

Model-Fit aufweisen, als solche, bei denen die Distanz linear einfließt, kann angenommen werden, dass 

vorangegangene fremdenfeindliche Vorkommnisse insbesondere im allernächsten regionalen Umfeld als 

mögliche Vorbilder für weitere Anschläge wahrgenommen werden. Daneben zeigen aber auch die kumu-

lierten Anschläge innerhalb eines Kreises (regionale Pfadabhängigkeit) sowie das gesamtdeutsche Niveau 

fremdenfeindlicher Anschläge die erwarteten Effekte. Beide erhöhen signifikant die Wahrscheinlichkeit, 

dass es zu einem weiteren fremdenfeindlichen Anschlag kommt (Jäckle und König 2019). Insgesamt zeigen 

die Befunde bezüglich der Ansteckungsdynamik, dass Gewalttaten gegenüber Ausländern, Asylbewerbern 

                                                           
42 Bei besonders gravierenden Gewalttaten, über die breit und überregional berichtet wurde, konnten Ansteckungsef-
fekte eindeutig nachgewiesen werden. So rollte nach den pogromartigen Ausschreitungen in Hoyerswerda eine ganze 
Welle an fremdenfeindlichen Anschlägen durch Deutschland. Stellte der Staatsschutz zu Beginn des Jahres 1991 noch 
etwa 30 fremdenfeindliche Gewalttaten pro Monat fest, waren es im September bereits 220 (davon ¾ nach dem 17.09 
– dem Beginn der Ausschreitungen in Hoyerswerda) und im Oktober 489. Entsprechend ist es auch nachvollziehbar, 
wenn Steuwer und Kissel in diesem Zusammenhang von einem „zweiten Deutschen Herbst“ sprechen (Steuwer und 
Kössler 2022).  
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oder Migranten nicht im luftleeren Raum stattfinden, sondern es vielfach bereits einen gewaltsamen Vorlauf 

gegeben hat, der auch regionale Schwerpunkte in der Anschlagshäufigkeit zu einem gewissen Grad erklären 

kann.  

Eine ganze Reihe neuerer Arbeiten zeigen zudem, dass der Einfluss dieses regionalen Kontexts auf frem-

denfeindliche Einstellungsmuster sowie die Wahl rechtsextremer Parteien nicht nur auf Ereignisse zurück-

zuführen sein muss, die wenige Tage bis Wochen zuvor in der Nähe stattgefunden haben, sondern dass 

auch deutlich weiter zurückliegende Vorkommnisse Auswirkungen zeitigen können. Die Forschung zu die-

sen historischen Vermächtnissen (historical legacies) untersuchte für Deutschland beispielsweise, inwiefern die 

Nähe zu ehemaligen Konzentrationslagern der Nazis auch nach mehreren Jahrzehnten gewisse regionale 

Unterschiede in Einstellungsmustern gegenüber Ausländern, oder dem Wahlerfolg rechtsextremer Parteien 

erklären können (Hoerner et al. 2019; Homola et al. 2020; Jäckle 2022c; Pepinsky et al. 2023).43 Ohne auf 

Einzelheiten der theoretischen Argumentation einzugehen, lässt sich der Grundgedanke dieser Analysen 

wie folgt zusammenfassen: Menschen, die während der NS-Herrschaft und in den Jahren nach 1945 in 

unmittelbarer Nähe von Konzentrationslagern lebten, mussten mit einer höheren kognitiven Dissonanz 

zurechtkommen, was zu einer stärkeren Übereinstimmung mit den Überzeugungen des NS-Systems führte. 

Diese Einstellungen wurden dann über Generationen hinweg weitergegeben und könnten durch das, was 

Hoerner et al. als „memory satiation“ (Hoerner et al. 2019) bezeichnen, sogar noch verfestigt worden sein. 

Jäckle (2022c) testet darüber hinaus in seiner Analyse des Wahlergebnisses der AfD bei der Bundestagswahl 

2017 noch den Einfluss zweier weiterer geokodierter Faktoren. Dabei handelt es sich um die Nähe zu Erst-

aufnahmeeinrichtungen für Flüchtlinge, sowie die Nähe zur Ostgrenze Deutschlands. Während erstere im 

Sinne der Kontakthypothese und als Reaktion auf die Flüchtlingsbewegungen der Jahre 2015 und 2016 

untersucht wird (vgl. auch Stecker und Debus 2019), hat sich letztere bereits in einer vorherigen Analyse 

anhand von Daten zur Bundestagswahl 2017 für das Bundesland Bayern als höchst erklärungskräftig erwie-

sen (Jäckle et al. 2018).  

                                                           
43 Obgleich sich die meisten dieser Analysen mit den Auswirkungen der NS-Herrschaft auf das heutige Deutschland 
beschäftigen, finden sich auch vereinzelt Arbeiten, die entsprechende historical legacies in anderen Ländern untersuchen. 
Für polnische Gemeinden, die um das ehemalige Vernichtungslager Treblinka angesiedelt sind, können Charnysh und 
Finkel (2017) beispielsweise gewisse ökonomische Langzeitauswirkungen feststellen: Je näher ein Ort am ehemaligen 
Vernichtungslager lag, umso besser ist auch noch in den 1970er Jahren die Bausubstanz der dortigen Wohnungen. Die 
Autoren führen diesen Befund auf einen durch Aneignung jüdischer Wertgegenstände erworbenen Reichtum der dor-
tigen Bevölkerung zurück. Daneben zeigt ihre Analyse, dass auch das Wahlergebnis der antisemitischen Partei Liga 
Polskich Rodzin (LPR, Liga Polnischer Familien) bei den Wahlen 2001 von der Distanz nach Treblinka abhing. Während 
sie in der Gemeinde Kosów Lacki, wo das Vernichtungslager liegt, 14 Prozent der Stimmen gewann, schätzt das Re-
gressionsmodell für Gemeinden, die mehr als 50 km vom Lager entfernt sind, einen Stimmenanteil von 9,5 Prozent 
(Charnysh und Finkel 2017, S. 813).   
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Abbildung 20: Distanzdummies zur Erklärung des AfD-Wahlerfolgs bei der Bundestagswahl 2017 

 

Quelle: Jäckle (2022c, S. 180).  

Abbildung 20 zeigt die Operationalisierung dieser drei geographischen Marker, die in dieser Studie (Jäckle 

2022c) unter anderem über Distanzdummies erfolgt. Auf diese Weise ist es besser möglich potenzielle nicht-

lineare Effekte zu identifizieren, bzw. Grenzen auszumachen ab denen ein geographischer Marker keinen 

Einfluss mehr auf eine abhängige Variable hat, d.h. den räumlichen Bereich besser abzugrenzen innerhalb 

dessen ein sozialer Ansteckungseffekt auffindbar ist. Die Ergebnisse dieser Studie zeigen, dass die geogra-

phische Nähe zu allen drei Markern – unter Kontrolle einer Vielzahl an weiteren Faktoren – gewisse signi-

fikante und auch realweltlich relevante Unterschiede beim Wahlergebnis der AfD erklären kann: Für einen 

Ort, der 1 km von der Ostgrenze Deutschlands entfernt ist, schätzt das Modell ceteris paribus einen um 1,6 

Prozentpunkte höheren AfD-Anteil. Für Gemeinden die sehr nah an einem ehemaligen Konzentrationsla-

ger44 oder einer Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge liegen (< 5 km), wird ebenfalls ein um 1,2 bzw. 

0,6 Prozentpunkte höherer AfD Anteil geschätzt, als für Gemeinden, die mehr als 50km von diesen geo-

graphischen Markern entfernt sind (Jäckle 2022c, S. 27).  

                                                           
44 Hierbei zeigte sich, dass es wichtig ist den Blick weder nur auf die 12 Hauptlager zu richten, wie dies Homola et al. 
(2020) und Pepinski et al. (2023) tun, noch undifferenziert alle Nebenlager, auch wenn es dort nur sehr wenige Gefan-
gene gegeben hat und/oder sie nur für eine sehr kurze Zeitspanne betrieben wurden, als Grundlage der statistischen 
Analyse heranzuziehen wie dies bei Hoerner et al (2019) der Fall ist, sondern mit Blick auf die realen historischen 
Gegebenheiten an dieser Stelle zu differenzieren. Die Analyse schließt daher Hauptlager sowie die größeren (> 1000 
Gefangene Maximalbelegung) und länger in Betrieb befindlichen (> 365 Tage) Nebenlager zusammen in die Analyse 
ein. Die Informationen zu den Lagern und deren geographische Koordinaten entstammen einem Datensatz von Anne 
Knowles, der auch die Grundlage für das  Überblickswerk „Geographies of the Holocaust“ (Knowles et al. 2014) 
darstellt. Sie wurden überprüft und wo nötig ergänzt durch Daten des Projekts „Deutschland ein Denkmal“ 
(http://www.deutschland-ein-denkmal.de/), welches auf die wohl umfassendste Sammlung an historischen Informa-
tionen zum System der Konzentrationslager aufbaut, die neunbändige Enzyklopädie „Der Ort des Terrors. Geschichte 
der nationalsozialistischen Konzentrationslager“ (Benz et al. 2005).   

http://www.deutschland-ein-denkmal.de/
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Zusammengenommen zeigen die Analysen zu historical legacies sowie zu den Ansteckungseffekten vorange-

gangener fremdenfeindlicher Vorkommnisse, dass eine Analyse xenophober, nationalistischer, chauvinisti-

scher und antisemitischer Einstellungsmuster wie auch von Outcomes, die durch solche Einstellungen mit 

determiniert werden (seien es Wahlergebnisse für rechtsextreme Parteien, oder fremdenfeindliche Gewalt-

taten), stets den regionalen historischen Kontext in den Blick nehmen muss.  

Bedrohlich wahrgenommene Ereignisse 
Als ein weiterer Faktor, der mit fremdenfeindlichen Anschlägen in Zusammenhang stehen könnte, betrach-

tet Artikel 13 (Jäckle und König 2018) bestimmte Ereignisse, die als bedrohlich wahrgenommen werden 

können. Die Annahme dahinter ist, dass bestimmte Arten von Ereignissen, die allgemein als Attacken auf 

das Zusammenleben in Deutschland oder die westliche Lebensweise allgemein gesehen werden können, 

über die ausführlich medial berichtet und die eventuell auch parteipolitisch intensiv diskutiert werden, ge-

eignet sein können, bei bestimmten Personengruppen latent vorhandene, fremdenfeindliche Einstellungs-

muster zu aktiveren und damit Gewalttaten zu evozieren. Bisherige Studien konnten bereits nachweisen, 

dass bestimmte, in der Öffentlichkeit sehr präsente Ereignisse wie (islamistische) Terroranschläge, die das 

Potenzial haben Ausländer – insbesondere Menschen aus muslimischen Ländern – als mögliche Gefahr und 

Bedrohung der westlichen Gesellschaft darzustellen, zu fremdenfeindliche Stimmungen in der Bevölkerung 

beitragen (Boomgaarden und De Vreese 2007; Frey 2021; Jacobs et al. 2011; Jakobsson und Blom 2014; 

Jungkunz et al. 2019; Legewie 2013; Spilerman und Stecklov 2009). Neben Terroranschlägen könnten aber 

potenziell auch andere Ereignisse eine ähnliche Wirkung auf fremdenfeindliche Einstellungsmuster wie auch 

in der Folge auf die Wahrscheinlichkeit von Anschlägen auf Asylbewerber und Migranten haben. Artikel 13 

prüft daher ob 1) von Flüchtlingen begangene Gewalt oder Straftaten in Deutschland, 2) Polizeirazzien 

gegen islamistische Fundamentalisten, Terrorwarnungen und -anschläge in Deutschland, sowie 3) terroris-

tische Attentate in Nachbarländern als auslösende Elemente von fremdenfeindlichen Anschlägen angesehen 

werden können. Insbesondere der letztgenannte Faktor zeigt sich in den berechneten Mehrebenenregressi-

onen als durchgehend signifikant. Dies kann wahrscheinlich auf die intensive Medienberichterstattung über 

diese Anschläge (z.B. Charlie Hebdo 07.01.2015, Paris 13.11.2015, Brüssel 22.03.2016) zurückgeführt wer-

den. Terrorwarnungen in Deutschland hingegen (beispielsweise die Absage des Radrennens „Rund um den 

Finanzplatz Eschborn-Frankfurt“ am 01.05.2015) waren zwar auch in den Medien präsent, aber doch deut-

lich weniger stark als die Anschläge in den Nachbarländern, denen viele Menschen zum Opfer gefallen sind. 

Entsprechend werden auch nicht nur die drei Typen kritischer Ereignisse untersucht, sondern auch Kom-

munikation zu diesem Thema. Konkret wird untersucht, ob Gewalt gegen Flüchtlinge durch öffentliche 

Äußerungen von Politikern einwanderungsfeindlicher Parteien mobilisiert wird, die Einwanderer oder Asyl-

bewerber als bedrohlich darstellen. Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass dies in der Tat so ist. Je mehr 

negative Aussagen über Ausländer von Politikern einwanderungskritisch eingestellter Parteien mit relevanter 

Medienreichweite (AfD und CSU) getätigt wurden, desto höher war die Wahrscheinlichkeit für einen frem-

denfeindlichen Anschlag (Jäckle und König 2018).  
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Von Flüchtlingen begangene kriminelle Handlungen zeigen hingegen nur einen schwach signifikanten, leicht 

positiven Effekt auf die Wahrscheinlichkeit fremdenfeindlicher Anschläge. Auch wenn ein solch mobilisie-

render Effekt bei den medial und politisch besonders stark rezipierten sexuellen Übergriffen in der Silves-

ternacht 2015 in Köln (und einigen anderen Städten) in mehreren Studien aufgezeigt wurde (Frey 2020; 

Jäckle und König 2019) kommt es an dieser Stelle offensichtlich sehr stark darauf an, wie intensiv ein solcher 

Fall in der Öffentlichkeit diskutiert wird. Auf Basis eines feingliedrigen geokodierten Datensatzes können 

Riaz und seine Kollegen (2021) zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit von fremdenfeindlicher Hasskriminalität 

in Gemeinden kurzfristig deutlich ansteigt, sofern dort in den Tagen zuvor eine Straftat begangen worden 

ist, die Migranten zugeschrieben wurde.    

2.3.4. Hate Speech in Sozialen Netzwerken gegen Bürgermeister (Art. 15) 
Während sich die Artikel 11-14 allesamt mit aus politischen Gründen begangenen Formen physischer Ge-

waltsamkeit beschäftigten, legt der letzte Artikel des Blocks (Bauschke und Jäckle 2023) seinen Fokus auf 

psychische Gewalt. Konkret untersucht er innerhalb sozialer Netzwerke Hate Speech die gegen Bürgermeis-

ter gerichtet ist. Hass und Hetze gegen Politiker haben in Deutschland seit der sogenannten Flüchtlingskrise 

2015/16 deutlich zugenommen. Vielfach sind es dabei Lokalpolitiker, die sich für eine Unterbringung und 

Integration von Flüchtlingen eingesetzt haben, die sich vehementen Angriffen auf ihre Person ausgesetzt 

sahen. Oftmals blieb es dabei nicht bei verbalen Angriffen, Beleidigungen und Bedrohungen, sondern es 

ereigneten sich auch vermehrt Sachbeschädigungen, und Körperverletzungen, bis hin zum politischen Mord 

an Walter Lübcke. Für das Jahr 2016 geht aus der Antwort der Bundesregierung zu einer kleinen Anfrage 

der Grünen-Fraktion hervor, dass, basierend auf Daten der PMK, insgesamt 1840 Straftaten, darunter 41 

Gewaltdelikte, gegen Amts- und Mandatsträger begangen wurden. Im Jahr 2017 waren es 1527, darunter 65 

Gewaltdelikte (Deutscher Bundestag 2018). Es handelt sich somit nicht um Einzelfälle, sondern spätestens 

seit 2015 gibt es eine systematische Gefährdung von Politikern, Opfer einer Straftat zu werden.   

Mit der Corona-Pandemie eröffnete sich dann ein weiteres Themenfeld im Rahmen dessen Hate Speech 

gegen Politiker nochmals deutlich zunahm. So fand eine von der Tagesschau durchgeführte Recherche in 

von Rechtsextremen und Querdenkern genutzten Telegram Gruppen und Chats im Zuge der Diskussionen 

über eine mögliche Impfpflicht gegen Covid-19 250 Tötungsaufrufe gegen Personen aus Politik, Wissen-

schaft, Medizin, Behörden und Medien (Wiebe 2022).45 Die sozialen Medien stellen dabei eine Plattform 

dar, auf der es Tätern relativ einfach möglich ist, anonym gegen Politiker zu hetzen. Die Begrifflichkeit 

Hassrede/Hate Speech ist in Deutschland juristisch nicht klar festgelegt. Vielfach handelt es sich bei Aus-

sagen, die Menschen herabwürdigen, um den Tatbestand der Volksverhetzung. Im Folgenden wird unab-

hängig von der formaljuristischen Einstufung einer Tat jedoch weiterhin der in der öffentlichen Debatte 

präsente Begriff der Hate Speech genutzt. Auf nationaler Ebene haben sich bereits eine ganze Reihe an 

Studien mit dieser Thematik beschäftigt und die Relevanz des Problems in verschiedenen Ländern wie 

                                                           
45 Laut den Autoren des Artikels handelt es sich bei den gefundenen Fällen jedoch nur um „die Spitze des Eisberges, 
da sich Telegram – anders als Twitter – nicht komplett durchsuchen lässt, sondern nur die Kanäle und Chats, in denen 
man selbst Mitglied ist. Die meisten Chatgruppen sind geheim und können nur mit einem Einladungslink betreten 
werden.“ (Wiebe 2022). 
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Großbritannien (Gorrell et al. 2018), Norwegen (Bjørgo und Silkoset 2018) oder Japan (T. Fuchs und Schä-

fer 2020) festgestellt. Es zeigt sich, dass die relative Prominenz von Politikern sowie bestimmte brisante 

Themen, die mit einem bestimmten Politiker in Verbindung gebracht werden, nachweislich das Risiko für 

diese Politiker erhöhen, Opfer von Online-Hassreden zu werden (Gorrell et al. 2020).  

In Deutschland hat auf nationaler Ebene v.a. ein von der Grünen Politikerin Renate Künast angestrebter 

Prozess gegen eine Person, die sie auf Facebook unter anderem als „Stück Scheiße“ und „Geisteskranke“ 

bezeichnet hatte, das Thema Online Hate Speech gegen Politiker in das Licht der Öffentlichkeit gebracht. 

Nachdem das Landgericht Berlin in der ersten Instanz diese und andere beleidigende Äußerungen noch als 

zulässige Meinungsäußerungen aufgefasst hatte (was heftige Kritik seitens der Politik, z.B. durch den dama-

ligen Bundestagspräsidenten Wolfgang Schäuble nach sich zog), hat das Kammergericht Berlin in einem 

weiteren Urteil zwölf der insgesamt 22 beanstandeten Äußerungen als Beleidigungen eingestuft. Die zehn 

weiteren seien hingegen nicht strafbar, weshalb Künast auch kein Recht auf die Herausgabe der Nutzerdaten 

hätte (Jedicke 2020). Im Jahr 2022 hob das Bundesverfassungsgericht dieses Urteil des Kammergerichts auf, 

da dessen Entscheidung die Klägerin in ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht verletzten würde (Deutsche 

Welle 2022). Die mediale Aufmerksamkeit, die den von Renate Künast angestrengten Prozessen zuteil-

wurde, führte auch dazu, dass dem Thema Hate Speech auch bei Lokal- und Regionalpolitikern, die weniger 

in der Öffentlichkeit stehen, eine größere Beachtung geschenkt wurde. Eine ganze Reihe an Studien führten 

in der Folge Umfragen unter Amts- und Mandatsträgern durch und kamen darin zu dem Befund, dass ein 

großer Prozentsatz dieser bereits Anfeindungen, Bedrohungen oder Beleidigungen im Zusammenhang mit 

ihrem politischen Amt erfahren hatte (Bannenberg et al. 2021; Knight 2021; Süddeutsche Zeitung 2019). 

Nach einer Umfrage des Magazins KOMMUNAL, an der sich fast 2500 Bürgermeister beteiligt hatten, hat 

sich der Anteil der Bürgermeister, die schon einmal in ihrem Amt beleidigt, beschimpft, bedroht oder tätlich 

angegriffen wurden, von 41 Prozent 2019 auf 62 Prozent 2020 erhöht (Erhardt 2020). Zwei von der Hein-

rich Böll Stiftung in Auftrag gegebene Studien zeigen nicht nur das Ausmaß des Phänomens mit 42-60 

Prozent der Befragten, die Erfahrungen mit solchen Anfeindungen und Angriffen gemacht haben, sondern 

thematisieren auch die potenzielle Gefahr, dass sich Lokalpolitiker aufgrund dieser Umstände aus der Politik 

zurückziehen, oder sich erst gar keine Bewerber mehr für diese Ämter finden (Alin et al. 2021; Blätte et al. 

2022). Laut einer repräsentativen Umfrage vom April 2021 unter insgesamt 1641 Bürgermeistern aus ganz 

Deutschland gaben 37 Prozent an, aus Sorge vor Hass und Gewalt auf die Nutzung sozialer Medien weit-

gehend zu verzichten. 30 Prozent äußerten sich zu bestimmten Themen aus diesem Grund nur noch seltener 

und 19 Prozent haben schon einmal darüber nachgedacht ihr Amt aufzugeben. Von denjenigen, die selbst 

bereits einmal von Hass und Gewalt betroffen waren, gaben 46 Prozent an, dass sie dies stark oder relativ 

stark belasten würde. Etwa ein Drittel dieser Politiker hat auch schon einmal über einen Rückzug aus der 

Politik nachgedacht. Unter denjenigen, bei denen auch die Familie Bedrohungen oder Angriffen ausgesetzt 

war, sind es sogar fast die Hälfte, die einen solchen Rückzug bereits einmal in Erwägung gezogen hat 

(Körber-Stiftung 2021, S. 22–28). Diese Zahlen zeigen, dass die Angriffe auf Lokalpolitiker eine echte Ge-

fahr für das Funktionieren des gesamten demokratischen Systems darstellen. Ähnlich äußert sich auch die 
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ehemalige Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP) in ihrem Buch „Unsere ge-

fährdete Demokratie: Wie wir mit Hass und Hetze gegen Politiker und Journalisten umgehen“ (Leutheusser-

Schnarrenberger 2022).  

Zudem lässt sich nachweisen, dass Hate Speech in den Sozialen Medien oftmals kein reines Online-Phäno-

men bleibt, sondern, dass diese auch reale, physische Gewalttaten vorbereiten und auslösen kann (Müller 

und Schwarz 2020). Die Relevanz des Themas ist damit zweifellos gegeben, wie auch ein Blick auf die 

offiziellen PMK-Statistiken zeigt. Um der Entwicklung in diesem Deliktbereich Rechnung zu tragen, wurde 

zum 01.01.2019 im „Kriminalpolizeilichen Meldedienst politisch motivierte Kriminalität“ ein bundesein-

heitlicher Katalog zu diesem Angriffsziel eingeführt. Straf- und Gewalttaten gegen Amts- und Mandatsträger 

werden seitdem mit dem Unterangriffsziel „Amtsträger“ und/oder „Mandatsträger“ erfasst (BKA 2020, S. 

8). Abbildung 21 weist darauf hin, wie sich die Zahl dieser Vorfälle von 2018 bis 2022 mehr als verdreifacht 

hat. Aus einer politiktheoretischen Perspektive ist das Thema ebenfalls von Interesse, da an ihm exempla-

risch die in den letzten Jahren intensiv diskutierte Frage aufgezeigt werden kann, wo die Grenzen der Rede- 

und Meinungsfreiheit im digitalen Raum verlaufen (Delcker 2020). 

Abbildung 21: Straftaten und Gewalttaten gegen Amts- und/oder Mandatsträger 

  

Quelle: Berichte des Bundeskriminalamts „Politisch motivierte Kriminalität“ aus den Jahren 2019-2022 (BKA 2020, 
2021, 2022, 2023). 

Der Fokus des hier berichteten Artikels liegt allerdings nicht nur auf der Beschreibung der Situation, in der 

sich Bürgermeister befinden – konkret solche in Baden-Württemberg (Substudie 1) – sondern v.a. auch wie 

diese mit Online-Anfeindungen umgehen (Substudie 2) und ob Hate Speech Auswirkungen auf die Nutzung 

der Sozialen Medien durch die Bürgermeister in ihren Amtsgeschäften hat (Substudie 3). Es darf nämlich 

nicht vergessen werden, dass die Sozialen Medien neben der Gefahr, die von ihnen im Zusammenhang mit 

Hass und Hetze ausgehen, für Lokalpolitiker auch ein sehr großes Potenzial besitzen mit der Bevölkerung 

in Kontakt zu treten und Bürgernähe zu demonstrieren. Ganz ohne Social Media Kommunikation kann 

mittlerweile fast kein Bürgermeister mehr sein Amt führen. In der, dem Artikel zugrundeliegenden Umfrage, 

an der insgesamt 373 der 1101 Bürgermeister aus Baden-Württemberg zwischen dem 5. November und 

dem 11. Dezember 2020 teilgenommen haben (33,9 Prozent), gaben über 70 Prozent an, Social Media Platt-

formen entweder rein beruflich, oder sowohl beruflich wie auch privat zu nutzen. Nur 14 Prozent nutzen 
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keinerlei soziale Medien (Bauschke und Jäckle 2023, S. 230). Dabei wird Facebook von der deutlichen Mehr-

heit der Bürgermeister (70,7 Prozent) als die wichtigste Plattform für ihre Arbeit angesehen, gefolgt von 

Messenger Diensten und Instagram (17,2 bzw. 11,7 Prozent). Die Analyse zeigt, dass knapp 54 Prozent 

bereits einmal im Rahmen ihrer Arbeit Opfer von Hate Speech geworden sind. Diese Zahlen bewegen sich 

in etwa in dem Bereich, den auch andere Studien festgestellt haben (Körber-Stiftung 2021). Einen Unter-

schied in der Häufigkeit der Hate Speech zwischen Bürgermeistern und Bürgermeisterinnen sowie zwischen 

Politikern unterschiedlicher Parteien lässt sich nicht feststellen (Bauschke und Jäckle 2023, S. 232). Die 

Mehrzahl der Bürgermeister ignorierte die Hassrede, nur knapp 30 Prozent antworteten auf der Plattform, 

fünf Prozent blockierten den Autor der Hassbotschaft und etwa acht Prozent zeigten die Hate Speech an. 

Die Analyse zeigt darüber hinaus, dass die Art und Weise, wie Bürgermeister auf Hate Speech reagieren, 

stark davon abhängig ist, wie vertraut sie mit der Nutzung Sozialer Medien sind. Je besser sich Bürgermeister 

mit Social Media auskennen, desto häufiger antworten sie auf Hate Speech aber desto häufiger greifen sie 

auch auf Plattform-interne Meldemaßnahmen (Nutzer blockieren/Post löschen) oder strafrechtliche Anzei-

gen zurück (Bauschke und Jäckle 2023, S. 235).  Als Ergebnis der dritten Substudie lässt sich zudem der 

zunächst überraschend wirkende Befund festhalten, dass Bürgermeister, die Hate Speech erfahren und auf 

diese über die Plattform geantwortet haben, Social Media generell als nützlicher für ihre Arbeit betrachten 

als Bürgermeister, die keine Erfahrungen mit Hate Speech gemacht haben (Bauschke und Jäckle 2023, S. 

237). Dies mag daran liegen, dass der Beruf des Bürgermeisters per se eine gewisse Fähigkeit voraussetzt 

mit widrigen Umständen umzugehen (Huzel 2019) und diejenigen Befragten, die den Sozialen Medien po-

sitive Eigenschaften gerade im Hinblick auf eine Stärkung partizipatorischer Elemente der Demokratie zu-

schreiben, gewillt sein könnten die negativen Auswirkungen wie Hate Speech und anonyme Bedrohungen 

als notwendiges Übel hinzunehmen. Dies gilt umso mehr als Studien zeigen, dass repräsentative Formen 

der Demokratie von Bürgermeistern immer stärker zugunsten von stärker partizipativen Formen abgelehnt 

werden (Vetter et al. 2018).   

Die Ergebnisse der Analyse lassen sich jedoch nicht nur auf der Ebene der einzelnen Bürgermeister inter-

pretieren, sondern sie geben auch Aufschluss über die generelle Entwicklung des Stils der politischen Kom-

munikation auf der kommunalen Ebene. Im Zuge der Verlagerung des Diskurses in den digitalen Raum der 

Sozialen Medien mit ihren Filterblasen und der dort vorherrschenden Anonymität hat sich ein deutlich 

konfrontativeres Kommunikationsverhalten ausgebildet, wie das auch schon seit einigen Jahren in der For-

schung gesehen wurde (Bennett und Livingston 2018; Davis 2010; Van Aelst et al. 2017). Der Gesetzgeber 

war indes nicht untätig und hat sich dem Thema ebenfalls gewidmet. Im Oktober 2017 trat das Netzwerk-

durchsetzungsgesetz (NetzDG) in Kraft, welches bußgeldbewehrte Compliance-Regeln für Soziale Netz-

werke bezüglich deren Umgangs mit Nutzeranfragen zu Hassrede sowie eine Auskunftspflicht gegenüber 

den Opfern von Hate Speech einführte (Bundesgesetzblatt 2017). Inwiefern dieses Gesetz bzw. dessen No-

velle, die im März 2021 in Kraft trat und Anbieter Sozialer Medien zusätzlich verpflichtet bestimmte Infor-

mationen über Nutzer mit dem Bundeskriminalamt (BKA) zu teilen, sofern konkrete Anhaltspunkte für 

eine gravierende Straftat vorliegen (Gefährdung des demokratischen Rechtsstaats, Kinderpornographie, Be-

drohung gegen Leben, sexuelle Selbstbestimmung, körperliche Unversehrtheit oder persönliche Freiheit), 
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die geschilderten Probleme und Gefahren durch Hate Speech in den Sozialen Medien für Bürgermeister 

und andere Amts- und Mandatsträger wirksam reduzieren kann, bleibt abzuwarten. Denn gerade die großen 

Internetkonzerne, die die Plattformen betreiben, wehren sich vehement gegen dieses Gesetz und haben 

damit auch Erfolg. So hat das Verwaltungsgericht Köln im März 2022 einem Einspruch des Facebook Mut-

terkonzerns Meta sowie von Google stattgegeben, nach dem Teile des NetzDG (insbesondere die Aus-

kunftspflicht gegenüber dem BKA) nicht mit EU-Recht vereinbar seien.     
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2.4. Block 4: CO2-Fußabdruck wissenschaftlicher Konferenzen (Art. 16, 17 & 18) 
Der letzte Block dieser Habilitationsschrift sticht im Vergleich zu den drei vorherigen Blöcken insoweit 

heraus, als er den Wissenschaftsbetrieb selbst zum Gegenstand hat. Konkret beschäftigt er sich am Beispiel 

der Politikwissenschaft mit der Frage, wie nachhaltig wissenschaftliche Konferenzen, die eine zentrale Po-

sition in der heutigen Forschungslandschaft einnehmen, im Sinne des Ausstoßes von Treibhausgasen sind 

und welche Stellschrauben hierbei existieren, um den Carbon Footprint der Wissenschaft insgesamt zu redu-

zieren. An dieser Stelle fällt im Vergleich zu den drei vorherigen Blöcken zudem auf, dass diese Forschung 

durchaus einer expliziten normativen Grundüberzeugung unterliegt, nach der eine Reduzierung der Treib-

hausgasemissionen ein vorrangiges Ziel politischer aber auch gesellschaftlicher und ökonomischer Entwick-

lungen in den kommenden Jahren sein muss. Auch wenn die drei in diesem Block enthaltenen Artikel in 

Teilen damit vom Weberschen Ideal einer werturteilsfreien Forschung abweichen, indem sie einerseits die 

aktuelle Praxis des „Konferenztourismus“ kritisch hinterfragen, andererseits aber auch konkrete Vorschläge 

unterbreiten, auf welche Weise eine deutliche Reduzierung der durch Konferenzen induzierten Emissionen 

möglich wäre (was letztlich als Policy-Beratung interpretiert werden kann), halte ich diese Artikel aus meh-

reren Gründen für einen guten Abschluss dieser Habilitationsschrift.  

Erstens war die Ausgangslage für diese Forschung weniger eine bestimmte normative Grundüberzeugung 

als vielmehr ein exploratives Interesse an der bislang empirisch noch nicht behandelten Frage, wie CO2-

intensiv wissenschaftliche Konferenzen eigentlich sind und welchen Anteil diese damit am gesamten Carbon 

Footprint einer Disziplin wie der Politikwissenschaft ausmachen. Zweitens zeigen diese drei Arbeiten aus 

methodischer Perspektive schön auf, wie Simulationsrechnung basierend auf Geodaten auch für sozialwis-

senschaftliche Fragestellungen eine fruchtbare Anwendung finden können. Drittens offenbart die Diskus-

sion der Ergebnisse aber auch einen aus politikwissenschaftlicher Perspektive durchaus interessanten Kon-

flikt, nämlich auf welche Art und Weise eine – davon kann wohl ausgegangen werden – von allen Beteiligten 

als positiv gesehene Reduzierung von Treibhausgasen erreichbar ist. Dabei spielen Fragen nach der Verant-

wortung (liegt diese beim Individuum, bei der Politik, bei Wissenschaftsinstitutionen oder beim gesamtge-

sellschaftlichen System?) genauso eine Rolle, wie Fragen der Klimagerechtigkeit (gerade im Blick auf den 

von der Klimakrise deutlich stärker betroffenen, an deren Entstehung jedoch sehr viel weniger ursächlich 

beteiligten Globalen Süden). Auch Abwägungserwägungen zwischen Wissenschafts- und Forschungsfrei-

heit einerseits und dem Klimaschutz andererseits sind hier zu nennen.  

Die Relevanz des Themas „Klimakrise“ sollte an sich keiner ausführlichen Erläuterung bedürfen. Gleich-

wohl schadet es nicht an dieser Stelle nochmals kurz den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkennt-

nisse zu präsentieren, da dies den Rahmen für die drei Artikel setzt. Nach dem im März 2023 erschienenen 

Synthesebericht des vom Weltklimarat International Panel on Climate Change (IPCC) erstellten sechsten Assess-

ment Reports (AR6) lag die globale Oberflächentemperatur im Zeitraum 2011-2020 im Vergleich zum vorin-

dustriellen Niveau (1850-1900) durchschnittlich bereits um ca. 1,09 °C höher [90 %-Konfidenzintervall: 

0,95 °C – 1,20 °C], wobei der Temperaturanstieg über Land sogar durchschnittlich 1,59 °C erreichte (IPCC 

2023, S. 6). Einzelne Regionen der Erde, wie beispielsweise die Antarktis und Afrika, verzeichnen dabei 
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einen höheren Temperaturanstieg als andere. Die globale Erwärmung führt zudem zu häufigeren und ext-

remeren Episoden von Wetterereignissen (z.B. Starkregen, Dürren, Waldbrände), die die Menschheit vor 

große Adaptionsprobleme stellt. Diese Probleme beziehen sich auf die Nahrungsmittelproduktion durch 

Ackerbau und Fischerei genauso wie auf das durch Hitze erhöhte Gesundheitsrisiko.46 Zudem schätzt das 

IPCC insbesondere in den Szenarien mit einem hohen bis sehr hohen Temperaturanstieg (+3 bis +4 °C) 

das Risiko für das Aussterben von vielen Tier- und Pflanzenarten als sehr hoch ein (IPCC 2023, S. 37–38). 

All dies verdeutlicht die Notwendigkeit den Klimawandel so gut es geht zu begrenzen, um die Erde auch 

für zukünftige Generationen als ein bewohnbares Ökosystem zu erhalten.  

Auf der UN-Klimakonferenz in Paris einigten sich die Staaten im Jahr 2015 die globale Erwärmung bis zum 

Jahr 2100 auf deutlich unter 2 °C zu begrenzen und Anstrengungen zu unternehmen auch unter 1,5 °C zu 

bleiben.47 Um diese Zielmarken zu erreichen, berechnen die Autoren des AR6-Berichts ein weltweit noch 

zur Verfügung stehendes Restbudget ab dem Jahr 2020 von 500 Gt CO2 um mit 50 prozentiger Wahr-

scheinlichkeit das 1,5°C-Ziel einzuhalten, bzw. von 1150 Gt CO2 um mit 67 prozentiger Wahrscheinlichkeit 

das 2°C-Ziel einzuhalten. Sollte der Treibhausgasausstoß nicht substantiell sinken, sondern auf dem Niveau 

des Jahres 2019 bleiben (59±6,6 Gt CO2e48), hieße dies, dass das CO2-Restbudget für das 1,5 °C-Ziel in 

gerade einmal 10 Jahren (bis zum Jahr 2030) praktisch aufgebraucht wäre (IPCC 2023, S. 8, 47). Anders 

ausgedrückt muss laut der Schätzung des IPCC etwa Mitte des Jahrhunderts (2040-2065) Net Zero beim 

CO2-Ausstoß erreicht sein. Umgerechnet auf den pro Kopf Ausstoß pro Person hieße dies, dass jeder 

Mensch weltweit bis 2030 seine persönlichen Treibhausgasemissionen auf 2,5 t CO2e bis 2030, auf 1,4 t bis 

2040 und auf 0,7 t bis 2050 reduzieren müsste (IGES 2019). Hinzu kommt, dass bei dieser Berechnung das 

noch zur Verfügung stehende Restbudget gleichmäßig auf alle Menschen weltweit aufgeteilt wird. Ansätze 

nach denen diejenigen Länder, die über die letzten Jahrzehnte maßgeblich den Treibhausgasausstoß domi-

niert haben, auch größere Reduktionsbemühungen zu unternehmen hätten (allen voran die westlichen In-

dustrieländer), würden die Grenze der persönlich „erlaubten“ Emissionen für Menschen aus diesen Staaten 

noch weiter senken. Zum Vergleich: während die jährlichen pro Kopf Treibhausgasemissionen in Ruanda 

                                                           
46 Selbst bei einem globalen Temperaturanstieg von „nur“ 1,7 – 2,3 °C, gäbe es Gebiete, zumeist in Äquatornähe (u.a. 
Indonesien, Philippinen, das südliche Indien, sowie Teile Westafrikas, Brasiliens, Mittelamerikas und der Karibik) in 
denen die tägliche Durchschnittstemperatur sowie die Luftfeuchtigkeit praktisch das ganze Jahr über (!) ein solch hohes 
Niveau erreichen, dass hierdurch ein akutes Sterberisiko für Menschen besteht (IPCC 2023, S. 38).        
47 Dabei gilt es allerdings zu beachten, dass auch schon ein Anstieg auf 1,5 °C bereits weitreichende Auswirkungen auf 
bestimmte Naturräume (z.B. Korallenriffe) und auf das menschliche Leben auf der Erde durch Überflutungen, Dür-
rekatastrophen usw. haben wird. Alle diese Risiken würden jedoch bei einem darüberhinausgehenden Anstieg der 
globalen Durchschnittstemperaturen signifikant weiter ansteigen (IPCC 2018).   
48 Neben CO2 gibt es noch weitere Treibhausgase, wie Methan (CH4) oder Lachgas (N2O). Um die kombinierte klima-
schädliche Wirkung all dieser Gase zu bemessen, wird für alle anderen Treibhausgase berechnet, wie hoch deren Kli-
mawirkung im Vergleich zu CO2 ist. Methan beispielsweise hat eine 28-mal so hohe, und Lachgas sogar eine 298-mal 
so hohe Klimawirkung wie CO2. Um für eine bestimmte Menge eines Treibhausgases dessen Klimawirkung vergleich-
bar zu machen, wird diese Menge entsprechend umgerechnet in die Menge CO2, die dieselbe Klimawirkung hätte. 
Mithilfe dieser sogenannten CO2-Äquivalente (abgekürzt CO2e) kann dann auch die gesamte Menge ausgestoßener 
Treibhausgase einheitlich angegeben werden. So entspräche ein Prozess, der 1 t Methan, 100 kg Lachgas und 20 t CO2 
ausstößt 1*28 + 0,1*298 + 20 = 77,8 t CO2e.  
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oder Burundi im Jahr 2021 bei weniger als 800 kg CO2e lagen, sind es in Deutschland knapp 9 t, in den USA 

17,6 t und in Katar sogar 76,6 t (Our World in Data 2023).  

Auf welche Weise sich der persönliche CO2-Fußabdruck in hochentwickelten Gesellschaften am meisten 

reduzieren lässt haben Wynes und Nicholas (2017) untersucht.  Sie kamen dabei zu dem Ergebnis, dass der 

mit Abstand größte Hebel darin bestünde weniger Kinder zu bekommen (für ein Kind weniger errechnen 

sie eine Reduzierung in Höhe von 58,6 t CO2e). Auch wenn die Studie in Bezug auf diesen Befund sowohl 

methodisch (aufgrund der Berechnungsart, da die von den nachfolgenden Generationen verursachten Emis-

sionen den Eltern zugerechnet werden) als auch ethisch (da Familienplanung ein Menschenrecht ist) starker 

Kritik ausgesetzt war (Pedersen und Lam 2018; van Basshuysen und Brandstedt 2018), so ist die grundle-

gende Idee doch überzeugend: die Autoren argumentieren, dass insbesondere diejenigen Maßnahmen er-

griffen werden sollten, die das größte Potenzial zur Reduzierung des Treibhausgasaustoßes aufweisen. Die 

weiteren Maßnahmen, welche eine möglichst große Emissionsreduktion versprechen, seien laut den Auto-

ren ein autofreies Leben (Ersparnis von 2,4 t CO2e pro Jahr), der Verzicht auf Flugreisen (1,6 t CO2e für 

einen Transatlantikflug) und der Umstieg auf eine vegane Ernährungsweise (Ersparnis von 0,8 t CO2e pro 

Jahr) (Wynes und Nicholas 2017, S. 1). Die dem Verkehrssektor zuzurechnenden Emissionen stellen damit, 

zumindest in hochentwickelten Ländern, einen relevanten Anteil an den persönlichen Treibhausgasemissi-

onen dar. Die Mobilität einer Person in Bezug auf die Häufigkeit mit der sie reist, die Entfernung, die sie 

dabei zurücklegt sowie den von ihr gewählten Verkehrsträger, ist entsprechend einer der wichtigsten Fak-

toren für die Höhe des persönlichen Carbon Footprints – und dabei, zumindest in der Theorie, vergleichsweise 

einfach zu ändern. Insbesondere der Flugverkehr ist hier zu nennen. Nach Lee und Kollegen (2021) ist der 

Flugverkehr in seiner Gänze global für etwa 3,5 % des gesamten menschengemachten Einflusses auf das 

Klima verantwortlich. Der relative Anteil des Fliegens am Treibhausgasausstoß ist jedoch in hochentwickel-

ten Weltregionen, in denen pro Kopf deutlich mehr geflogen wird als in ärmeren Regionen (vgl. Abbildung 

22) deutlich höher. Nochmals höher ist dieser Anteil in den Wirtschaftsbereichen, in denen internationale 

Mobilität wichtig ist. Zu diesen gehört sicherlich auch der Wissenschafts- und Forschungsbereich.  

Abbildung 22: Anteil Flugpassagierkilometer nach Weltregion (2019) 

 
Anmerkung: eigene Darstellung. Datenquellen (ICAO 2019; United Nations, Department of Economic and Social Af-
fairs, Population Division 2022). 
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2.4.1. Forschungsstand zu Wissenschaftlichen Konferenzen und deren Treibhausgasemissionen   
Die Teilnahme an wissenschaftlichen Konferenzen stellt für viele Forscher einen elementaren Teil ihrer 

Arbeit dar. Zumeist wird dabei auf die folgenden Gründe verwiesen, weshalb akademische Konferenzen 

eine so zentrale Rolle im Wissenschaftsbetrieb einnehmen: Auf diesen Konferenzen können Wissenschaft-

ler eigene Forschungsergebnisse präsentieren und besprechen, neueste Entwicklungen innerhalb der eige-

nen Disziplin aufschnappen sowie akademische Netzwerke knüpfen und pflegen. Es gibt jedoch auch Kritik 

an dieser Sichtweise. So würden Wissenschaftler vielfach weniger aus einer forschungsgetriebenen Motiva-

tion heraus Konferenzen besuchen, sondern entweder um ihr – mit Bourdieu gesprochen – symbolisches 

Kapital zu steigern49, was durchaus auch von ihren Heimatuniversitäten gewünscht sein kann, um hierdurch 

deren Renommee zu steigern, oder um persönliche Bekanntschaften und Freundschaften zu anderen For-

schern zu pflegen (Hoyer und Naess 2001). Auch Konferenzteilnahmen primär aus touristischen Gründen 

erscheinen nicht gänzlich abwegig, werden die Veranstaltungsorte von den Organisatoren der Konferenzen 

doch auch aus diesem Blickwinkel oftmals intensiv beworben.50 Zudem lässt eine neuere Studie auch Zwei-

fel daran aufkommen, inwiefern der vielfach kolportierte wissenschaftliche Mehrwert von Konferenzteil-

nahmen wirklich in dem Umfang existiert. Wynes und Kollegen zeigen, dass diejenigen Forscher der Uni-

versity of British Columbia, die häufig zu Konferenzen fliegen, sich im Hinblick auf akademische Erfolgs-

maße (beispielsweise den auf Alter und Disziplin adjustierten H-Index) nicht signifikant von denjenigen 

Kollegen unterscheiden, die dies nicht oder nur selten tun. Sie finden keinerlei Zusammenhang zwischen 

der Höhe der durch Konferenzreisen induzierten Treibhausgasemissionen von Forschern und deren bibli-

ometrischen Maßzahlen. Die Höhe der Emissionen war allerdings mit einem anderen Faktor stark positiv 

korreliert: dem Gehalt der Forscher (Wynes et al. 2019).        

In den letzten Jahren haben sich insbesondere in den Wissenschaftsbereichen, die Umwelt- und Klimathe-

men erforschen, immer mehr Stimmen zu Wort gemeldet, die die aktuelle Praxis des mit vielen Langstre-

ckenflügen verbundenen, weltweiten Konferenztourismus äußerst kritisch betrachten. Sie verweisen dabei 

darauf, dass Wissenschaftler durch diese Konferenzteilnahmen hohe persönliche Treibhausgasemissionen 

hätten, die sich auch durch ein ansonsten maximal klimabewusstes Leben nicht kompensieren ließen (Fox 

et al. 2009; Grémillet 2008; Holden et al. 2017). Dies sei zum einen aus einer moralischen Perspektive im 

Hinblick auf die individuelle Klimagerechtigkeit problematisch, da Wissenschaftler als Angehörige einer 

privilegierten sozialen Schicht (insbesondere auch solche aus dem Globalen Norden) überproportional zur 

Klimakrise beitragen würden, die Konsequenzen ihres Handelns aber insbesondere von Angehörigen we-

niger privilegierter Schichten (gerade aus dem Globalen Süden) getragen werden müssten. Zum anderen 

                                                           
49 Auf einer angesehenen Konferenz die eigene Forschung präsentieren zu dürfen, gilt als Indikator für wissenschaft-
liche Leistungen. Das ist auch der Grund, warum die Teilnahme an Konferenzen von vielen Wissenschaftlern im CV 
erwähnt wird. In diesem Sinne sind akademische Konferenzen für Wissenschaftler wichtig, da sie „einen Ruf für Kom-
petenz und ein Image von Seriosität und Ehrenhaftigkeit“ schaffen, was genau dem entspricht, was Bourdieu unter 
symbolisches Kapital versteht (Bourdieu 1984, S. 291). 
50 Viele Konferenzen bieten den Teilnehmern ein extra für sie erstelltes touristisches Programm (z.B. Busreisen, Stadt-
führungen). Dies steigert, wie Veloutsou und Chreppas zeigen eindeutig die Attraktivität von Konferenzen für For-
scher. Die beiden zeigen, dass „sightseeing and social events“ für wissenschaftliche Konferenzen einen Pull-Faktor 
darstellen, der in seiner Höhe mit dem Faktor „career development“ vergleichbar ist (Veloutsou und Chreppas 2015, 
S. 117).  
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würde durch das eigene Verhalten die Glaubwürdigkeit der Klimawissenschaftler innerhalb der Öffentlich-

keit leiden. Getreu der Redewendung Wasser predigen, Wein trinken sähe die Bevölkerung die Forscher einer-

seits Reduktionen von Treibhausgasen anmahnen, die für viele Menschen Einschränkungen in ihrem Le-

benswandel bedeuten würden, andererseits würden die Forscher aber selbst um die Welt jetten. Da öffent-

liches Vertrauen in die wissenschaftliche Expertise ein zentraler, nicht einfach ersetzbarer Baustein für eine 

erfolgreiche Umsetzung von solchen Policies ist, die einer wissenschaftlichen Begründung bedürfen – wie 

dies etwa auch die Corona-Krise gezeigt hat (Jäckle und Wagschal 2022, S. 16–17; Wissenschaft im Dia-

log/Kantar 2020) – und damit auch bei der Bekämpfung der Ursachen des Klimawandels erforderlich ist, 

sind Wissenschaftler besonders gefordert, dieses Vertrauen nicht leichtfertig zu verspielen. Gerade in Zeiten 

alternativer Fakten und weitverbreiteter Verschwörungsmythen ist es wichtig dieses Gut zu schützen. Em-

pirische Studien konnten zudem Belege dafür finden, dass die Glaubwürdigkeit von Wissenschaftlern in 

dieser Hinsicht elementar mit deren eigenem Verhalten, d.h. ihrem persönlichem Carbon Footprint zusam-

menhängt (Attari et al. 2016, 2019).  

Trotz dieser Punkte fanden sich bis vor wenigen Jahren nur vereinzelte Arbeiten, die den Carbon Footprint 

wissenschaftlicher Konferenzen oder einzelner Forscher zum Thema hatten. Zumeist kamen diese aus den 

Umweltwissenschaften, der Klimaforschung oder angrenzenden Disziplinen und fokussierten auf ver-

gleichsweise kleine, eher regional ausgerichtete Konferenzen (Desiere 2016; Kuonen 2015; Nathans und 

Sterling 2016; Spinellis und Louridas 2013). Eine weitere Arbeit konnte zeigen, dass Professoren an der 

Universität Montreal jährlich arbeitsbedingt mehr als 33.000 km reisen und damit einen CO2-Ausstoß von 

knapp 10,76 t verursachen. Das entspricht derselben Menge, die ein durchschnittlicher Kanadier mit seinem 

gesamten Lebenswandel in einem Jahr ausstößt (Arsenault et al. 2019). Angesichts solcher Zahlen drängen 

sich Fragen der Nachhaltigkeit sowie der Klimagerechtigkeit, die auch aus politik- und sozialwissenschaftli-

cher Perspektive ein interessantes Untersuchungsobjekt böten, geradezu auf. Umso erstaunlicher ist es, dass 

das Thema Klimawandel innerhalb der Politikwissenschaft zwar eine wichtige Rolle spielt und als Untersu-

chungsobjekt aus unterschiedlichen Perspektiven betrachtet wird (Blue 2016; Delreux und Ohler 2019; 

Nordås und Gleditsch 2007), die eigene Rolle im Klimawandel, konkret der Carbon Footprint politikwissen-

schaftlicher Konferenzen, oder auch der von Konferenzen aus angrenzenden Sozialwissenschaften aller-

dings bislang nicht untersucht wurde.  

Etwas anders sieht es auf institutioneller Ebene einzelner Universitäten aus. Hier finden sich mittlerweile 

vermehrt wissenschaftliche Arbeiten und von den Universitäten selbst erstellte Berichte, welche die durch 

Reisen der Mitarbeiter entstandenen Emissionen betrachten – darunter fallen dann zumeist nicht nur Kon-

ferenzreisen sondern beispielsweise auch Forschungsaufenthalte. Die Ergebnisse dieser Arbeiten weisen 

allerdings eine sehr große Varianz auf. Von einem Anteil von etwa 2 %, den Flugreisen am gesamten CO2-

Ausstoß der Universität von Kapstadt (Letete et al. 2011, S. 9) ausmachen, geht die Spanne über 14 % an 

der Yale University (Thurston und Eckelman 2011) und knapp einem Drittel an der technischen Hochschule 

Lausanne (Ciers et al. 2018) bis hin zu deutlich über 50 % an der ETH Zürich, wovon wiederum etwa 90 % 

auf Flugreisen zurückzuführen sind (ETH Zürich 2020, S. 65). Die ETH hat sich dieser Thematik bereits 
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vergleichsweise früh gewidmet und stellt bereits seit 2008 einen umfassenden Bericht des eigenen Treib-

hausgasausstoßes zusammen, der in einem Sustainability Report veröffentlicht wird. Abbildung 23 ist die-

sem Bericht entnommen und zeigt, dass der Anteil der durch Arbeitsreisen ausgestoßenen Treibhausgase 

(schwarzer Teilbalken) bis Mitte der 2010er Jahre noch zugenommen hat. Zudem fällt der durch die Reise-

beschränkungen aufgrund der Corona-Pandemie deutlich geringere Ausstoß des Jahres 2020 ins Auge.  

Abbildung 23: Treibhausgasemissionen der ETH Zürich (in t CO2e) 

  

Quelle: Sustainability Report der ETH Zürich 2019/20 (ETH Zürich 2020, S. 65). 

Zum Wintersemester 2018/19 erstellte auch die Universität Freiburg erstmals einen Umweltbericht, der 

unter anderem auch Angaben zu den CO2-Emissionen der Universität enthält. Dieser Bericht kommt auf 

Basis einer Auswertung der Dienstreisen einer einzigen Fakultät51 zu dem Ergebnis, dass Flug-Dienstreisen 

zwar nur 19 % aller Flugreisen der betreffenden Fakultät ausmachen, aber mehr als 90 % der mobilitätsbe-

dingten Emissionen verursachen. Hochgerechnet auf die gesamte Universität Freiburg kommen die Auto-

ren des Berichts zu dem Ergebnis, dass Flugreisen der Mitarbeiter knapp 5000 t CO2e pro Jahr verursachen. 

Dies entspricht etwa 13,4 % der Gesamtemissionen der Universität (Uni Freiburg 2019, 2020). Trotz der 

vorgestellten Arbeiten fehlten Ende der 2010er Jahre gerade für große internationale Konferenzen belast-

bare Zahlen, wie deren Carbon Footprint ausfällt. An dieser Stelle setzen die drei Artikel an, indem sie den 

durch An- und Abreise verursachten CO2-Ausstoß mehrerer der größten europäischen Politikwissenschafts-

konferenzen, der ECPR General Conferences52, berechnen. Artikel 16 (Jäckle 2019) macht dies für die Konfe-

renzen der Jahre 2013-18, Artikel 17 (Jäckle 2021) nutzt die Tatsache, dass im Jahr 2020 die ECPR Konfe-

renz aufgrund der Corona-Pandemie komplett virtuell stattfand, für einen umfassenden Vergleich der Ge-

samtemissionen von virtuellen, im Vergleich zu Vor-Ort-Konferenzen. Artikel 18 (Jäckle 2022a) fasst die 

Ergebnisse überblicksartig zusammen und vergleicht zusätzlich mögliche Optionen zur Reduzierung des 

                                                           
51 Der Bericht erwähnt nicht um welche Fakultät es sich handelt. 
52 Die jährlichen Konferenzen des European Consortium for Political Research (ECPR) zählen mit durchschnittlich mehr als 
1500 Teilnehmern zu den größeren internationalen Konferenzen in der Politikwissenschaft. Einzig einige in den USA 
stattfindende Konferenzen wie die der International Studies Association (ISA) oder der American Political Science 
Association (APSA) mit mehr als 5000 Teilnehmern übertreffen diese. Im Vergleich zu anderen Disziplinen wie der 
Society of Neuroscience, an deren Meeting mehr als 30.000 Personen teilnehmen, handelt es sich gleichwohl um über-
schaubare Veranstaltungen. In Bezug auf ihre Größe und die geographische Zusammensetzung der Teilnehmer kön-
nen ECPR Konferenzen gleichwohl als vergleichsweise repräsentativ für viele größere internationale Konferenzen 
auch in anderen Disziplinen gesehen werden.  
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Carbon Footprints im Hinblick auf ihre Leistungsfähigkeit. Im Folgenden werden knapp die methodische 

Herangehensweise, die zentralen Erkenntnisse sowie die auf Basis der Berechnungen entwickelten Vor-

schläge zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen von wissenschaftlichen Konferenzen aufgezeigt.  

2.4.2. Methodische Vorgehensweise  
Im Zentrum der drei Artikel stehen die durch An- und Abreise erzeugten Emissionen. Um diese zu berech-

nen, wurden zunächst via webscraping von der ECPR Homepage Teilnehmerlisten der Konferenzen gezogen. 

Diese enthielten neben dem Namen der Forscher auch deren Affiliation. Unter der Annahme, dass die 

Forscher von diesen Heimatuniversitäten aus zu den jeweiligen Konferenzen gereist sind, wurden im An-

schluss mithilfe einer GIS-Software (QGIS) drei unterschiedliche Distanzen zwischen der geokodierten 

Heimatuniversität (diese Koordinaten wurden ebenfalls automatisiert aus Wikipedia gezogen) und dem Ort 

der Konferenz berechnet: eine anhand der Formel für den Großkreis berechnete Flugdistanz, eine auf der 

Openrouteservice API (https://openrouteservice.org/) basierende Distanz für Fernbusse, wobei die 

schnellste vorgeschlagene Route für PKW als Basis gewählt wurde, sowie eine auf dem Schienennetz basie-

rende kürzeste Distanz für Eisenbahnfahren. Multipliziert man diese Distanzen (D) mit den sogenannten 

Emissionsfaktoren (EF), die angeben, wieviel CO2e ein bestimmtes Fortbewegungsmittel pro Personenki-

lometer ausstößt, und dann nochmals für Hin- und Rückreise mit dem Faktor 2, erhält man den durch die 

Konferenzreise verursachten Carbon Footprint (CF) einer Person (i): 

𝐶𝐶𝐶𝐶𝑖𝑖 = 𝐷𝐷 ∙ 𝐸𝐸𝐸𝐸 ∙ 2 

Diese Berechnungsmethode wurde auch in früheren Arbeiten bereits angewandt (Desiere 2016; Kuonen 

2015). Die Emissionsfaktoren selbst sind stets Schätzungen, deren exakte Höhe von einer Vielzahl von 

Annahmen abhängig ist. Dabei spielen für die Berechnungen beispielsweise Annahmen in Bezug auf die 

durchschnittliche Auslastung eines Verkehrsmittels eine Rolle, welcher Strommix bei elektrisch betriebenen 

Fahrzeugen (Eisenbahnen) Verwendung findet und ob, bzw. wenn ja, in welchem Ausmaß, Radiative Forcing 

angenommen wird.53 Um die Abhängigkeit der letztlichen Schätzungen von einzelnen dieser Annahmen zu 

minimieren wird auf Emissionsfaktoren von unterschiedlichen Behörden zurückgegriffen: u.a. das TRE-

MOD Modell des deutschen Umweltbundesamts (Allekotte et al. 2020), den TERM-Report der Europäi-

schen Energieagentur (European Environment Agency 2014) oder die vom britischen Ministerium für Wirt-

schaft und Energie herausgegebenen Werte (UK Department for Business, Energy & Industrial Strategy 

2021). Auf Basis dieser sich in Teilen durchaus deutlich unterscheidenden Emissionsfaktoren und unter der 

Annahme, dass Personen die Entscheidung, ob sie fliegen, oder mit Bus oder der Bahn fahren primär von 

der Reisedauer abhängig machen, ist es dann möglich, eine Spanne für das durch die Konferenzreise ausge-

stoßene CO2 anzugeben (Jäckle 2019, S. 637–638). 

                                                           
53 Radiative Forcing beschreibt den Umstand, dass durch Flugzeuge in großen Höhen ausgestoßene Treibhausgase stärker 
wirken, als wenn diese auf dem Erdboden ausgestoßen werden.  
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In Artikel 17 werden die Emissionen der virtuell abgehaltenen ECPR Konferenz im Jahr 2020 mit dem 

hypothetischen Fall verglichen, wenn diese Konferenz wie ursprünglich angedacht in Innsbruck stattgefun-

den hätte. Hierzu wurden zusätzlich zum (hypothetischen) reisebedingten Treibhausgasausstoß auch die 

Emissionen geschätzt, die durch Heizung und Stromverbrauch in Hotel und Konferenzzentrum sowie 

durch das Catering in Innsbruck entstanden wären. Die Emissionen, die durch die reale Online-Konferenz 

entstanden sind, wurden ebenfalls geschätzt, und zwar anhand des Stromverbrauchs der Geräte der Teil-

nehmer sowie der notwendigen Datentransfers für Audio- und Videostreams über das Internet (Jäckle 2021, 

S. 457–458).    

2.4.3. Zentrale Ergebnisse  
Die Basisschätzung, bei der davon ausgegangen wird, dass Teilnehmer per Bus anreisen, solange die Reise-

zeit unter fünf Stunden liegt, und erst bei längeren Strecken das Flugzeug nutzen, kommt zu den folgenden 

Ergebnissen für den Treibhausgasausstoß durch An- und Abreise der Teilnehmer (Jäckle 2022a, S. 30–35): 

• Jede der sechs zwischen 2013 und 2019 innerhalb Europas stattgefundenen ECPR Konferenzen 

verursachte (allein durch An- und Abreise der Teilnehmer bedingt) zwischen ca. 900 und 2300 t 

CO2e. Das entspricht in etwa den durchschnittlichen jährlichen Emissionen von 120-310 Perso-

nen aus Großbritannien.  

• Im Jahr 2015 fand die ECPR General Conference in Montreal, Kanada statt. Auch wenn an dieser 

mit 1174 Personen mit Abstand die wenigsten Wissenschaftler teilnahmen, generierte sie doch 

den größten Treibhausgasausstoß: je nach angelegten Emissionsfaktoren waren dies 2050 – 4000 t 

CO2e.   

• Ob Teilnehmer per Bus, oder per Bahn anreisen macht insgesamt betrachtet keinen großen Un-

terschied für die Emissionen aus (∆ = max. 20 t CO2e).  

• Pro Teilnehmer lag der Treibhausgasausstoß zwischen 500 kg und 1,4 t CO2e (1,7 – 3,5 t CO2e 

für die Konferenz 2015 in Montreal). Damit kommt eine einzige ECPR Konferenzteilnahme 

durchschnittlich auf etwa die Höhe an Emissionen, die jedem Menschen weltweit rein rechnerisch 

zwischen 2040 und 2050 noch zur Verfügung steht um das 1,5 °C-Ziel zu erreichen (vgl. Abbil-

dung 24).  

• Die reisebedingten Pro-Kopf-Emissionen unterscheiden sich dabei extrem in Abhängigkeit von 

der zurückgelegten Wegstrecke. So waren im Jahr 2018 bei der Konferenz in Hamburg gerade 

einmal sieben Prozent der Teilnehmer für die Hälfte aller Emissionen verantwortlich.   

Neuere, v.a. ab 2019/20 durchgeführte Studien aus anderen Disziplinen kommen im Großen und Ganzen 

zu Schätzungen in ähnlicher Höhe. Klöwer und Kollegen ermitteln für die riesige Konferenz der American 

Geophysical Union mit ihren mehr als 28.000 Teilnehmern, Gesamtemissionen von ca. 80.000 t CO2, was 

dem gesamten wöchentlichen Ausstoß der schottischen Stadt Edinburgh entspricht. Pro Teilnehmer kom-

men sie auf etwa 3 t CO2e und damit sogar auf noch höhere Werte als die hier vorgestellten (Klöwer et al. 

2020). Für die Konferenz der Radiological Society of North America, die mit insgesamt mehr als 50.000 
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Teilnehmern ebenfalls zu den sehr großen Wissenschaftskonferenzen gehört, wurde nur für die 23.000 re-

gistrierten Teilnehmer eine durch An- und Abreisen per Flugzeug bedingte Gesamtemission von 39.500 t 

CO2e berechnet (Yakar und Kwee 2020). Laut den Autoren entspricht dies einem Verlust von 51,4 – 79,0 

gesunden Lebensjahren, sogenannten Disability-Adjusted Life Years (DALY54). Die Auswirkungen der durch 

die Teilnahme an einer Konferenz ausgestoßenen Treibhausgase lassen sich entsprechend dieses Ansatzes 

also auch im Sinne von direkten Konsequenzen für die Gesundheit von Menschen (primär solcher, die in 

Ländern des Globalen Südens leben) bemessen.  

Abbildung 24: Durchschnittliche, durch An- und Abreise verursachte Treibhausgasemissionen von 
ECPR General Conferences pro Teilnehmer 

 
Anmerkung: eigene Darstellung (vgl. Jäckle 2022a, S. 33). Die Spanne der Schätzungen ergibt sich aus den unterschied-
lichen zu Grunde gelegten Emissionsfaktoren. UBA: TREMOD Modell des Umweltbundesamts (Allekotte et al. 2020), 
UK: Conversion factors (UK Department for Business, Energy & Industrial Strategy 2021), EEA: TERM-Report der 
European Environmental Agency (2014), NTM: Network for Transport Measures (2018). IGES: Institute for Global Environmental 
Strategies. Die IGES-Schätzung basiert auf dem IPCC Special Report 2018 (IGES 2019; IPCC 2018).   

Interessant in Bezug auf den gewählten Vergleichsmaßstab ist ebenfalls der Artikel von Kuper (2019), der 

für die Konferenzen der American Society of Landscape Architects (ASLA) nicht nur den reisebedingten 

Carbon Footprint berechnet, sondern auch angibt, mit welchem Verlust an arktischem September-Meereis 

und an wirtschaftlicher Produktivität (v.a. im Globalen Süden) diese Emissionen einhergehen sowie der 

                                                           
54 DALY sind definiert als die Summe der durch Tod verlorenen Lebensjahre (YLL = Years of Life Lost) und der mit 
Behinderung verbrachten Jahre (YLD =Years Lived with Disability). YLL ist die Differenz zwischen dem Alter, in dem 
man aufgrund einer Krankheit stirbt, und der verbleibenden Lebenserwartung in diesem Alter, während YLD die 
Anzahl der Jahre angibt, die man mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen verbracht hat. Solche zusammenfassende 
Maße werden für die standardisierte Bewertung der durch Tod und Behinderung verursachten Krankheitslast immer 
wichtiger (Porst et al. 2022). 
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Frage nachgeht, wie viele Bäume gepflanzt werden müssten, um einen solchen Treibhausgasausstoß zu 

neutralisieren. Die An- und Abreisen zu sämtlichen ASLA-Konferenzen von 1960-2019 zusammengenom-

men, hätten laut seiner mittleren Schätzung 45.860 t CO2e emittiert, was einem Verlust von 137.587 m2 

arktisches Seeeises (knapp 20 Fußballfelder) und einem Produktivitätsverlust von 20.900 $ PPP entspricht. 

Mehr als 1,9 Millionen Zuckerahorn-Bäume mit einem Stammdurchmesser von drei Inch (7,5 cm), was etwa 

einer Baumhöhe von 4-5m entspricht, wären notwendig um diese Emissionen innerhalb eines Jahres zu 

neutralisieren (Kuper 2019, S. 116,121).  

Die durch An- und Abreise entstehenden Emissionen stellen dabei mit weitem Abstand den größten Pro-

zentsatz des gesamten, durch eine Konferenz verursachten Carbon Footprints dar. Für den hypothetischen 

Fall, wenn die ECPR Konferenz 2020 wirklich in Innsbruck stattgefunden hätte, berechnet Artikel 17 eine 

Spanne von 1210 – 2495 t CO2e reisebedingte Emissionen. Dem gegenüber stehen 32,2 t CO2e für Elekt-

rizität und Heizung (17,3 t im Hotel und 14,9 t im Konferenzzentrum) sowie je nach Art des Caterings (mit 

Fleisch/Fisch, vegetarisch oder vegan) zwischen 7 und 48 t CO2e für die Verpflegung bei der Konferenz 

(Jäckle 2021, S. 459). Zusammengenommen machen die Emissionen vor Ort damit gerade einmal zwischen 

1,5 und 6,2 Prozent des gesamten Treibhausgasaustoßes einer Konferenz aus. Entsprechend ist es auch 

sinnvoll, primär an der Stellschraube des durch An- und Abreise erzeugten Carbon Footprints anzusetzen, 

wenn es das Ziel ist, die Gesamtemissionen möglichst umfangreich zu reduzieren.  

Andere Maßnahmen, die von Konferenzorganisatoren auch teilweise durchgeführt und mit Klimaschutz-

bestrebungen begründet werden, sind hingegen eher symbolischer Natur: beispielsweise der Verzicht auf 

ein gedrucktes Konferenzprogramm. Der Carbon Footprint des 215-seitigen Konferenzprogramms der ECPR 

Konferenz in Hamburg 2018 (bei der die Teilnehmer optional auf das gedruckte Programm verzichten 

konnten) liegt, wenn man Emissionsfaktoren aus einem life-cycle-Ansatz (Pihkola et al. 2010) – von der Pa-

pierproduktion bis zur Entsorgung – heranzieht, bei 565 – 930 g CO2e pro Stück. Ungeachtet des symboli-

schen Wertes einer solchen Aktion, um Bewusstsein für das Thema Klimaschutz zu erzeugen, ist der prak-

tische Nutzen doch überschaubar. Hochgerechnet auf die knapp 2000 Teilnehmer, wäre bei einer komplet-

ten Abschaffung des gedruckten Programms nur eine, im Vergleich zu den durch An- und Abreise verur-

sachten Emissionen (905 – 1825 t CO2e), zu vernachlässigende Gesamtreduktion des Treibhausgasaussto-

ßes von 1,1 – 1,9 t CO2e möglich (Jäckle 2022a, S. 43).  

Angesichts des Befunds, dass es insbesondere die An- und Abreise bei Konferenzen sind, die deren Carbon 

Footprint determinieren, stellt sich die Frage, wie eine Konferenz, die gänzlich auf ein physisches Zusam-

menkommen verzichtet, im Vergleich zu einer Vor-Ort durchgeführten Konferenz abschneidet. Die kom-

plett virtuelle ECPR Konferenz 2020 bot hier ein gutes Vergleichsobjekt. Bei einer Online-Konferenz stam-

men die Emissionen primär aus der Elektrizität für den Betrieb der Computer (+ Peripherie wie Monitore), 

mit denen die Teilnehmer sich von zu Hause zuschalten, sowie derjenigen Elektrizität, die die Datentrans-

fers (Audio und Video) über Server ermöglicht. Legt man für diverse Parameter, wie die Energieaufnahme 

der Geräte, die gewählte Videoqualität oder den am örtlichen Strommix hängenden Emissionsfaktor für die 

Erzeugung einer kWh Strom, einerseits minimale sowie andererseits die maximal empirisch vorhandenen 
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Werte an, lässt sich damit eine Spanne von 0,06 – 12,95 t CO2e für die Durchführung der Online Konferenz 

2020 berechnen. Die maximale Schätzung55 für die Online-Konferenz liegt damit etwa 95-mal niedriger als 

die minimale Schätzung allein für die reisebedingten Emissionen, wenn die Konferenz vor Ort in Innsbruck 

stattgefunden hätte. Sofern halbwegs realistische (Mittel)Werte für die Online-Konferenz in Bezug auf 

Stromverbrauch der Geräte und Videoqualität und ein durchschnittlicher europäische Strommix (296 g 

CO2/kWh) angesetzt werden, kann man von etwa 780 kg CO2e für die Online Konferenz ausgehen (Jäckle 

2021, S. 458–459). Man könnte nach diesen Zahlen also zwischen 1600 und 3300 Online Konferenzen mit 

je knapp 2000 Teilnehmern durchführen, bevor man dieselbe Masse an Treibhausgasen generiert hätte, wie 

eine einzige vor Ort (in Innsbruck) ausgerichtete Konferenz.   

2.4.4. Vorschläge zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen  
Wie der vorige Abschnitt gezeigt hat, wäre ein kompletter Umstieg von physischen auf Online-Konferenzen 

aus Perspektive des Treibhausgasausstoßes die beste Option. Es gibt aber auch andere, in Bezug auf den 

Charakter von Konferenzen weniger invasive Varianten den Carbon Footprint wissenschaftlicher Konferen-

zen signifikant zu reduzieren. Wenn zentralere, gut an das Schienennetz angeschlossene Konferenzorte ge-

wählt werden, Teilnehmer auch längere Reisedauern von bis zu 20 Stunden per Bahn/Bus in Kauf nehmen 

und diejenigen Teilnehmer, mit der weitesten Anreise (> 4000 km) online zugeschaltet würden, ließe sich 

der Ausstoß von Treibhausgasen um 75 bis 90 Prozent reduzieren (Jäckle 2019, S. 245). Hybridkonferenzen 

sowie Incentivierungsmaßnahmen von Seiten der Konferenzorganisatoren möglichst nicht per Flugzeug, 

sondern auf eine klimafreundlichere Art und Weise zur Konferenz zu reisen56, könnten ebenfalls erheblich 

dabei helfen den Treibhausgasausstoß der Wissenschaft zu senken.  

Einige Wissenschaftsdisziplinen versuchen – teilweise bereits seit einigen Jahren – aktiv dem Ziel komplett 

klimaneutraler Konferenzen näherzukommen (Balanzat 2020; Bankamp und Seppelt 2013; Bossdorf et al. 

2010). Gleichwohl zeigen die jüngsten Entwicklungen nach Ende der durch die Corona-Pandemie begrün-

deten Reiseeinschränkungen, dass viele wissenschaftliche Konferenzen nun wieder nur als in-person-event 

stattfinden. Ein Beispiel dafür ist das Annual Meeting der APSA (American Political Science Association), 

welches nach einer komplett virtuellen Konferenz 2020 und zwei Konferenzen, bei denen es die Möglichkeit 

gab, auch an extra virtuellen Panels teilzunehmen, 2023 wieder ausschließlich als eine vor Ort Konferenz 

stattfinden wird. Eine Möglichkeit online zu präsentieren oder an Panels teilzunehmen soll es bei dieser 

APSA-Konferenz in San Francisco explizit nicht geben (https://connect.apsanet.org/apsa2023/annual-

meeting-faqs/).  

                                                           
55 Die maximale Schätzung ist in vielerlei Hinsicht sehr unrealistisch. Beispielsweise geht diese davon aus, dass sämtli-
cher für die Konferenz verbrauchter Strom fast ausschließlich über klimaschädliche Kohlekraftwerke erzeugt wird, wie 
dies in Polen der Fall ist. Entsprechend wird für diese Maximalschätzung auf den polnischen Emissionsfaktor für die 
Stromerzeugung von 773g CO2/kWh zurückgegriffen, der europaweit mit Abstand die Spitzenposition einnimmt: vgl. 
UK: 233g/kWh, D: 402g/kWh, F: 58g/kWh (European Environment Agency 2021).   
56 Die Society for Conservation Biology hat beispielsweise 2015 einen Green Travel Award an zwei Forscher aus England 
verliehen, da diese möglichst klimafreundlich per Schiff und Fahrrad zur Konferenz der Gesellschaft nach Montpellier 
angereist waren (Rosen 2017).   

https://connect.apsanet.org/apsa2023/annual-meeting-faqs/
https://connect.apsanet.org/apsa2023/annual-meeting-faqs/
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Die ECPR hingegen wird 2023 ihre Konferenz gewissermaßen zweiteilen in zwei Arten von Panels: Einer-

seits Panels, die vor Ort in Prag abgehalten werden und andererseits virtuelle Panels (https://ecpr.eu/Ge-

neralConference). Mit diesem Ansatz lassen sich zum einen, wie gezeigt, Treibhausgase einsparen, zum an-

deren hat dieses System potenziell aber auch noch eine Reihe weiterer Vorteile im Vergleich zu vor Ort 

Konferenzen (vgl. hierzu auch Sarabipour et al. 2021).  

Eine virtuelle Teilnahme … 

• ist einfacher für Personen, für die das Reisen aufgrund körperlicher Beeinträchtigung oder Krankheit 

schwierig, oder sogar unmöglich wäre (De Picker 2020). 

• lässt sich tendenziell einfacher mit anderweitigen familiären Verpflichtungen in der Care-Arbeit in Ein-

klang bringen als eine mehrtägige Konferenzreise (Henderson und Moreau 2020).57   

• könnte auch die Integration von Forschern aus dem Globalen Süden (vgl. auch das Problem ein Visum 

zu erhalten) sowie von Nachwuchswissenschaftlern ohne große Förderung fördern, für die die Teil-

nahme an vor Ort Konferenzen vielfach eine nicht überwindbare finanzielle Hürde darstellt.58 

• verursacht deutlich weniger Kosten (keine Raummiete, Catering etc.). Aus diesem Grund dürften sich 

trotz geringerer Konferenzgebühren für Online-Teilnahme als für vor Ort Teilnahme solche Konzepte 

auch finanziell für die hinter den Konferenzen stehenden wissenschaftlichen Fachgesellschaften loh-

nen, deren Haupteinnahmequelle oftmals die Konferenzen sind.  

Die in den drei Artikeln diskutierten Maßnahmen zur Reduzierung der Emissionen von wissenschaftlichen 

Konferenzen spielen dabei für sich genommen sicherlich keine wichtige Rolle, wenn es darum geht einen 

katastrophalen globalen Temperaturanstieg noch abzuwenden – dafür machen sie einen viel zu kleinen Teil 

an den gesamten, weltweiten Treibhausgasemissionen aus. Dies bedeutet jedoch nicht, dass sie die Anstren-

gungen nicht wert wären. Denn viel wichtiger als die faktische, direkte Emissionsreduktion dürfte ihre Au-

ßenwirkung und ihre Vorbildfunktion sein: Wenn die Bevölkerung sieht, dass Klimaschutz von der Wissen-

schaft gelebt und nicht nur angemahnt wird, wenn andere Wissenschaftler und Universitäten sehen, dass 

sich auch mit Online-Konferenzen und Workshops zu deutlich niedrigeren Kosten ähnlich gut Forschung 

und Vernetzung betreiben lässt, wie bei vor Ort Meetings und, wenn durch die Teilnahme an klimafreund-

liche Konferenzen entsprechend sozialisierte Wissenschaftler auch außerhalb der akademischen Welt in 

Wirtschaft, Politik und NGOs diese Sichtweise weitertragen, dann dürfte dies einen sehr viel größeren Ein-

fluss haben, als die Reduzierung der Konferenzemissionen für sich genommen. Entsprechend ist es auch 

wichtig, dass jegliche Klimaschutzmaßnahmen, die bei einer Konferenz getroffen werden, auch dokumen-

tiert und öffentlich gemacht werden (Holden et al. 2017).  

                                                           
57 Da Kinderbetreuung und familiäre Care-Arbeit immer noch überproportional durch Frauen erfolgt, könnte eine 
Online-Teilnahme Option bei Konferenzen auch dazu beitragen die Geschlechterdiversität in der Wissenschaft zu 
erhöhen (Jäckle 2021, S. 460). 
58 Vgl. hierzu auch Roelofs, nach der das Fliegen zwar eine der wertvollsten menschlichen Erfindungen darstellt man 
aber dabei auch aus Perspektive der Klimagerechtigkeit folgende Frage stets im Hintergrund haben muss: „Who gets to 
use this power [das Fliegen, SJ], for what ends and who suffers the consequences is a question we must adress if we are to live responsibly in 
the new normal of a planet facing climate emergency“ (Roelofs 2019, S. 269).  

https://ecpr.eu/GeneralConference
https://ecpr.eu/GeneralConference
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Eine umfassende Reduzierung der Emissionen von wissenschaftlichen Konferenzen ist allerdings mit wei-

tergehenden Fragen verknüpft. So basiert das aktuelle Wissenschaftssystem zu großen Teilen darauf, dass 

Forscher auch durch Teilnahme an Konferenzen Renommee aufbauen, sich dort ein Netzwerk erarbeiten, 

was beides für ihre Arbeit hilfreich sein kann. Eine einseitige Abkehr einzelner Forscher von diesem System 

würde vielfach negative Auswirkungen auf deren Karriereverläufe mit sich bringen. Ohne einen institutio-

nellen und systemischen Wandel, der Klimaschutz- und Nachhaltigkeitsaspekten innerhalb des Wissen-

schaftssystems eine sehr viel größere Relevanz zuerkennt, ist es daher schwerlich denkbar, dass eine rele-

vante Zahl an Wissenschaftlern Konferenzteilnahmen grundlegend überdenken bzw. reduzieren wird. Frei-

willige Initiativen einzelner Wissenschaftler, nicht mehr zu Konferenzen zu fliegen, gibt es zwar59, im Ver-

hältnis zu der Gesamtzahl an Wissenschaftlern, die dies potenziell betrifft, handelt es sich hierbei jedoch 

um keine bedeutende Größe. Institutionelle Projekte, wie das erwähnte an der ETH Zürich60, oder das vom 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz geförderte Projekt flyingless61, sind demgegenüber wich-

tige Ansätze, um die Verantwortung von den Schultern der damit offensichtlich überlasteten einzelnen For-

scher auf übergeordnete Ebenen zu verlagern. Letztlich werden sich, wenn eine Reduzierung der durch die 

Wissenschaft induzierten Emissionen wirklich gelingen soll, aber auch einzelne Wissenschaftler einer zuge-

gebenermaßen unangenehmen Frage stellen müssen. Nämlich, ob – etwas übertrieben ausgedrückt – ein 15 

minütiger Vortrag der eigenen Forschung vor einem oftmals nur aus wenigen Personen bestehenden Audi-

torium einen so großen wissenschaftlichen Mehrwert generiert und es aus einer globalen Klimagerechtig-

keitsperspektive heraus betrachtet auch rechtfertigbar ist, dass man hierfür Treibhausgase in einem Umfang 

ausstößt, die deutlich das übersteigen, was Menschen aus dem Globalen Süden in einem ganzen Jahr an 

Emission generieren bzw. das was ein Mensch pro Jahr gemäß des zur Verfügung stehenden CO2-Restbud-

gets ausstoßen darf, damit das 1,5 oder auch das 2,0 °C-Ziel weiterhin erreichbar bleiben. Hin- und Rückflug 

auf die APSA Konferenz 2023 in San Francisco aus Frankfurt (Direktflug, Economy-Klasse) würde einen 

Carbon Footprint von ca. 4,5 t CO2e bedeuten (Quelle: https://www.atmosfair.de/de/kompensieren/flug/). 

Das entspricht dem durchschnittlichen jährlichen Treibhausgasausstoß von 5,9 Menschen in Ruanda im 

Jahr 2019. Solange klimaneutrales Fliegen nicht möglich ist – und aktuell sieht es danach aus, dass sich auch 

in den nächsten Jahrzehnten an diesem Zustand nichts ändern wird (Lambrecht und Baars 2023) – kann die 

Teilnahme an internationalen Konferenzen (bei Anreise per Flugzeug) damit letztlich niemals nachhaltig im 

Sinne des Klimas sein.  

                                                           
59 z.B. https://noflyclimatesci.org/, https://sites.tufts.edu/flyingless/. 
60 ETH Air Travel Project: https://ethz.ch/en/the-eth-zurich/sustainability/eth-sustainability/air-travel/project-
background.html.  
61 Das unter Federführung des Instituts für Energie- und Umweltforschung Heidelberg (IFEU) und unter Mitwirkung 
der Universitäten Potsdam und Konstanz, des Max Planck Instituts für Astronomie in Heidelberg und des EMBL 
(European Molecular Biology Laboratory) laufende flyingless-Projekt soll unter anderem mittels umfangreicher Interviews 
und Befragungen von Wissenschaftlern, Universitätsverwaltungen und Studierenden Hindernisse für den Abbau der 
wissenschaftlichen Vielfliegerei identifizieren und mögliche Alternativen entwickeln. Dabei soll sowohl die Exzellenz 
der Wissenschaft beibehalten, die Vernetzung von Forschern ausgebaut und Karrierechancen des akademischen Nach-
wuchses nicht gefährdet werden (vgl. https://flyingless.de/).   
 

https://www.atmosfair.de/de/kompensieren/flug/
https://noflyclimatesci.org/
https://sites.tufts.edu/flyingless/
https://ethz.ch/en/the-eth-zurich/sustainability/eth-sustainability/air-travel/project-background.html
https://ethz.ch/en/the-eth-zurich/sustainability/eth-sustainability/air-travel/project-background.html
https://flyingless.de/
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Die drei Artikel zum Thema Carbon Footprint wissenschaftlicher Konferenzen enthalten zwar einerseits klare 

Handlungsempfehlungen, sie basieren aber, wie gezeigt wurde, auf einer quantitativen Analyse von Daten-

material, mit Hilfe derer zunächst die empirische Frage geklärt wurde, wie groß die Treibhausgasemissionen 

von Konferenzen sind, wobei es sich aufgrund der sozialen, ökonomischen und politischen Implikationen 

des Klimawandels eben auch nicht nur um eine rein naturwissenschaftliche Frage handelt. Damit sind diese 

Analysen, wie auch die 15 vorigen Artikel, Beispiele für Forschung innerhalb der (breit definierten) Politi-

schen Soziologie, die, wie es das Zitat von Max Weber eingangs ausgedrückt hat, „die uns umgebende Wirk-

lichkeit des Lebens, in welches wir hineingestellt sind, in ihrer Eigenart verstehen“ (Weber 1922, S. 170) 

helfen sollen.    
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1. Jäckle, Sebastian/Ettensperger, Felix (2021): Boosting the Understanding and Approval of 
Anti-Corona Measures–Reducing Exponential Growth Bias and its Effects through Educational 
Nudges, in Swiss Political Science Review, Vol. 27, No. 4, 809-821, DOI: 10.1111/spsr.12479. Repli-
cation data and Stata-Do-Files available at Harvard Dataverse. DOI: 10.7910/DVN/TTXZF9. * 

Zusammenfassung 

Ein großes Problem bei der Einhaltung von Coronavirus-Schutzmaßnahmen entsteht durch den soge-
nannten Exponential Growth Bias (EGB), bei dem es sich um eine kognitive Verzerrung handelt, die durch 
die systematische Unterschätzung des exponentiellen Wachstums und seiner Folgen entsteht. Dieser 
Artikel repliziert ein Amazon MTurk-Experiment zur Ausbreitung von SARS-CoV-2, welches während 
der ersten Welle der Pandemie im März 2020 in einer Stichprobe der US-Bevölkerung durchgeführt 
wurde und sich mit dieser Verzerrung befasst. Unter Verwendung eines Least-Likely-Designs, bei dem wir 
im November 2020 auf eine Stichprobe deutscher Studierender zurückgreifen, zeigt die statistische Ana-
lyse einen ähnlich starken EGB, wie das US-amerikanische Vergleichsexperiment. Daneben zeigen die 
Daten aber auch, dass diese Verzerrung durch eine einfache Bildungsmaßnahme (Nudging) reduziert wer-
den. Die Teilnehmer, die diese pädagogischen Anstöße erhielten, zeigten darüber hinaus eine deutlich 
höhere Zustimmung zu Kontaktbeschränkungen. Dieser Effekt ist robust gegenüber verschiedenen 
Analysemethoden und der Einbeziehung von Kontrollen. Entsprechend dieser Ergebnisse könnte es für 
die Politik angebracht sein, die Begrifflichkeit „exponentielles Wachstum“ nicht nur gebetsmühlenartig 
zu wiederholen, sondern durch einfache pädagogische Nudges zu einem besseren Verständnis der ex-
ponentiellen Ausbreitungsdynamik des Coronavirus beizutragen. Dies könnte dabei helfen die Öffent-
lichkeit von der Notwendigkeit von Eingriffen in persönliche Freiheitsrechte zu überzeugen.  
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2. Jäckle, Sebastian/Waldvogel, Thomas (2022): Attitudes towards Corona Protection Measures 
among German School Students – the Effects of Education and Knowledge about the Pandemic, 
in Social Sciences 11(280). DOI: 10.3390/socsci11070280.  Replication data and Stata-Do-Files 
available at Harvard Dataverse. DOI:  10.7910/DVN/DTQSEP.* 

 

 

Zusammenfassung 

Dieser Artikel geht der Frage nach, welche Einstellungen Schüler in Deutschland den von der Politik 
getroffenen Coronavirus-Schutzmaßnahmen gegenüberbringen. Darauf aufbauend wird untersucht, in-
wieweit die Bewertung der Pandemie durch die Schüler von einem besseren Verständnis der Verbreitung 
des Virus sowie von ihrem objektiven Wissen und ihrem selbst wahrgenommenen subjektiven Wissen 
über die Pandemie beeinflusst wird. Auf Basis einer Stichprobe von 563 deutschen Schülern (Alter: 12-
26) zeigt Teil I unserer Analyse, dass nach mehr als zwei Jahren der COVID-19-Pandemie (1) ein signi-
fikanter exponentieller Wachstumsbias (EGB), d.h. eine systematische Unterschätzung der Ausbrei-
tungsgeschwindigkeit von COVID-19, nach wie vor besteht, (2) diese verzerrte Wahrnehmung durch 
einfache Aufklärungsmaßnahmen verringert werden kann, aber (3) diese Behandlung weder einen we-
sentlichen Einfluss auf die allgemeine Zustimmung zu Anti-COVID-19-Maßnahmen noch auf die Be-
reitschaft der Teilnehmer hat, selbst spezifische solcher Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Darüber hinaus 
zeigt Teil II unserer Studie, dass sowohl subjektives als auch objektives Wissen die Zustimmung zu 
Schutzmaßnahmen sowie die Bereitschaft diese umzusetzen erhöht. Das Gleiche gilt für die Angst vor 
Infektionen. Daher ist ein pädagogischer Ansatz, der rationale, kognitive und emotionale Elemente kom-
biniert, wahrscheinlich am besten geeignet, um junge Menschen für die Gefahren einer Pandemie wie 
COVID-19 zu sensibilisieren. 

Eigener Beitrag 
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3. Jäckle, Sebastian/Trüdinger, Eva-Maria/Hildebrandt, Achim/Wagschal, Uwe (2022): A Matter 

of Trust: How Political and Social Trust relate to the Acceptance of Covid-19 Policies in Ger-
many, in German Politics, Online First, DOI: 10.1080/09644008.2021.2021510. Replication data 
and Stata-Do-Files available at Harvard Dataverse. DOI: 10.7910/DVN/W5CESW. * 

Zusammenfassung 

In Deutschland haben Bund und Länder seit März 2020 Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung 
von COVID-19 ergriffen. In diesem Artikel werden die Auswirkungen von politischem und sozialem 
Vertrauen auf die Akzeptanz dieser Maßnahmen untersucht. Diese Akzeptanz kann als zentrale Voraus-
setzung für die Einhaltung der staatlichen Maßnahmen durch die Bevölkerung gesehen werden. In einer 
Mehrebenen-Regressionsanalyse, die auf zwei Wellen von Umfragedaten basiert, welche im Mai und 
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November 2020 erhoben wurden, stellen wir fest, dass Vertrauen mit der Akzeptanz von Maßnahmen 
zur Pandemieeindämmung zusammenhängt. Politisches Vertrauen, d. h. Vertrauen in politische Akteure 
und Institutionen, hat generell einen positiven Effekt auf die Akzeptanz der Maßnahmen. Darüber hin-
aus zeigt die Analyse, dass der Einfluss des politischen Vertrauens auf die Akzeptanz in beiden Erhe-
bungswellen mit zunehmend liberalen Positionen ansteigt. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein, dass 
Personen mit diesen Positionen im Allgemeinen eher vor staatlichen Eingriffen zurückschrecken. Im 
Gegensatz dazu reduziert soziales Vertrauen, also das Vertrauen in andere Bürger, die Akzeptanz von 
Maßnahmen wie beispielsweise von Kontaktbeschränkungen. Die Daten zeigen darüber hinaus, dass der 
Problemdruck gemessen in Form von Inzidenzraten, Entfernung zu COVID-19-Hotspots oder Todes-
raten auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte, keinen Einfluss auf die Akzeptanz von Anti-
Corona-Maßnahmen hat. 

Eigener Beitrag 

 S.J. EM.T. A.H. U.W. 
Konzeptualisierung/Theorie     
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4. Jäckle, Sebastian/Timmis, James K. (2023): Left-Right-Position, Party Affiliation and Regional 

Differences Explain Low Covid-19 Vaccination Rates in Germany, in Microbial Biotechnology. Vol. 
16, No. 3, 662-677. DOI: 10.1111/1751-7915.14210. Replication data and Stata-Do-Files availa-
ble at Harvard Dataverse. DOI: 10.7910/DVN/JKI7IR.°  

Zusammenfassung 

Etablierte Instrumente zur Messung der Impfbereitschaft, wie z. B. die Vaccine Hesitancy Determinants 
Matrix, sind nicht ausreichend geeignet, um politische und ideologische Einstellungen adäquat und kon-
sistent zu messen. Diese quantitative Studie konzentriert sich auf Deutschland, das einen besonders in-
teressanten Fall darstellt, da hier die bei weitem am besten organisierte und sichtbarste „Anti-Covid“-
Bewegung in Europa entstanden ist. Die Studie untersucht den Einfluss von politischer Ideologie und 
Parteizugehörigkeit auf den Grad der Impfzurückhaltung. Sie basiert auf vier Onlineumfragen, die zwi-
schen Februar und Oktober 2021durchgeführt wurden und bei denen insgesamt mehr als 30.000 Perso-
nen teilgenommen haben. Wir zeigen, dass die Parteizugehörigkeit, die politische Ideologie und die Re-
gion, in der man wohnt, einen Einfluss auf die Impfzurückhaltung hat. Diese Variablen haben sogar 
einen stärkeren Einfluss als zwei Faktoren, die häufig im Hinblick auf die Impfbereitschaft untersucht 
werden: Geschlecht und Bildungsstand. Weitere Interaktionsmodelle zeigen, dass die Auswirkung der 
politischen Ideologie auf die Impfbereitschaft durch Alter, Geschlecht und Region konditioniert wird. 
Je rechter eine junge Person ist, desto zögerlicher ist sie gegenüber der SARS-CoV-2-Impfung, während 
dies bei älteren Personen nicht der Fall ist. Unsere Ergebnisse sind für künftige Forscher, die die Impf-
bereitschaft messen, und für politische Entscheidungsträger, die über die unterschiedlichen Auswirkun-
gen komplexer Maßnahmen im Bereich der öffentlichen Gesundheit nachdenken, von Bedeutung: Da 
die Auswirkungen politischer und ideologischer Einstellungen auf die Impfbereitschaft von den etablier-
ten Instrumenten zur Messung der Impfbereitschaft nicht angemessen berücksichtigt werden, empfehlen 
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wir eine Änderung dieser Instrumente. Um zukünftige Studien zu verbessern sollte eine klare und har-
monisierte Definition der politisch-ideologischen Dimension der Impfbereitschaft zusammen mit vorab 
validierten Messinstrumenten einbezogen werden. Darüber hinaus argumentieren wir, dass die 
Impfmüdigkeit zwar ein Ergebnis komplexer sozio-politischer Faktoren ist, sie aber an sich auch als 
Indikator für gesellschaftlichen Zusammenhalt und Anomie gesehen werden kann. Das Ausmaß an 
Impfzurückhaltung dürfte damit mit grundlegenderen Einstellungen, wie dem Vertrauen in (gesundheits-
)politische Entscheidungsträger, (öffentliche) Gesundheitsbehörden, Anbieter von Gesundheitsdienst-
leistungen usw. zusammenhängen. Daher empfehlen wir, Fragen zur Impfunwilligkeit in einschlägige 
nationale Erhebungen zu integrieren. 

Eigener Beitrag 

 S.J. J.K.T. 
Konzeptualisierung/Theorie   
Methodik   
Datenerhebung   
Datenbearbeitung   
Empirische Analyse   
Grafiken/Visualisierungen   
Replikationsdaten   
Schreiben der Arbeit   
Review/Editing   

 

  



138 
 

Block 2: Gender und Sexualität 

5. Jäckle, Sebastian/Wenzelburger, Georg (2014): Religion, religiosity and the attitudes towards 
homosexuality - A multi-level analysis of 79 countries, in Journal of Homosexuality.  Vol. 62, No. 2, 
207-241, DOI: 10.1080/00918369.2014.969071. * 

Zusammenfassung 

Obwohl die Einstellung zur Homosexualität vor allem in den westlichen Industrieländern liberaler ge-
worden ist, gibt es immer noch eine große Varianz im Hinblick auf das weltweite Niveau der Homone-
gativität. Anhand von Daten aus der vierten und fünften Welle des World Values Survey (1999-2004, 
2005-2009) versucht dieser Artikel, diese Varianz mit Hilfe einer Mehrebenenanalyse von 79 Ländern zu 
erklären. Dabei werden sowohl Merkmale auf individueller Ebene, wie Alter oder Geschlecht, als auch 
aggregierte Variablen, die mit den Besonderheiten der Nationalstaaten zusammenhängen, berücksichtigt. 
Insbesondere konzentrieren wir uns auf die Konfession einer Person und deren Religiosität, um ihre 
Einstellung zur Homosexualität zu erklären. Wir finden deutliche Unterschiede im Grad der Homone-
gativität unter den Anhängern der einzelnen Religionen.  

Eigener Beitrag 
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6. Hildebrandt, Achim/Jäckle, Sebastian (2023): Particularly in Highly Developed and More Gen-

der Egalitarian Societies: Sex Differences in Attitudes Towards Homosexuality, in Journal of Sex 
Research.  Online first, DOI: 10.1080/00224499.2023.2198500.* 

Zusammenfassung 

Die Forschung hat immer wieder gezeigt, dass Männer Homosexualität weniger akzeptieren als Frauen. 
Studien zu solchen geschlechtsspezifischen Unterschieden in der Einstellung wurden jedoch überwie-
gend in westlichen Demokratien durchgeführt, mit besonderem Schwerpunkt auf den USA. Ob der Ge-
schlechtsunterschied in der Einstellung zu Homosexualität ein weltweites Phänomen ist, wurde bisher 
nicht untersucht. Anhand von Daten aus der siebten Welle des World Values Survey (2017-2021) zeigt 
dieser Artikel, dass ein solcher Unterschied in den Ansichten bezüglich Homosexualität zwischen den 
Geschlechtern nicht universell ist, sondern sich fast ausschließlich auf Europa und Amerika beschränkt. 
Dies weist auf die Notwendigkeit hin, Studien, die in diesen Gesellschaften durchgeführt wurden, in 
globalen länderübergreifenden Vergleichen zu wiederholen. Im Gegensatz zu den Vorhersagen der so-
zialen Rollentheorie oder der biosozialen Konstruktionstheorie, aber im Einklang mit den Vorhersagen 
der Evolutionspsychologie und einer wachsenden Zahl empirischer Studien in diesem Bereich, vergrö-
ßert sich der Geschlechtsunterschied in der Einstellung gegenüber Homosexualität mit zunehmender 
Gleichstellung der Geschlechter und Entwicklung, insbesondere wenn beide zusammenfallen.  
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7. Hildebrandt, Achim/Trüdinger, Eva-Maria/Jäckle, Sebastian (2016): Sooner or Later: the Influ-

ence of Public Opinion and Religiosity on the Enactment of Laws Recognizing Same-Sex Unions, 
in Journal of European Public Policy. Vol. 24, No. 8, 1191-1210, DOI: 
10.1080/13501763.2016.1228693. * 

Zusammenfassung 

Beginnend in den 1990er Jahren haben fast alle westlichen Demokratien gleichgeschlechtliche Partner-
schaften in einem Zeitfenster von etwas mehr als zwei Jahrzehnten anerkannt. In dieser Studie wird 
untersucht, welche Faktoren diese rechtlichen Veränderungen beschleunigt oder verlangsamt haben. Die 
Analyse konzentriert sich auf die Auswirkungen verschiedener kultureller Aspekte: die Einstellung zu 
Homosexualität im Allgemeinen, die Einstellung zu Schwulen und Lesben als Menschen und die Religi-
osität. Eine Event-History-Analyse von 19 westlichen Ländern zeigt, dass die Zeit bis zur Einführung 
eines Gesetzes über gleichgeschlechtliche Partnerschaften umso länger ist, je weniger tolerant die Men-
schen gegenüber Schwulen und Lesben sind und je höher der Prozentsatz der regelmäßigen Besucher 
von Gottesdiensten in einem Land ist. Die Ergebnisse liefern neue Erkenntnisse über die Auswirkungen 
der Kultur auf die Politik und zeigen, wie wichtig es ist, zwischen den verschiedenen Elementen der 
öffentlichen Meinung zu unterscheiden. 
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8. Hildebrandt, Achim/Jäckle, Sebastian: Pervasive Polarization or Partial Convergence? Moral 
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Zusammenfassung 

Die Auswirkungen von Religiosität auf moralische Einstellungen sind in zahlreichen Studien beschrieben 
worden. Auch gibt es eine lange Forschungstradition dazu, wie wirtschaftliche Entwicklung Toleranz 
fördert. Weniger ist dagegen darüber bekannt, wie Religiosität und Entwicklung in ihrer Wirkung auf 
moralische Einstellungen zusammenwirken. Gaskins, Golder und Siegel (2013) untersuchten diese 
Wechselwirkung für die folgenden moralischen Einstellungen aus den beiden Bereichen Sexualität/Part-
nerschaft und Beendigung des Lebens: Einstellungen zu Abtreibung, Scheidung, Euthanasie, Homose-
xualität und Selbstmord. Daneben spielen aber noch zwei andere Bereiche moralischer Einstellungen 
eine wichtige Rolle für das gesellschaftliche Zusammenleben: die staatsbürgerliche Moral und die Ein-
stellung zu Gewalt. Da moralische Einstellungen in diesen Bereichen aktiv die Interaktionen der Men-
schen und ihre Ansichten über (un)angemessenes Verhalten – die sich wiederum in den Gesetzen eines 
Landes widerspiegeln – verdienen sie ebenfalls eine genauere Betrachtung. Auf Grundlage von Daten 
aus der sechsten WVS-Welle werden in diesem Forschungsbericht alle moralischen Einstellungen analy-
siert, zu denen die Befragten in einer ausreichenden Zahl von Ländern befragt wurden. Wir sind somit 
die ersten, die die Wechselwirkung von Entwicklung und Religiosität für das breiteste Spektrum an mo-
ralischen Einstellungen, zu denen Daten zur Verfügung stehen analysieren. Unsere Analyse bestätigt 
zwar die Ergebnisse von Gaskins et al. (2013) für die Einstellungen zu Sexualität/Partnerschaft und zur 
Beendigung des Lebens, das Muster, das wir für die staatsbürgerliche Moral und die Einstellung zu Ge-
walt gefunden haben, ist hingegen ein anderes. Für diese moralischen Einstellungen zeigen die Daten 
eine Konvergenz zwischen religiösen und säkularen Menschen auf höheren Entwicklungsstufen. 
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9. Jäckle, Sebastian (2022): Per aspera ad astra – Eine politikwissenschaftliche Analyse der Akzep-
tanz des Gendersterns in der deutschen Bevölkerung auf Basis einer Online-Umfrage, in Politische 
Vierteljahresschrift PVS, Online First. DOI:  10.1007/s11615-022-00380-z. Replication data and 
Stata-Do-Files available at Harvard Dataverse. DOI: 10.7910/DVN/TPAEOT. * 

Zusammenfassung 

Dieser Artikel zeigt zunächst allgemein, welche Relevanz das identitätspolitisch aufgeladene Thema Gen-
der in jüngster Zeit in der deutschen Politik gewonnen hat, sowie konkret, wie das Thema der sprachli-
chen Sichtbarmachung sämtlicher Geschlechter im Wahlkampf zur Bundestagswahl 2021 insbesondere 
von der AfD aktiv genutzt wurde, indem sie es als „Kulturkampf“ gegen eine fehlgeleitete Ideologie 
präsentierte. Die Hauptanalyse fokussiert auf die Akzeptanz des Gendersterns. Mehr als 10.000 Befragte 
eines Online-Surveys konnten, bevor die eigentliche Umfrage startete, auswählen, ob sie den Fragebogen 
mit Genderstern oder mit generischem Maskulinum präsentiert bekommen wollen. Diese Form der ver-
gleichsweise unbewussten Abfrage der interessierenden Eigenschaft minimiert die Gefahr von Priming-
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Effekten und sozialer Erwünschtheit. Insgesamt wählten etwa 21 % der Befragten die geschlechterge-
rechte Version, 75 % die mit generischem Maskulinum (4 % trafen keine Auswahl). Die statistische Ana-
lyse zeigt, dass die Bereitschaft, die Variante mit Genderstern zu lesen, eng mit politischen Einstellungs-
mustern zusammenhängt: Personen, die generell eher staatlichen Eingriffen zustimmen, wählen diese 
häufiger, genauso wie eher linke und eher ökologisch-alternativ ausgerichtete Menschen. Diese Effekte 
überlagern auch größtenteils die Unterschiede in Bezug auf die Wahlabsicht. So lässt sich nach Kontrolle 
auf diese grundlegenden politischen Einstellungen beispielsweise kein Unterschied mehr zwischen Per-
sonen mit CDU- und AfD-Wahlabsicht feststellen. Ebenfalls eine höhere Wahrscheinlichkeit die Gen-
dersternvariante zu wählen, haben Frauen, jüngere, höher gebildete und wohlhabendere Befragte sowie 
Personen aus Großstädten. Die politischen Einstellungseffekte sind allerdings stärker als diese Kontroll-
faktoren. Das spricht dafür, dass das Thema Gendern tiefliegende identitätspolitische Einstellungsmus-
ter aktiviert und es damit auch in Zukunft ein großes politisches Konfliktpotenzial besitzen wird. 
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 S.J. 
Konzeptualisierung/Theorie  
Methodik  
Datenerhebung  
Datenbearbeitung  
Empirische Analyse  
Grafiken/Visualisierungen  
Replikationsdaten  
Schreiben der Arbeit  
Review/Editing  

 

  



142 
 

Block 3: Politische Gewalt 

10. Jäckle, Sebastian/Baumann, Marcel (2017): “New Terrorism” = Higher Brutality? An Empirical 
Test of the “Brutalization Thesis”, in Terrorism and Political Violence. Vol. 29, No. 5, 875-901, DOI: 
10.1080/09546553.2015.1087399. *   
 

Zusammenfassung 

Dieser Artikel befasst sich mit der Brutalität von Terrorismus und der Frage, ob sich hierbei eine zeitliche 
Dynamik ausmachen lässt. Die Brutalisierungsthese als Teil des größeren theoretischen Konzepts des 
„neuen Terrorismus“ besagt, dass der „neue Terrorismus“ brutaler ist als der „alte Terrorismus“. Viele Wis-
senschaftler behaupten, dass die Anschläge vom 11. September 2001 den Beginn einer neuen Ära des Ter-
rorismus markieren, die sowohl den internationalen als auch den nationalen Terrorismus auf eine neue Stufe 
der Brutalität gehoben habe. Andere argumentieren, dass dieser Prozess bereits in den frühen 1990er Jahren 
begonnen hat. Nach der Erörterung möglicher Wege zur Operationalisierung einer Brutalisierung des Ter-
rorismus, z. B. durch die Konzentration auf Selbstmordattentate oder Terroranschläge gegen weiche Ziele, 
prüft dieser Artikel die empirische Glaubwürdigkeit der Brutalisierungsthese im Hinblick auf beide poten-
ziellen Ausgangspunkte. Daten aus der Global Terrorism Database (GTD) zeigen, dass nur drei von neun 
Indikatoren einer gesteigerten Brutalität des Terrorismus in den 1990er Jahren signifikant angestiegen sind, 
was die Idee einer allgemeinen Brutalisierung teilweise stützt. Daneben untermauert die gestiegene Zahl von 
Selbstmordattentaten und Enthauptungen nach dem 11. September 2001 die Vorstellung einer qualitativen 
Veränderung des Terrorismus in Bezug auf seine Brutalität. Dies geht einher mit der Idee einer Maximierung 
der Aufmerksamkeit durch Medien und Öffentlichkeit. Gleichwohl ist diese Entwicklungen jedoch regional 
begrenzt, und die Brutalität dieses „neuen Terrorismus“ übersteigt nur in wenigen Fällen das aus der Hoch-
phase des „alten Terrorismus“ in den 1970er und 1980er Jahren bekannte Niveau. 
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 S.J. M.B. 
Konzeptualisierung/Theorie   
Methodik   
Datenerhebung   
Datenbearbeitung   
Empirische Analyse   
Grafiken/Visualisierungen   
Replikationsdaten   
Schreiben der Arbeit   
Review/Editing   

 
11. König, Pascal D./Jäckle, Sebastian (2023): The violence of the Far Right – The three decades 

after German reunification, in: Weisskircher, Manès (Ed.): Contemporary Germany and the 
Fourth Wave of Far-Right Politics: From the Streets to Parliament, Routledge. * 

Zusammenfassung 

Dieses Kapitel bietet eine umfassende Analyse rechtsextremer Gewalt in Deutschland in den drei Jahrzehn-
ten nach der Wiedervereinigung. Es bietet dabei sowohl quantitative als auch qualitative Perspektiven auf 
die wichtigsten Entwicklungen in diesem Bereich, wobei der Schwerpunkt auf der nationalen und subnati-
onalen Ebene liegt. Nach einem starken Anstieg rechtsextremer Gewalt folgend auf die Wiedervereinigung 
war seit den späten 1990er Jahren lange kein klarer Trend erkenntlich. Erst mit dem großen Zustrom von 
Asylbewerbern im Jahr 2015 folgte ein weiterer deutlicher Anstieg der Gewalt. Im Vergleich zu den 1990er 
Jahren können die in diesem Zeitraum, d.h. im Zuge der vierten Welle rechtsextremer Politik, verübten 
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Gewalttaten als spontaner und weniger hierarchisch organisiert bezeichnet werden. Zudem wurden sie viel-
fach von Einzelpersonen ohne vorherige Verbindungen zu extremistischen Organisationen begangen. Da-
neben finden sich aber auch Anzeichen für eine zunehmende Militanz der rechtsextremen Szene, die terro-
ristische Netzwerke und Akteure mit Verbindungen zu Polizei und Armee einschließt. Ein weiteres neues 
Merkmal rechtsextremer Gewalt ist der Trend zu losen Netzwerken sowie die Tatsache, dass die jüngsten 
Angriffe eher auf die Gesellschaft, den Staat oder seine Vertreter als auf Individuen mit Migrationshinter-
grund abzielten, wie dies in den 1990er Jahren zumeist der Fall war. In Bezug darauf, wie rechtsextreme 
Gewalt als Thema von der Politik diskutiert wird, zeigt der Beitrag darüber hinaus die Uneinigkeit zwischen 
den etablierten Parteien und der AfD darüber, wie solche Verbrechen in der öffentlichen Debatte zu inter-
pretieren sind. 
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12. Jäckle, Sebastian/König, Pascal D. (2017): The Dark Side of German “Welcome Culture” – In-

vestigating the Causes Behind Attacks on Refugees in 2015, in West European Politics. Vol. 40, No. 
2, 223-251, DOI: 10.1080/01402382.2016.1215614. * 

Zusammenfassung 

Im Jahr 2015 erlebte Deutschland einen rekordverdächtigen Zustrom von Flüchtlingen – und wurde 
international für seine "Willkommenskultur" gelobt. Gleichzeitig stieg jedoch die Anzahl der Angriffe 
auf Flüchtlinge auf ein alarmierendes Niveau. Dieser Artikel beschreibt die geographische Verteilung 
dieser Angriffe und untersucht ihre Ursachen, indem er detaillierte sozioökonomische und politische 
Daten verwendet und eine hierarchische Datenstruktur modelliert. Unter Kontrolle weiterer relevanter 
Faktoren, wie sie in der bisherigen Forschung beschrieben werden, wird erstens geprüft, ob die Stärke 
rechtsextremer Parteien eine Rolle spielt, und zweitens wird ein Ansteckungseffekt modelliert, wobei 
sowohl die räumliche als auch die zeitliche Nähe berücksichtigt wird. Die Ergebnisse deuten darauf hin, 
dass die Stärke rechtsextremer Parteien in einem Landkreis die Wahrscheinlichkeit von Angriffen auf 
Flüchtlinge in diesem Gebiet erheblich steigert. Sie bestätigen auch die Idee eines behavioristischen An-
steckungseffekts. Die sozialstrukturellen Variablen, die als Kontrollen verwendet wurden, zeigten nur 
eine begrenzte Erklärungskraft.  
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 S.J. P.K. 
Konzeptualisierung/Theorie   
Methodik   
Datenerhebung   
Datenbearbeitung   
Empirische Analyse   
Grafiken/Visualisierungen   

http://dx.doi.org/10.1080/01402382.2016.1215614


144 
 

Replikationsdaten   
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13. Jäckle, Sebastian/König, Pascal D. (2018): Threatening Events and Anti-Refugee Violence: An 

Empirical Analysis in the Wake of the Refugee Crisis during the Years 2015 and 2016 in 
Germany, in European Sociological Review. Vol. 34, No. 6, 728-743, DOI: 10.1093/esr/jcy038. * 

Zusammenfassung 

In diesem Artikel wird die Rolle von zwei potenziellen dynamischen Einflüssen auf das Auftreten von 
Gewalt gegen Flüchtlinge in Deutschland in den Jahren 2015 und 2016 untersucht. Erstens wird unter-
sucht, ob drei Arten von bedrohlichen Ereignissen flüchtlingsfeindliche Gewalt auslösen: (i) Gewalt oder 
Straftaten von Flüchtlingen, (ii) Polizeirazzien gegen islamische Fundamentalisten, (iii) Terroranschläge 
und -warnungen in Deutschland und Terroranschläge in Nachbarländern. Zweitens wird untersucht, ob 
diese Gewalt durch öffentliche Äußerungen von Politikern aus Parteien, die sich gegen Einwanderung 
positionieren, bestärkt wird. Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass solche negativen öffentlichen 
Hinweise tatsächlich die Wahrscheinlichkeit von Anschlägen erhöhen. Allerdings scheinen diese Äuße-
rungen zum Teil auch durch vorangegangene bedrohliche Ereignisse ausgelöst zu werden. Unter diesen 
bedrohlichen Ereignissen üben Terroranschläge in Nachbarländern, die besonders schwerwiegende und 
stark mediatisierte Ereignisse darstellen, einen robusten Einfluss auf Gewalt gegen Flüchtlinge aus. Ins-
gesamt unterstreicht die Analyse der beiden Jahre mit dem größten Asylbewerberzustrom in der neueren 
deutschen Geschichte die Bedeutung situativer Einflüsse für die Erklärung des Auftretens von Übergrif-
fen gegen Flüchtlinge. 
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14. Jäckle, Sebastian/König Pascal D. (2019): Drei Jahre Anschläge auf Flüchtlinge in Deutschland 

– welche Faktoren erklären ihre räumliche und zeitliche Verteilung?, in Kölner Zeitschrift für Soziolo-
gie und Sozialpsychologie. Vol. 71, No. 4, 623-649, DOI: 10.1007/s11577-019-00639-1. * 
 

Zusammenfassung 

Die Bunderepublik Deutschland erlebte im Jahr 2015, vor allem ab dem letzten Quartal, eine immense 
Zuwanderung von Flüchtlingen, die bis ins darauffolgende Jahr anhielt. In der Folge kam es zu einem merk-
lichen Anstieg der Anzahl von Anschlägen auf Flüchtlinge, die erst im Jahr 2017 allmählich zurückging. Der 
vorliegende Aufsatz repliziert eine Studie, die das Auftreten von Anschlägen in Deutschland im Jahr 2015 
ergründet hat und prüft, ob die relevanten Erklärungsfaktoren auch in den beiden Folgejahren Gültigkeit 
haben. Die Analyseergebnisse zeigen, dass noch im Jahr 2015 politische, sozioökonomische und demogra-
phische Faktoren struktureller Art einen gewissen Erklärungswert für das Vorkommen von Anschlägen 
aufweisen. In den Jahren 2016 und 2017 lässt die Erklärungskraft all dieser Variablen jedoch nach und es 
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zeigt sich über das ganze Land verteilt ein deutlich diffuseres Anschlagsmuster. Als robust erweisen sich 
über den gesamten Zeitraum hinweg hingegen Ansteckungseffekte durch zeitlich wie räumlich nahe voran-
gehende fremdenfeindliche Ereignisse. 
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15. Bauschke, Rafael/Jäckle, Sebastian (2023):  Hate Speech on Social Media against Mayors: Ex-
tent, Reactions and Implications – Evidence from Germany, in Policy & Internet. DOI:  
10.1002/poi3.335. * 

Zusammenfassung 

Auf der Grundlage einer Online-Befragung von Bürgermeistern aus Baden-Württemberg wird in diesem 
Artikel analysiert, (1) inwieweit soziale Medien auf kommunaler Ebene missbräuchlich genutzt werden, (2) 
wie Bürgermeister auf Hassreden reagieren und (3) ob die Erfahrung mit solchen beleidigenden Kommen-
taren und Drohungen mit ihrer Wahrnehmung von sozialen Medien als Instrument der politischen Kom-
munikation korreliert. Die Analyse zeigt, dass Hasskommentare Teil der Erfahrung mit sozialen Medien auf 
lokaler Ebene sind. 53,9 % der Bürgermeister haben in ihrer Rolle als Politiker mindestens einmal persönli-
che Beleidigungen und Anfeindungen in sozialen Medien erlebt. Die Mehrheit von ihnen (56,7 %) ignorierte 
die Hassrede ohne Reaktion. Deutlich weniger reagierten aktiver: 29,8 % antworteten auf die beleidigende 
Nachricht, 5,4 % blockierten die Person, von der die hatespeech ausging und 8,2 % gingen strafrechtlich gegen 
eine gerichtliche Klage ein. Die statistische Analyse zeigt, dass Bürgermeister, die soziale Medien professio-
neller nutzen, mit größerer Wahrscheinlichkeit aktiv auf Hassreden reagieren. Außerdem wurde festgestellt, 
dass die Erfahrung mit Hassreden und insbesondere eine aktive Art der Reaktion positiv mit der Einschät-
zung der Bürgermeister zusammenhängt, wie nützlich sie soziale Medien für die politische Kommunikation 
halten. 
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Block 4: CO2-Fußabdruck wissenschaftlicher Konferenzen 

16. Jäckle, Sebastian: WE have to change! The Carbon Footprint of ECPR General Conferences and 
Ways to Reduce It, in European Political Science. Vol. 18, No. 4, 630-650 DOI: 10.1057/s41304-019-
00220-6. 

Zusammenfassung 

Die politischen Folgen des Klimawandels sind auf zahlreichen politikwissenschaftlichen Konferenzen 
thematisiert worden. Im Gegensatz zu der Vielzahl der Diskussionen auf diesen Tagungen fällt auf, dass 
es keine systematische Erfassung des CO2-Fußabdrucks politikwissenschaftlicher Konferenzen gibt. Un-
ter Anwendung eines GIS-basierten Ansatzes schätze ich die reisebedingten Treibhausgasemissionen der 
letzten sechs ECPR General Conferences (2013-18). Die Ergebnisse zeigen, dass bei den fünf Konferenzen, 
die in Europa stattfanden, die durchschnittlichen Emissionen pro Teilnehmer zwischen 0,5 und 1,3 Ton-
nen CO2-Äquivalenten lagen. Bei der Konferenz 2015 in Montreal waren es sogar 1,9-3,4 Tonnen. Ver-
glichen mit Schätzungen auf der Grundlage der jüngsten IPCC-Berichte, die eine Reduzierung der Pro-
Kopf-Emissionen auf 2,5 Tonnen bis 2030 und sogar 0,7 Tonnen bis 2050 fordern, um das 1,5-Grad-
Ziel zu erreichen, sind die reisebedingten Treibhausgasemissionen der ECPR-Konferenzen sehr hoch. 
Weitere Schätzungen zeigen jedoch, dass erhebliche Emissionsreduzierungen möglich sind: Durch die 
Wahl zentralerer Konferenzorte, die Förderung emissionsarmer landgebundener Verkehrsmittel und die 
Einführung von Online-Teilnahme-Möglichkeiten insbesondere für Forscher aus weit entfernten Teilen 
der Welt, könnte der CO2-Fußabdruck um 75-90 Prozent reduziert werden. Der Artikel zeigt zudem 
anhand von konkreten Empfehlungen auf, wie der CO2-Fußabdruck von Konferenzen verringert wer-
den könnte.  
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17. Jäckle, Sebastian (2021): Reducing the Carbon Footprint of Academic Conferences by Online 

Participation - the Case of the 2020 Virtual ECPR General Conference, in PS: Political Science & 
Politics, Vol. 54, No. 3, 456-461, DOI: 10.1017/S1049096521000020. 

Zusammenfassung 

In diesem Artikel wird untersucht, wie sich die Entscheidung, eine akademische Konferenz in eine On-
line-Veranstaltung umzuwandeln, auf deren CO2-Fußabdruck auswirkt. Die Analyse wird durchgeführt 
am Beispiel der größten europäischen politikwissenschaftlichen Konferenz, der ECPR General Conference, 
welche aufgrund der COVID-19 Pandemie im Jahr 2020 als Online-Konferenz stattgefunden hat. Dabei 
wird die Menge an Treibhausgasen, die durch die virtuelle Konferenzveranstaltung erzeugt wurden mit 
dem hypothetischen Fall verglichen, wenn die Konferenz wie ursprünglich geplant in physischer Form 
stattgefunden hätte. In die umfassende Abschätzung fließen Emissionen aus Stromverbrauch, Reisen, 
Heizung und Catering mit ein. Es stellte sich heraus, dass der CO2-Fußabdruck der virtuellen Konferenz 
mindestens 97- bis 200-mal kleiner war, als er es gewesen wäre, wenn das Treffen physisch stattgefunden 
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hätte. Hybride Konferenzen, insbesondere wenn diejenigen Teilnehmer online zugeschaltet werden kön-
nen, die ansonsten sehr weite Anreisewege zurücklegen müssten, in Kombination mit der Förderung 
von Anreisen per Bus oder Bahn für die Teilnehmer, die persönlich anwesend sind – auch wenn dies 
längere Reisezeiten als bei einem Flug bedeutet – könnten ein praktikabler Kompromiss sein, um die 
Emissionen um fast 90 % zu reduzieren.  
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18. Jäckle, Sebastian (2022): The Carbon Footprint of Travelling to International Academic Confer-

ences and Options to Minimize it, in Bjørkdahl, Kristian/Duharte, Adrian (Eds.): Academic Flying 
and the Means of Communication, Palgrave Macmillan, 19-52, DOI:  10.1007/978-981-16-4911-0_2. 

Zusammenfassung 

In diesem Kapitel geht es um den CO2-Fußabdruck von Reisen zu wissenschaftlichen Konferenzen. Die 
von mir vorgestellten Fälle sind die letzten sieben General Conferences des European Consortium for Political 
Research (ECPR), die mit bis zu 2000 Teilnehmern größten europäischen Konferenzen der Politikwissen-
schaft. Meine Schätzungen zeigen, dass sich der reisebedingte CO2-Fußabdruck einer einzigen Konfe-
renz auf mehr als 2000 Tonnen Treibhausgase belaufen kann – so viel, wie etwa 270 durchschnittliche 
britische Bürger in einem ganzen Jahr ausstoßen. Ein Teilnehmer verursacht im Durchschnitt zwischen 
500 und 1500 kg CO2-Äquivalente pro Konferenzreise. Durch drei Maßnahmen (zentraler gelegene 
Konferenzorte, Förderung von mehr Bus- und Bahnanreisen und Einführung einer Online-Teilnahme 
für Teilnehmer aus weiter entfernten Orten) könnte der CO2-Fußabdruck jedoch um 78-97 % verringert 
werden. Im Jahr 2020 führte die COVID-19-Pandemie zu einer allgemeinen Verlagerung auf Online-
Konferenzen – auch die ECPR General Conference wurde zu einer virtuellen Veranstaltung. Eine detaillier-
tere Schätzung des CO2-Fußabdrucks dieser reinen Online-Konferenz zeigt, dass die reisebedingten 
CO2-Emissionen – wenn die Veranstaltung wie ursprünglich vorgesehen in physischer Form stattgefun-
den hätte – zwischen 250 und 530 Mal höher gewesen wären, als die der Online-Konferenz.  
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